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Renaissance der Industriepolitik
Robert Habeck hat den Zeitpunkt für seine Industriestrategie gut gewählt. Weltweit 
erlebt Industriepolitik eine Renaissance: „Made in China 2025“, der amerikanische 
Chips Act oder der Infl ation Reduction Act mit seinen Aufl agen für lokale Produktion 
sind Ausdruck dieser Bewegung. In der Wissenschaft sind in den vergangenen Jah-
ren neue Arbeiten dazu entstanden, sei es in der Evaluierung von industriepolitischen 
Maßnahmen, bei wirtschaftshistorischen Arbeiten zu Industriepolitik in Schwellen-
ländern und und neuen konzeptionellen Arbeiten zu Abhängigkeiten in Lieferketten. 
Und es gibt neue bzw. wieder aktuelle Gründe für industriepolitische Eingriff e: Die 
angestrebte schnelle Transformation der Wirtschaft hin zu Klimaneutralität sowie das 
Absichern von geopolitischen Risiken werden sich ohne aktives Steuern durch den 
Staat nicht bewältigen lassen. Kein gutes Argument für eine Industriestrategie ist al-
lerdings, was Habeck in seinem Vorwort schreibt: „Die Bedeutung der Industrie geht 
… weit über das Ökonomische hinaus. … [Sie] ist Teil der sozialen und kulturellen 
Identität unseres Landes.“ Da mag das Herz des Industrieromantikers höherschla-
gen, als Leitbild für die Wirtschaft des 21. Jahrhunderts taugt dies nicht.

Die vorgelegte Industriestrategie zeigt auf, was bereits getan wird und was beab-
sichtigt ist und stößt damit eine notwendige Diskussion an: Es geht weniger um das 
„Ob“ als um das „Wie“. Was ist nötig, um die Transformation erfolgreich zu gestalten 
und um sich unabhängiger von Lieferkettenunterbrechungen zu machen? Was wirkt, 
was wirkt nicht? Was wirkt besser? Die Messlatte ist dabei sehr hoch anzusetzen, da 
industriepolitische Eingriff e gravierende Probleme mit sich bringen können. Unpro-
duktive Subventionswettläufe und massive Wettbewerbsverzerrungen haben nicht 
zuletzt dazu geführt, dass Subventionen eines Landes ein Grund für Strafzölle im 
internationalen Handel sein können. Die EU hat mit der Beihilfenkontrolle ein striktes 
Regime eingeführt, um den Wettbewerb im europäischen Binnenmarkt vor verzerren-
den Subventionen zu schützen.

Zur Sache: Die „horizontalen“ Maßnahmen der vorgelegten Industriestrategie, d. h. 
Maßnahmen, die allen Unternehmen zugutekommen, sind weitgehend unkritisch 
und positiv zu bewerten. Planungs- und Genehmigungsverfahren vereinfachen, In-
frastruktur weiter ausbauen sowie Restriktionen am Arbeitsmarkt abbauen: das alles 
stärkt den Wirtschaftsstandort Deutschland. Es verwundert, dass die hohe Steuer-
belastung – „Deutschland [belegt] im OECD-Vergleich einen der vorderen Plätze“ – 
zwar als einer von fünf Standortnachteilen gesehen wird, der Wirtschaftsminister sich 
aber nicht durchringen kann, eine Senkung der Steuern zu empfehlen. Problemati-
scher sind die „vertikalen“ Maßnahmen, die gezielt der Förderung einzelner Sektoren 
oder gar Unternehmen dienen.

Die Transformation der Industrie ist ein Hauptanliegen der Industriestrategie. Inwiefern 
der Brückenstrompreis dazu beitragen kann, bleibt unklar. Als temporäre Maßnahme 
stärkt er nicht den Standort – kaum ein Unternehmen wird investieren, nur weil ihm für 
einige Jahre günstige Strompreise zugesagt werden. Als langfristige Maßnahme ist er 
nicht beabsichtigt und wäre auch nicht zu empfehlen, da dadurch Strukturen gefestigt 
würden, die ansonsten nicht lebensfähig sind. Da Deutschland auch langfristig nicht 
die günstigsten Strompreise haben wird – Sonne und Wind gibt es woanders mehr – ist 
davon auszugehen, dass energieintensive Produktion mit geringer Wertschöpfung das 
Land verlassen wird. Eine Industriestrategie sollte diesen Strukturwandel zulassen.

Achim Wambach

Präsident des ZEW – Leibniz-
Zentrum für Europäische 
Wirtschafts forschung in 

Mannheim
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Die Klimaschutzverträge, für die ein „mittlerer zweistelliger Milliardenbetrag zur Verfü-
gung“ steht, sind ein wesentliches Instrument für die Transformation: Unternehmen er-
halten Mittel für eine klimafreundliche Produktion von z. B. grünem Stahl, grünem Zement 
oder grünem Glas. Die Mittel sollen durch Auktionen vergeben werden, um Kosteneffi  zi-
enz zu erreichen. Der Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium hatte empfohlen, von 
Klimaschutzverträgen zeitnah auf grüne Leitmärkte umzusteigen. Wenn etwa bei jeder 
Verwendung von Stahl ein gewisser über die Zeit steigender Anteil Grünstahl dabei sein 
müsste, würde ein neuer Markt geschaff en, der off en ist für neue Anbieter und internatio-
nale Wettbewerber. Solche Leitmärkte würden Innovationen belohnen, Klimaschutzver-
träge hingegen belohnen die Produktion. Bestrebungen, damit es zu solchen Leitmärkten 
kommt, werden in der Industriestrategie angekündigt; ihnen ist viel Erfolg zu wünschen.

Neben der Transformation der Industrie ist die Geoökonomie – die Vorsorge gegen 
mögliche Lieferkettenunterbrechungen – ein zweiter wichtiger Grund für staatliche 
Eingriff e. Weltweit ist derzeit eine Diskussion dazu im Gange: Unter welchen Umstän-
den ist eine weitere Diversifi zierung der Lieferketten besser? Wann sollte die Produkti-
on in den Binnenmarkt verlagert werden? Welchen Beitrag zur Versorgungssicherheit 
leisten Unternehmen auch ohne weitere Maßnahmen? Wo muss der Staat eingreifen? 
„No-regret“-Maßnahmen sind weitere Handelsabkommen, um Diversifi zierung von 
Lieferketten einfacher zu machen. Auch die vorgelegte Industriestrategie spricht sich 
dafür aus. Es ist umso bedauerlicher, dass die Verhandlungen mit Australien abgebro-
chen wurden und die Implementierung des Mercosur-Abkommens nicht vorankommt.

Der Sicherung der technologischen Souveränität sollen auch die Förderprogramme 
für Halbleiterchips dienen, zumal „Risiken von Lieferkettenstörungen oder Abhängig-
keiten“ vorliegen. Die USA haben dafür einen eigenen 50 Mrd. US-$ schweren Chips 
Act aufgelegt. Die Gefahr eines Subventionswettlaufs ist hoch. Positiv bewertet: Die 
europäische Abhängigkeit von Taiwan wird dadurch reduziert. Angesichts dieser Ent-
wicklungen hätte man sich eine sorgsamere Begründung gewünscht, warum auch 
Deutschland Milliarden in diese Industrie investiert. Das Argument, dass „Mikroelek-
tronik … der Schlüssel für viele Digitalisierungs- und Transformationsprozesse und 
das entscheidende Ausgangsprodukt für die meisten Industrieprodukte der Zukunft 
[ist]“, ist zwar unstrittig. Allerdings gibt es noch einige andere Technologien, auf die 
das auch zutriff t. Ein internationaler Subventionswettlauf ist eine berechtigte Sor-
ge, und es wäre hilfreich, wenn eine Industriestrategie auch darauf eingehen würde. 
Zunächst sollte sie europäisch eingebunden sein, da beide Ziele – Transformation 
und Resilienz – alle Länder betreff en. In dieser Hinsicht fällt die vorgelegte Strategie 
recht knapp aus, neue europäische Initiativen fehlen. Zudem wäre die Ankündigung 
einer konsequenten Anwendung des Anti-Subventionsinstruments der WTO sowie 
eine Selbstdisziplinierung bei der Verwendung von eigenen Subventionen hilfreich. 
Förderungen einzelner Unternehmen können zu Wettbewerbsverzerrungen führen. 
Insbesondere große Unternehmen sind schnell dabei, gute Gründe zu fi nden, wa-
rum genau sie gefördert werden sollen, zum Nachteil der kleinen Unternehmen. Die 
vorgelegte Industriestrategie öff net dafür viele Türen, da sie in ihren Kriterien, unter 
welchen Umständen sie welche Maßnahmen empfi ehlt, vage bleibt.

Industriepolitik ist nicht neu, aber dennoch sind viele Fragen zu ihrer Gestaltung off en. 
Eine Evaluierung der Maßnahmen ist zu empfehlen, ein Bekenntnis dazu fehlt in der In-
dustriestrategie. Die Monopolkommission oder die Expertenkommission Forschung 
und Innovation könnten eigenständig untersuchen, ob die vollzogenen Maßnahmen den 
Wettbewerb im europäischen Binnenmarkt behindern oder fördern, und ob sie Innova-
tionen anregen oder eher strukturbewahrend wirken. Ein Kollege äußerte einmal, dass 
Industriepolitik ordnungspolitisch unerwünscht sei, man aber schon immer ein Auge zu-
gedrückt habe. Umso wichtiger ist es, mit dem anderen Auge genauer hinzuschauen.

Achim Wambach

ZEW Mannheim
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Steuerschätzung

Ausgabenprioritäten setzen

Die Steuerschätzung bildet das Fundament, auf dem die 
Säulen der Haushaltsplanung ruhen. Da die Schulden-
bremse die Möglichkeiten schuldenfi nanzierter Ausgaben 
eng begrenzt, hat die Steuerschätzung für die Planung 
zukünftiger Ausgaben eine tragende Rolle. Sie setzt eine 
Richtschnur für Investitionen und Sparmaßnahmen. Wie 
sind nun die Ergebnisse der jüngsten Steuerschätzung 
einzuordnen, die Ende Oktober dieses Jahres veröff ent-
licht wurden?

Die gesamten Steuereinnahmen von Bund, Ländern und 
Gemeinden für das Jahr 2023 werden auf 916 Mrd. Eu-
ro geschätzt, das sind 2,3 % mehr als im Vorjahr. 2025 
werden die Gesamtsteuereinnahmen voraussichtlich 
zum ersten Mal eine Billion Euro erreichen. Knapp 40 % 
der Steuereinnahmen (356 Mrd. Euro) werden 2023 beim 
Bund anfallen; etwas über 40 % (383 Mrd. Euro) bei den 
Ländern. Der Rest verteilt sich auf die Gemeinden (15 % 
der Steuereinnahmen) und die Europäische Union (4 %).

Bis zum Jahr 2028 sollen die Steuereinnahmen des Bun-
des relativ zu 2022 um 30 % ansteigen, die der Länder 
allerdings nur um 21 %. Da das Bruttoinlandsprodukt 
im gleichen Zeitraum laut der Prognose um knapp 25 % 
wachsen wird, steigt die volkswirtschaftliche Steuerquo-
te marginal an, von 23,10 % im Jahr 2022 auf 23,27 % im 
Jahr 2028. Die Länder verlieren also relativ zum Bund an 
Einnahmen. Dies liegt an der Entwicklung der Länder-
steuern. Hauptfaktor ist der gegenwärtige Einbruch auf 
dem Immobilienmarkt: Das Grundsteueraufkommen wird 
2023 fast 30 % niedriger sein als im Vorjahr. Auch danach 
erholt es sich nur langsam und liegt in der Prognose für 
2028 immer noch deutlich unter dem Niveau von 2022. 
Auch bei der Erbschaftsteuer, deren Aufkommen eben-
falls ausschließlich an die Länder geht, steigt das Auf-
kommen weniger stark als bei anderen Steuerarten.

Die insgesamt robuste Entwicklung der Steuereinnahmen 
liegt vor allem an der positiv prognostizierten Entwicklung 
der aufkommensstärksten Steuern. Das Aufkommen der 
Einkommensteuer soll bis zum Jahr 2028 um 34 % an-
steigen, das der Umsatzsteuer um 29 %. Dies spiegelt 
positive Erwartungen an den Arbeitsmarkt wider: Das 
Lohnsteueraufkommen soll am stärksten steigen, um 
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44 %. Die Entwicklung bei den Unternehmen wird nicht 
ganz so positiv eingeschätzt; hier soll das Körperschaft-
steueraufkommen bis 2028 nur um 23 % steigen. Minder-
einnahmen durch das Wachstumschancengesetz sowie 
Mehreinnahmen durch die globale Mindeststeuer dürften 
dabei allerdings noch nicht berücksichtigt sein. In der 
Summe dürften beide Änderungen eher zu einem etwas 
niedrigeren Aufkommen führen.

Was bedeuten diese Ergebnisse für die deutsche Wirt-
schafts- und Fiskalpolitik? Die aktuelle Steuerschätzung 
zeigt, dass es keinen Spielraum für Steuergeschenke 
gibt. Die vorübergehenden Senkungen der Mehrwert-
steuer in der Gastronomie sowie für Gas und Fernwärme 
sollten auslaufen und die Sätze zum neuen Jahr auf 19 % 
zurückkehren. Gleichzeitig zeigt die Steuerschätzung, 
dass die deutsche Finanzlage robust ist und Deutschland 
den gegenwärtigen Herausforderungen – unter anderem 
in Verteidigungspolitik, Digitalisierung und ökologischer 
Transformation – auch ohne substanzielle Steuererhö-
hungen begegnen kann.

Während in einigen Bereichen hierzu staatliche Ausgaben 
unerlässlich sind, muss zugleich die Privatwirtschaft zu 
zielgerichteten Investitionen animiert werden. Der erste 
Entwurf des Wachstumschancengesetzes setzte rich-
tungsweisende Signale durch die Erweiterung des steuer-
lichen Verlustrücktrags. Dies ist ein kosteneff ektiver Weg, 
Steuerzahlungen zeitlich zu verschieben und zugleich In-
vestitionen gerade auch in riskantere Projekte zu fördern. 
Gezielte steuerliche Anreize, wie Sonderabschreibungen 
für klimafreundliche Investitionen, sind ebenfalls möglich. 

Angesichts des beschränkten fi skalischen Spielraums 
sollten weitere kostengünstige Maßnahmen, wie der Ab-
bau von Bürokratie, energisch angegangen werden. Die-
se Ansätze können Dynamik und Wachstum fördern, oh-
ne den Haushalt zusätzlich zu belasten.

Die vorliegende Steuerschätzung unterstreicht die Not-
wendigkeit einer umsichtigen Haushaltsführung, die um-
fangreiche steuerliche Entlastungen ausschließt, jedoch 
zugleich eine Antwort auf die aktuellen Herausforderun-
gen ohne Steuererhöhungen ermöglicht. Sie gebieten 
ein sorgfältiges Abwägen der Ausgabenprioritäten, um 
Deutschlands wirtschaftliche Resilienz zu stärken und 
den Übergang zu einer digitalisierten, nachhaltigen Zu-
kunft zu meistern. Steuerliche Anreize sollten zielgerichtet 
diese Herausforderungen unterstützen. Auch bei der Ge-
staltung steuerlicher Regeln sollte das Ziel des Bürokra-
tieabbaus stets berücksichtigt  werden.

Dominika Langenmayr

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt
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temangels dar. Viele deutsche Ausbildungsberufe werden 
in der Ukraine an Hochschulen erworben. Aufgrund des 
Transfers von Bildungsabschlüssen wird die Arbeitsmarkt-
integration daher jedoch noch Zeit in Anspruch nehmen.

Auch wenn der Mobilisierung und Aktivierung der inländi-
schen Potenziale Priorität eingeräumt wird, hat die Bundes-
regierung mit gesetzlichen Änderungen zur Erleichterung 
des Erwerbszuzugs von Drittstaatsangehörigen im Rahmen 
der Einführung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
(FEG) im Jahr 2020 und der nun beschlossenen Weiter-
entwicklung deutlich gemacht, dass inländische und auch 
innereuropäische Arbeitskräftequellen nicht ausreichen 
werden, um den negativen Folgen des demografi schen 
Wandels entgegenzuwirken. Erste Ergebnisse auf Basis 
der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe (2023) zeigen, dass 
der Anteil der Frauen, die aufgrund der eigenen Erwerbstä-
tigkeit – also nicht wie üblich im Familienzuzug – aus Dritt-
staaten nach Deutschland gekommen sind, mit Einführung 
des FEG gestiegen ist und ihre Erwerbsbeteiligung höher 
ausfällt als unter Frauen, die vor Einführung des FEG zu Er-
werbszwecken zugezogen sind. Die befragten Frauen sind 
zu 86 % 35 Jahre oder jünger, leben fast alle ohne minder-
jährige Kinder und arbeiten nahezu alle in Vollzeit.

Im zuletzt veröff entlichten Migration Outlook 2023 betont 
die OECD (2023), dass der Genderdimension der Migrati-
on mehr Aufmerksamkeit zukommen muss und die Migra-
tions- und Integrationspolitik zu häufi g geschlechterblind, 
wenn nicht sogar implizit auf Männer fokussiert war. Ohne 
entsprechende gendersensible Migrations- und Integrati-
onsmaßnahmen besteht derzeit für Deutschland die Ge-
fahr, dass positive Eff ekte des FEG nicht nachhaltig sind 
und sich langfristig alte Barrieren verfestigen. Da die Exis-
tenz von Kindern höhere negative Auswirkungen auf die 
Erwerbsbeteiligung von Migrantinnen als von deutschen 
Frauen hat, sind der Ausbau von Kinderbetreuungsmaß-
nahmen, der Abbau von Barrieren diese in Anspruch neh-
men zu können sowie eine allgemein bessere Integration 
vor allem von zugezogenen Frauen von hoher Relevanz.

Tanja Fendel

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
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Migrantinnen

Fachkräftemangel reduzieren!

Der demografi sche Wandel wird in Deutschland, wie in den 
meisten EU-Ländern in den nächsten Jahren, den Fach- und 
Arbeitskräftemangel in unbekanntem Ausmaß vergrößern. 
Bereits heute behindert der Fachkräftemangel laut dem 
KfW-ifo-Fachkräftebarometer (KfW Research 2023) fast je-
des zweite Unternehmen und wird langfristig die Nachhal-
tigkeit der sozialen Sicherungssysteme gefährden. In vieler-
lei Hinsicht wird nun versucht, eine effi  zientere Nutzung des 
inländischen Arbeitskräftepotenzials zu realisieren – dies ist 
wohl die einzige positive Auswirkung des Fachkräfteman-
gels. Neben Qualifi zierungsmaßnahmen, Arbeitszeitaus-
weitungen sowie der Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von 
Älteren und Frauen, kommt der besseren Arbeitsmarktinte-
gration von Migrant:innen eine hohe Relevanz zu. Hier sollte 
vor allem Frauen, die zu einem hohen Anteil über qualifi zier-
te Abschlüsse verfügen, mehr Aufmerksamkeit zukommen.

Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung von in Deutsch-
land geborenen Frauen, mit und ohne Migrationshinter-
grund, lassen sich zu ca. 20 % nicht durch beobachtbare 
Gruppenunterschiede (z. B. im Bildungsniveau) erklären. 
Große Unterschiede ergeben sich vor allem zwischen in-
ländischen und zugezogenen Frauen; unter Zugezogenen 
fallen bei der Erwerbsbeteiligung zudem die Geschlech-
terunterschiede höher aus. Da zugezogene Frauen neben 
Integrationsbarrieren für gewöhnlich deutlich höhere Sor-
gepfl ichten als ihre Partner haben, sich Barrieren der Nut-
zung von externen Kinderbetreuungs- und anderen Un-
terstützungsmöglichkeiten gegenübersehen und seltener 
auf die Hilfe von Familienangehörigen zurückgreifen kön-
nen, ergibt sich für sie eine mehrfache Benachteiligung.

Unter den Gefl üchteten, die zwischen 2013 und 2018 nach 
Deutschland gekommen sind, lag die Erwerbsbeteiligung 
der Frauen 2021 gemäß der IAB-BAMF-SOEP-Befragung 
von Gefl üchteten (2023) mit 17 % um 53 Prozentpunkte 
unter der der Männer (mit 70 %). Der Geschlechterunter-
schied im Anteil an Personen ohne Qualifi kation beträgt für 
diese Gruppe demgegenüber nur 9 Prozentpunkte, sodass 
genderbezogene Faktoren hier wahrscheinlich stark zum 
Tragen kommen. Auch die hohen Anteile an Frauen unter 
den ukrainischen Gefl üchteten werden sich diesen gender-
bezogenen Barrieren meistens gegenübersehen. Da viele 
über qualifi zierte Berufs- und Hochschulabschlüsse verfü-
gen, stellen sie ein Potenzial zur Reduzierung des Fachkräf-
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vor Arbeitsplatzverlusten auch bereit sind, ungünstige 
Arbeitsbedingungen zu akzeptieren. Letzteres gilt aber 
in vielen westdeutschen Regionen ebenso. Tatsächlich 
liegen die Stundenlöhne deshalb in einigen Landkreisen 
Westdeutschlands auch nicht höher als im Osten, so ins-
besondere in Niedersachsen und in Schleswig-Holstein. 
Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 2015 kann 
als Reaktion der Politik auf eine mögliche Marktmacht der 
Arbeitgeber gewertet werden.

Da die genannten wirtschaftlichen Strukturmuster in ähnli-
cher Weise auch das durchschnittliche Produktivitätsniveau 
in einer Region bestimmen, spricht vieles dafür, hier anzu-
setzen. Eingriff e in die Lohnfi ndung sind hingegen nicht zu 
empfehlen. Auch eine stärkere Tarifbindung der Betriebe, 
die von vielen als Lösung angesehen wird, lässt sich nicht 
erzwingen. Kein Unternehmen muss einem Arbeitgeberver-
band beitreten, und wenn sie es nicht tun, haben sie in aller 
Regel gute Gründe dafür – etwa, dass Tarifl ohnabschlüsse 
sich häufi g an den leistungsfähigsten Betrieben einer Bran-
che orientieren und die Besonderheiten weniger produkti-
ver Unternehmen nicht hinreichend beachten. Eine stärke-
re Verbreitung von Tarifverträgen ließe sich nur erreichen, 
wenn mittels Öff nungsklauseln und verstärkter (räumlicher 
und zwischenbetrieblicher) Diff erenzierung die Heterogeni-
tät der Betriebe in höherem Maße berücksichtigt wird. Dann 
aber dürften sie auch das Ziel verfehlen, zu einer Steige-
rung des allgemeinen Lohnniveaus beizutragen.

Dennoch muss man nicht befürchten, dass der Lohn-
rückstand Ostdeutschlands von Dauer sein wird. Das 
Arbeitskräfteangebot wird sich in Ostdeutschland schon 
bis zum Jahr 2030 um annähernd 10 % verringern, weil 
Beschäftigte das Rentenalter erreichen und die nachrü-
ckenden Kohorten deutlich schwächer besetzt sind. Auch 
wenn der Bedarf an Arbeitskräften ebenfalls zurückge-
hen dürfte, verschärft sich damit die Arbeitskräfteknapp-
heit, und das verbessert die Verhandlungsposition der 
Arbeitnehmer:innen gegenüber den Unternehmen. Nicht 
nur, dass sie deswegen höhere Löhne fordern können; 
sie sind auch nicht mehr so sehr wie in der Vergangen-
heit darauf angewiesen, einen angebotenen Arbeitsplatz 
mangels Alternativen annehmen zu müssen. Die Kehrsei-
te dessen darf man auch nicht verschweigen: Steigende 
Löhne werden manche Betriebe aus dem Markt drängen. 
Sorgen muss man sich deshalb aber nicht machen, denn 
damit werden die Arbeitskräfte freigesetzt, die anderswo 
dringender gebraucht werden und einen höheren Beitrag 
zum Bruttoinlandsprodukt leisten können. Nach langer 
Zeit könnten sich insoweit künftig in Ostdeutschland auch 
einmal die positiven Seiten des Strukturwandels zeigen.

Joachim Ragnitz

ifo Dresden
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Ostdeutschland

Niedrige Löhne ungerecht?

Die Tarifverdienste zwischen Ost- und Westdeutschland 
sind inzwischen weitgehend angeglichen. Da mehr als 
die Hälfte der Beschäftigten aber nicht von Tarifverträgen 
erfasst werden, liegen die durchschnittlichen Stunden-
löhne in den ostdeutschen Bundesländern (ohne Berlin) 
auch heute noch nur bei rund 85 % des westdeutschen 
Durchschnittslohns. In vielen Branchen der gewerblichen 
Wirtschaft ist der Ost-West-Unterschied der Stunden-
löhne sogar noch deutlich größer und liegt z. B. in den 
meisten Zweigen des Verarbeitenden Gewerbes bei rund 
25 %. Politik, Medien und Öff entlichkeit empfi nden dies 
häufi g als Zeichen einer fortwährenden Benachteiligung 
der Menschen in Ostdeutschland und sehen politischen 
Handlungsbedarf. Löhne sind aber nicht nur Einkom-
mensbestandteil, sondern auch Kostenfaktor, und da 
die Produktivität in Ostdeutschland zumindest im Durch-
schnitt nur bei 82 % des Westniveaus liegt, könnte eine 
schnellere Lohnangleichung viele Betriebe überfordern. 
Dies gilt auch in der Industrie, wo die Arbeitsproduktivität 
im Schnitt ebenfalls nur bei rund drei Vierteln des Westni-
veaus liegt. Eine forcierte Anhebung der Lohnsätze über 
die Produktivität würde deshalb das Risiko von Arbeits-
platzverlusten in bestehenden Betrieben in sich bergen.

Produktivität und Lohnniveau in Ostdeutschland spiegeln 
in hohem Maße die von Westdeutschland abweichenden 
strukturellen Charakteristika wider: In Ostdeutschland 
gibt es kaum Großunternehmen, typische Niedriglohn-
branchen sind stärker vertreten als in Westdeutschland, 
und vielerorts besteht nach wie vor ein Überangebot an 
Arbeitskräften. Gerade in der Industrie haben zudem vie-
le Unternehmen – nicht zuletzt wegen günstiger Arbeits-
kosten – ein Geschäftsmodell gewählt, dass auf niedrigen 
Absatzpreisen basiert und höhere Löhne schon deswe-
gen nicht erlaubt. Und schließlich ist Ostdeutschland in 
weiten Teilen ländlich geprägt, was sich nicht nur im regio-
nalen Branchenmix niederschlägt, sondern auch in den 
regionalen Lebenshaltungskosten und damit in den Löh-
nen, zu denen Beschäftigte bereit sind, zu arbeiten. Rech-
net man all diese Faktoren heraus, so liegt die „bereinig-
te Lohnlücke“ nur noch bei etwa 5 Prozentpunkten. Dies 
kann unbeobachtbare Charakteristika der Beschäftigten 
widerspiegeln, könnte aber auch Ausdruck einer beste-
henden Marktmacht der Arbeitgeber sein, weil die Be-
schäftigten nur eingeschränkt mobil sind oder aus Furcht 
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Datenzugang für Forschung und Politikberatung 
in Deutschland
Der Zugang zu wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Forschungsdaten bleibt in 
Deutschland hinter den internationalen Standards zurück. Eine Umfrage unter den Mitgliedern 
des Vereins für Socialpolitik ergab eine große Unzufriedenheit mit dem Status quo. Die 
Beiträge des Zeitgesprächs geben einen Überblick über die Problemlage und fassen die 
Forderungen zusammen, die in ausführlichen Positionspapieren formuliert wurden. Es ist 
wichtig, die Gesetzgebung zu ändern und einen besseren Zugang zu Forschungsdaten in 
Deutschland zu ermöglichen.
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Der Zugang zu Forschungsdaten für die wirtschafts- und 
sozialwissenschaftliche Forschung ist in den meisten 
Nachbarländern besser als in Deutschland. Unzureichen-
der Zugang zu Forschungsdaten hat vielfältige Konsequen-
zen: Die Evidenz, auf die in der Coronakrise politische Ent-
scheidungen gestützt wurden, kam nicht aus Deutschland, 
weil deutsche Daten nicht verfügbar waren. Damit fehlten 
der Politik und Verwaltung relevante Informationen und 
der Öff entlichkeit eine Basis für Vertrauen in politisches 
Handeln. Forschende in Deutschland arbeiten häufi g mit 
ausländischen Daten über ausländische Fragestellungen, 
weil deutsche Daten exzellente Forschung nur bedingt er-
lauben. Wenn akut wirtschaftspolitische Entscheidungen 
zu fällen sind, können diese nicht zielgenau und treff sicher 
ausgestaltet werden, da die empirische Basis für relevante 
Bewertungen fehlt. Stattdessen muss die Politik im Blind-
fl ug und mit groben Abschätzungen arbeiten. Die deutsche 
Bundesregierung hat die Problematik erkannt und will mit 
einem Forschungsdatengesetz Abhilfe schaff en.

Der Verein für Socialpolitik (VfS) mit ca. 3.800 Mitgliedern hat 
2022 eine Arbeitsgruppe eingesetzt, um die Forschungsda-
tenbedarfe zu konkretisieren. Zu Beginn des Jahres 2023 
wurden die Mitglieder des VfS befragt. Dies ergab, dass 65 % 
der Befragten mit den Möglichkeiten des Forschungsdaten-
zugangs in Deutschland unzufrieden sind. 73 % geben an, 
dass ihr Forschungserfolg unter den Restriktionen beim Da-
tenzugang leidet. Knapp zwei Drittel der Antwortenden konn-
ten in den vergangenen zehn Jahren Projekte aufgrund von 
Restriktionen beim Datenzugang nicht im gewünschten Um-
fang durchführen. Drei Viertel der Befragten sind der Ansicht, 
dass der Forschungsdatenzugang in Deutschland relevante 
und aktuelle Politikberatung erschwert. Relativ zu vergleich-
baren Ländern wird der Datenzugang für die Forschung in 
Deutschland von 78,5 % der Befragten als schlechter einge-
schätzt. Auf dieser Basis haben Wissenschaftler:innen die 
Datenbedarfe für sechs konkrete Forschungsfelder aufgear-
beitet. Dieses Zeitgespräch fasst die Ergebnisse der Studien 
zusammen, die sich den Themenfeldern Arbeitsmarkt und 
Sozialversicherung, Bildung, Gesundheit, Makroökonomik, 
Regionaldaten und Unternehmensdaten widmen.1

Wenngleich sich die Bedarfslagen in den verschiedenen 
Bereichen unterscheiden, so gibt es doch eine Reihe von 

1 Die Langfassungen der Stellungnahmen fi nden sich auf der Webseite 
des VfS: https://www.socialpolitik.de/de/vfs_stellungnahmen_daten.

konkreten gemeinsamen Forderungen: Es bedarf der ge-
setzlichen Regelung von Datenverknüpfung, wobei For-
schung als Verknüpfungszweck zu etablieren ist. Dies 
betriff t nicht nur die Verknüpfung von Datenquellen der 
öff entlichen Hand untereinander, sondern auch mit Daten 
aus Forschungsinstituten und der Wirtschaft. Dafür ist es 
erforderlich, dass einheitliche Identifi kationsnummern für 
Personen, Betriebe und Unternehmen genutzt werden 
können. Zusätzlich muss der Zugang wissenschaftlicher 
Forschung zu öff entlichen Verwaltungs- und Registerda-
ten geregelt werden. Eine weitere große Herausforderung 
ist die zersplitterte Anwendung von Datenschutzregeln in 
Deutschland: Hier sollten bundeseinheitliche und rechts-
kreisübergreifende Regelungen etabliert werden, die ein 
Forschungsprivileg berücksichtigen. Die Forschungsda-
teninfrastruktur, insbesondere die Forschungsdatenzent-
ren der amtlichen Statistik, muss deutlich besser mit fi nan-
ziellen und personellen Ressourcen ausgestattet werden. 
Gleichzeitig sollte die amtliche Statistik durch einen expli-
ziten und ressourcenunterfütterten Forschungsauftrag ge-
stärkt werden und ihre Arbeitsweise nach internationalem 
Vorbild verstärkt am Output orientiert werden. Moderner 
Datenzugang erfordert einen Remote-Desktop-Datenzu-
gang für die Wissenschaft. Löschungsaufl agen speziell 
bei Hilfsmerkmalen sind zu überdenken. Im Rahmen des 
Forschungsdatengesetzes sollte auch ein Zeugnisverwei-
gerungsrecht für Forschende und ein Beschlagnahmungs-
verbot bei wissenschaftlichen Einrichtungen eingeführt 
werden. Weitere Bedarfe werden in den Beiträgen benannt.

Aus Sicht der Wissenschaft ist Eile geboten: die Einfüh-
rung des Forschungsdatengesetzes sollte nicht auf der 
Basis von Interessen anderer Stakeholder verzögert wer-
den. Im benachbarten Ausland sind in den vergangenen 
Jahren erhebliche Fortschritte bei der Weiterentwick-
lung des Datenzugangs erzielt worden (vgl. Österreich, 
Niederlande, Luxemburg, Frankreich, Dänemark etc.). 
Dies zeigt, dass das europäische Datenschutzrecht kei-
ne Restriktion ist und bei besserem Forschungsdaten-
zugang vollständig umgesetzt werden kann. Gerade im 
Feld der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften sind die 
Kosten fehlender Daten und damit fehlender Analysen 
und Informationen immens. Politische Entscheidungen 
können ohne relevante Informationen nicht präzise sein, 
Maßnahmen und Instrumente sind ineffi  zienter als nötig, 
und echte Evidenzbasierung der Politik und ein Lernen 
aus Erfahrung scheitern am Datenmangel. Der Appell aus 
der Wissenschaft ist klar: Wir brauchen schnell ein For-
schungsdatengesetz, das diese Mängel behebt.

Regina T. Riphahn

FAU Erlangen-Nürnberg; Vorsitzende des VfS
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Exzellente empirische Forschung und evidenzbasierte 
Politikberatung benötigen hochwertige Daten. Forschen-
de bewerten die Verfügbarkeit und Qualität von Daten in 
Deutschland als unzureichend, obwohl es in den letzten 
zwei Jahrzehnten beim Zugang zu Arbeitsmarkt- und 
Sozialversicherungsdaten Verbesserungen gab. Die Inf-
rastruktur von Forschungsdatenzentren hat den Zugang 
zu Forschungsdaten im Rahmen enger gesetzlicher Re-
gelungen erleichtert. Die heutigen Datenbedarfe gehen 
deutlich darüber hinaus: Die Gesetzeslage selbst muss 
angepasst werden, um leistungsstarke Forschung zu 
ermöglichen und Politik und Gesellschaft verlässlich auf 
wissenschaftlicher Basis beraten zu können.

Zusammenführung von Daten

Der Arbeitsmarkt ist von zentraler Bedeutung für die 
Wettbewerbsfähigkeit und Stabilität einer Volkswirt-
schaft sowie für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Wie arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und Regelungen 
ausgestaltet sein sollten, ist Gegenstand öff entlicher Dis-
kussionen. Eine wichtige Frage ist, wie sich die gesetz-
liche Rentenversicherung nachhaltig aufstellen lässt. 
Um etwa das erwartete Renteneintrittsalter einer Person 
abzuschätzen, sind Informationen zu Bildungsweg, Be-
schäftigungskarriere, persönliche Lebenssituation und 
Gesundheit sowie lokale und qualifi kationsspezifi sche Ar-
beitsmarktgegebenheiten nötig. Basierend auf den ermit-
telten Wahrscheinlichkeiten, dass Personen regulär oder 
vorzeitig in den Ruhestand eintreten, können die Wirkung 
und Effi  zienz verschiedener Regelungen und Reformopti-
onen untersucht werden. Weitergehende Fragen, z. B. ob 
das Einkommen ausreicht, um nach Eintritt in den Ruhe-
stand ein auskömmliches Leben führen zu können, erfor-
dern darüber hinaus Informationen zu betrieblicher Vor-
sorge sowie der Einkommens- und Vermögenssituation. 
All diese Informationen sind prinzipiell vorhanden, werden 
jedoch in unterschiedlichen Datenquellen erhoben.

Bisher ist eine Verknüpfung solcher Informationen – und 
damit auch die zur Politikberatung notwendige Analy-
se – nur sehr eingeschränkt oder überhaupt nicht mög-
lich. Dies liegt an unterschiedlichen Regelungen, etwa 
bei der amtlichen Statistik und den Sozialversicherungen 
in Bezug auf die Erhebung und Speicherung von Daten, 
Beschränkungen bei der Verknüpfbarkeit von Daten un-
terschiedlicher Träger sowie Restriktionen in der Verwen-
dung (Zweckbindung). Dies ist der Fall, obwohl der euro-
päische Rechtsrahmen die Zusammenführung der Daten 
grundsätzlich ermöglicht.

Für die Analyse des Renteneintrittsalters etwa wären ver-
knüpfte Daten der Sozialversicherungen mit Daten und 
Erhebungen der amtlichen Statistik sowie mit weiteren 
Register- oder Verwaltungsdaten (z. B. den Trägern der 
betrieblichen Altersvorsorge) erforderlich. Für umfassen-
dere Analysen sind Informationen von Unternehmen, Be-
trieben und Selbstständigen (z. B. Daten aus der (veröf-
fentlichten) Rechnungslegung oder Steuerstatistik) nötig. 
Nur eine so verknüpfte Datengrundlage würde es ermög-
lichen, Handlungsbedarfe diff erenziert und themenüber-
greifend zu ermitteln, politische Handlungsempfehlungen 
abzuleiten und Reformen zu evaluieren.

In Ermanglung einer breiten Datenbasis werden derzeit 
meist Befragungsdaten für solche Zwecke herangezogen. 
Diese sollten Register- und anderen Verwaltungsdaten, 
wie die Daten der amtlichen Statistik, allerdings nur er-
gänzen, denn letztgenannte weisen erhebliche Vorteile 
auf, z. B. die hohe Fallzahl, präzise Verläufe, die nicht mit 
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Erinnerungsproblemen behaftet sind, und Informationen, 
die in Erhebungen nur unzuverlässig erfasst werden (z. B. 
Angaben zu Gehalt oder Vermögen). Allerdings bleibt das 
Analysepotenzial einzelner Quellen ohne Verknüpfung 
untereinander beschränkt, weil z. B. in den Daten der So-
zialversicherungen in der Regel keine Informationen zum 
Haushaltskontext enthalten sind.

Durch die verschiedenen Zwecke der Erhebungen und die 
unterschiedlichen Träger und Zuständigkeiten im födera-
len System existieren bisher keine personenbezogenen, 
durchgängigen Lebensverlaufsdaten. So existieren keine 
verknüpften Datenquellen im „Übergangssystem“: Schul-
eingangsuntersuchungen werden regelmäßig gelöscht, 
Schüler:innen „verschwinden“ nach Verlassen der Schule 
aus schulbezogenen Datenprodukten und tauchen in den 
Daten der Bundesagentur für Arbeit (BA) nur auf, wenn sie 
eine Ausbildung oder eine sozialversicherungspfl ichtige 
Beschäftigung aufnehmen, Sozialleistungen beziehen 
oder arbeitslos gemeldet sind. Studierende oder Perso-
nen, die selbständig oder verbeamtet arbeiten, können 
nicht weiter beobachtet werden.

Die Zusammenführung von Daten verschiedener Quellen 
bietet viele Vorteile: (i) Die Verlässlichkeit von Informatio-
nen und die Datenqualität werden verbessert, (ii) auf die 
mehrfache Erhebung gleicher Informationen bei gleichen 
Erhebungseinheiten – sowohl im Bereich der Register, als 
auch für ergänzende Befragungen – kann verzichtet wer-
den, was die Antwortlast (response burden) für die Be-
fragten verringert und das Once-Only-Prinzip1 implemen-
tiert und (iii) die Kosten von Datenerhebung und -bereit-
stellung werden reduziert. Diese Vorteile können jedoch 
in Deutschland nicht in vollem Umfang genutzt werden.

Die vielfältigen Hemmnisse für eine Verknüpfung von Da-
ten über Träger und Institutionen hinweg sind in der Re-
gel deutschen einzelgesetzlichen Regelungen und nicht 
dem europäischen Rechtsrahmen geschuldet. Dies zeigt 
sich darin, dass im Bereich der Sozialgesetzbücher Per-
sonendaten zusammengeführt werden dürfen, nicht aber 
im Bereich des Bundesstatistikgesetzes. Der Abbau von 
rechtlichen Hürden ist elementar, um die Verknüpfung 
und wissenschaftliche Nutzung zu gewährleisten. Euro-
päische Nachbarländer sind an diesem Punkt weiter: So 
wurde z. B. in Österreich ein „Austrian Micro Data Center“ 
errichtet. In diesem Center können Daten, die von Statis-
tik Austria erhoben wurden, über einheitliche Identifi ka-
toren mit Registerdaten für Forschungszwecke zusam-
mengeführt werden. Weitere bekannte Vorreiter sind die 
skandinavischen Länder, die Niederlande und Frankreich.

1 Bürger:innen und Unternehmen müssen bestimmte Standardinfor-
mationen den Behörden und Verwaltungen nur noch einmal mitteilen.

Zentral ist die Verknüpfbarkeit von Sozialdaten mit Daten 
der Statistischen Ämter. Ihre Bedeutung lässt sich am Bei-
spiel der Evaluation des gesetzlichen Mindestlohns aufzei-
gen, dessen Einführung im Jahr 2015 äußerst umstritten 
war. Umso wichtiger ist es, seine Wirkungen zutreff end und 
detailliert zu erfassen. Das Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (IAB) bereitet unter anderem individuelle In-
formationen zu Einkommen der sozialversicherungspfl ichti-
gen Beschäftigten auf (Individuelle Erwerbsbiografi en, IEB), 
forscht mit diesen Daten und ermöglicht der Wissenschaft 
Zugang zu speziell aufbereiteten Datenprodukten. Aller-
dings sind die Arbeitsstunden nicht erfasst und Personen, 
die Mindestlöhne erhalten, können nicht zweifelsfrei identi-
fi ziert werden. Die Statistischen Ämter bieten über den Mi-
krozensus individuelle Stundeninformationen an, erheben 
das Einkommen jedoch in groben Intervallen, was ebenso 
eine Identifi kation von Betroff enen verhindert. Detaillierte 
Informationen zu Einkommen und Arbeitsstunden sind in 
der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung/Verdienststruktur-
erhebung (VSE) der amtlichen Statistik vorhanden. Aller-
dings wird der Datensatz nur alle vier Jahre erhoben. Dies 
schränkt die Evaluierung der Mindestlohneff ekte erheblich 
ein. Von Seiten der Wissenschaft wie auch der Geschäfts-
stelle der Mindestlohnkommission wurde daher eine Ver-
knüpfung von VSE und IEB gefordert (Himmelreicher et al., 
2017). Eine Prüfung ergab, dass diese Verknüpfung tech-
nisch möglich wäre. Aufgrund von Regelungen im Bundes-
statistikgesetz (BStatG) ist sie jedoch nicht zulässig.

Weitere Daten sind prinzipiell vorhanden, aufgrund von ge-
setzlichen Beschränkungen jedoch nicht für die Forschung 
zugänglich. Auch diese sollten mit vorhandenen Daten 
verknüpft werden. Ein Beispiel sind Daten zum Haushalts-
kontext, die bei der Familienkasse der BA und in den Steu-
erdaten des Statistischen Bundesamtes vorhanden sind, 
aber nicht mit Arbeitsmarktdaten der sozialversicherungs-
pfl ichtig Beschäftigten verknüpft werden können. Nur so 
aber könnten Arbeitsangebotsentscheidungen im Haus-
haltskontext, Wechselwirkungen zwischen Elternteilen und 
intergenerationale Einfl üsse erforscht werden.

Konkrete Vorschläge

(a) Gesetzliche Voraussetzungen schaff en: Das BStatG soll-
te im Zuge der Einführung eines Forschungsdatengesetzes 
forschungsfreundlich reformiert werden. Wir empfehlen, 
Forschung als Zweck der Verknüpfung in den Gesetzes-
text aufzunehmen, da sonst Verknüpfungen für die Wis-
senschaft mit Verweis auf den Gesetzeswortlaut abgelehnt 
werden können. Wir empfehlen auch eine deutliche Erwei-
terung des §13a BstatG, um die Datenbestände verschie-
dener Träger zu Unternehmen, Betrieben und Personen 
(z. B. von Bundesbank, Statistischem Bundesamt, IAB, 
Befragungsdaten von Forschungsinstituten, Sozialdaten) 
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verknüpfen zu können. Das neue Forschungsdatengesetz 
sollte auch die Datenverknüpfung von Registerdaten für 
die Forschung übergreifend regeln (RatSWD, 2023). Die 
Voraussetzungen für eine Verknüpfung sollten transparent 
und nach objektiven Kriterien wie der Erforderlichkeit oder 
dem öff entlichen Interesse gestaltet sein, damit unter-
schiedliche Träger das gleiche Anliegen gleichartig behan-
deln. Durch die geplante Kindergrundsicherung würde es 
ohne Möglichkeit der Verknüpfung von Datensätzen zu ei-
ner Verschlechterung der Datenlage kommen, da die meis-
ten Kinder nicht mehr in den über das IAB nutzbaren Daten 
enthalten wären. Selbst die Zahlen im aktuellen Gesetzent-
wurf sind nahezu im Blindfl ug entstanden, was die Unsi-
cherheit über die Kosten erhöhte und keinen passgenauen 
Zuschnitt von Leistungshöhen zuließ. Wir empfehlen, die 
Verknüpfbarkeit von SGB-II-Daten, Daten der Familienkas-
sen und Steuerdaten explizit zu ermöglichen.

(b) Datenzugang über Datentreuhänder ermöglichen: Wir 
empfehlen die Einrichtung eines unabhängigen Datentreu-
händers, der die Verknüpfung von Daten aus verschiede-
nen Quellen ermöglicht. Die Unabhängigkeit stellt dabei 
sicher, dass Interessenkonfl ikte einzelner Datenprodu-
zenten bzw. zwischen Datenproduzenten zulasten der 
Nutzenden reduziert werden. Um die Unabhängigkeit zu 
gewährleisten, sollte die Finanzierung aus öff entlichen Mit-
teln erfolgen, wie es in Luxemburg gerade umgesetzt wird. 
Die Aufgabe des Treuhänders ist die Verwaltung der Zu-
gangsschlüssel, die exklusiv bei diesem verbleiben und ei-
ne Verknüpfung der verschiedenen anonymisierten Daten 
ermöglichen. Der Datentreuhänder verantwortet die hinrei-
chende Anonymisierung der verknüpften Daten. Die Nut-
zenden erhalten in erforderlichem Umfang anonymisierte 
Daten zur Befriedigung ihrer spezifi schen Informationsbe-
darfe. Der besonderen Schutzwürdigkeit der Daten sollte 
dadurch Rechnung getragen werden, dass ein Zugang zu 
den Daten nur zum Zwecke der wissenschaftlichen For-
schung und deren Reproduktion gewährt wird. Der Zugang 
zu diesen Daten sollte dabei aber auf Grundlage formeller 
Kriterien gewährt werden, d. h. anhand der Nachvollzieh-
barkeit der Projektdarstellung und des Bezugs zur wissen-
schaftlichen Forschung sowie der Wahrung der schutz-
würdigen Interessen der Datensubjekte. Der Treuhänder 
sollte zugleich die Verantwortung tragen, Missbrauch vor-
zubeugen. Durch entsprechende Prüfung des Zwecks, der 
beantragenden Person und unter Abwägung von Nutzen-
Kosten-Relation wird die Entscheidung zur Verknüpfung 
damit einer prüfenden Instanz übertragen.

(c) Vorhandene Daten bereitstellen: Wir empfehlen die sys-
tematische Bereitstellung vorhandener Daten, die bereits 
in nutzbarer Form vorliegen, aber bislang kaum für wis-
senschaftliche Untersuchungen zur Verfügung stehen. 
Teilweise begründet sich dies durch eine fehlende Rechts-

grundlage. Dies gilt z.B. für Daten über Kindergeldzah-
lungen, die bei der BA vorliegen, jedoch nicht bereitge-
stellt werden. Weitere Beispiele betreff en etwa die Daten 
aus dem Bundesanzeiger oder staatliche Zuschüsse und 
Subventionen zu Löhnen und betrieblicher Weiterbildung. 
Administrative Bildungsdaten auf Länderebene sind nicht 
verfügbar, wären aber für die Analyse bildungsspezifi -
scher Arbeitsmarktchancen entscheidend.

(d) Ältere Daten verfügbar halten: Längsschnittdaten sind bei 
vielen Fragestellungen in den Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften essenziell, z. B. bei der Betrachtung von Erwerbs-
verläufen in der Arbeitsmarktforschung. Um langfristige Ver-
läufe bereitstellen zu können, müssen Datenanbieter Daten 
langfristig speichern und Beobachtungseinheiten zeitkonsis-
tent verfolgen. Bei Befragungsdaten, z. B. bei Panelstudien, 
ist dies aufgrund der individuellen Einwilligung der Befra-
gungspersonen in der Regel ohne Weiteres möglich. Bei Re-
gisterdaten können jedoch Herausforderungen entstehen, 
da die operativen Zwecke, für die die Daten ursprünglich 
erhoben werden, häufi g nur eine relativ kurze Speicherdau-
er erfordern. Wir empfehlen daher, wo noch nicht gegeben, 
rechtliche, fi nanzielle und technische Voraussetzungen zu 
schaff en, um eine langfristige Speicherung und Nutzung 
durch die Wissenschaft zu ermöglichen. Insbesondere soll-
ten aus bestehenden Regelungen nicht implizit kurzfristige 
Löschfristen abgeleitet werden. Im Gegenteil sollte das For-
schungsprivileg der europäischen Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) dahingehend genutzt werden, explizit lang-
fristige Speicherdauern für Forschungsdaten festzulegen. 
In manchen Fällen werden amtliche Statistiken nur ab einem 
bestimmten Zeitpunkt digital zugänglich gemacht (z. B. Aus-
länderzentralregister ab 1995). Ziel sollte es sein, dass alle 
zur Verfügung stehenden amtlichen Daten zugänglich ge-
macht werden, sodass Forschungsarbeiten auch länger zu-
rückliegende Daten nutzen können, um Lehren aus der Ver-
gangenheit ziehen zu können.

Datenschutz

Der Datenschutz ist neben der DSGVO durch unterschiedli-
che nationale gesetzliche Vorgaben geregelt. Dies geschieht 
nicht primär nach Sachgründen, wie der Art der Erhebung 
(freiwillige Befragung, auskunftspfl ichtige Angaben im Rah-
men eines Antrags- oder Meldeverfahrens etc.) oder der 
Materie (Schutzgrad der Daten), sondern nach Rechtskrei-
sen. Relevant für den Datenzugang der Arbeitsmarkt- und 
Sozialforschung sind insbesondere die Regelungen im Bun-
desstatistikgesetz und in den Sozialgesetzbüchern, wobei 
häufi g Spezialgesetze zum Tragen kommen. Hierdurch ent-
stehen oftmals eng verstandene Zweckbindungen, welche 
die Datennutzung auf Aufgabenbereiche einzelner Verwal-
tungen beschränken und ihre Auswertung für Forschungs-
vorhaben und Politikberatung oft unmöglich machen. Bun-



Wirtschaftsdienst 2023 | 11
732

Zeitgespräch

Title: Labour Market Data: Legislative Changes Needed
Abstract: In recent years, access to German research data on labour markets and social insurances has improved substantially. Never-
theless, reforms are urgently needed to catch up with other countries. Among the most important measures, the German government 
should legalise the merging of information from heterogeneous data sources for research, make more register available for research, 
harmonise the handling of data protection, and make remote desktop data accessible more broadly. Research data availability is essen-
tial for a functioning and informed democracy that aims to use its resources wisely and to learn from experience.

desländerübergreifende Vorhaben werden oftmals durch 
voneinander abweichende Landesdatenschutzregelungen 
oder -auslegungen erschwert. Derzeit müssen teilweise 
Datenschutzbeauftragte aller Bundesländer einzeln zustim-
men, wenn spezifi sche Informationen für die Durchführung 
eines Forschungsprojekts erforderlich sind. 

(a) Forschungsprivileg konstituieren: Das Forschungsda-
tengesetz sollte Klarstellungen formulieren und defi nieren, 
welche zentrale Stelle das öff entliche Interesse feststellt. 
Eine breiter gefasste Zweckbindung im Einklang mit dem 
Forschungsprivileg der DSGVO würde Forschung zur 
Weiterentwicklung des Sozialstaates ermöglichen. Wir 
empfehlen, im Registermodernisierungsgesetz eine For-
schungsklausel einzuführen (privilegierter Datenzugang 
für wissenschaftliche Zwecke). Dies könnte beispielsweise 
durch Festschreibung der Verwendbarkeit der Steuer-ID 
und Unternehmens-ID für die Datenverknüpfung zu For-
schungszwecken geschehen (RatSWD, 2023).

(b) Datenzugang vereinheitlichen: Im Bereich der amtlichen 
Statistik wäre es wichtig, den Datenzugang einheitlich zu 
regeln, sowie Harmonisierungen über verschiedene Da-
tenquellen sowie über alle Bundesländer hinweg vorzuneh-
men. Der Zugang zu formal anonymisierten Wirtschaftssta-
tistiken sollte für alle Bundesländer gleichermaßen möglich 
sein. Die gegenwärtig uneinheitliche Datenbereitstellung 
produziert Mehraufwand sowohl für Nutzende als auch ge-
nehmigende und bereitstellende Stellen.

Zugangsbedingungen

Die Bereitstellung von Daten durch die Forschungsdaten-
zentren (FDZ) erfolgt in der Regel entweder als herunter-
ladbare Scientifi c-Use-Files, im Gastaufenthalt vor Ort am 
FDZ oder per kontrollierter Datenfernverarbeitung (Remo-
te-Job-Submission). Nur sehr wenige FDZ in Deutschland 
erlauben den Echtzeitzugang zu Forschungsdaten per Re-
mote-Desktop-Verbindung. Für eine evidenzbasierte For-
schung zu aktuellen wirtschaftspolitischen Debatten sind 
Datenaktualität und schnelle Datenverfügbarkeit zentral. 
Wenn beispielsweise die Auswirkungen der Coronapan-
demie auf die Erwerbstätigkeit oder die Eff ekte der hohen 
Infl ation auf die Verteilung des Lebensstandards in der Be-
völkerung „in Echtzeit“ analysiert werden sollen, benötigt 
die Wissenschaft sehr zeitnah Zugang zu Mikrodaten. Dies 
ist in Deutschland nicht gegeben: Anfang Juni 2023 waren 

der Mikrozensus als Mikrodatensatz für die Wissenschaft 
bis 2020, die Lohn- und Einkommensteuerstatistik als Sci-
entifi c-Use-File bis 2017, und die weniger anonymisierten 
Mikrodaten im Gastaufenthalt nur bis 2016 verfügbar.

(a) Remote-Desktop-Datenzugang ausbauen: Beim Zugang 
per Remote-Desktop verbleiben die Daten physisch in der 
IT-Infrastruktur des Anbieters, was eine hohe Datensicher-
heit bietet. Die Forschenden verarbeiten die Daten per di-
rektem Fernzugriff  auf die Rechenserver des FDZ. Sie er-
halten keine Kopie der Daten, können diese aber in Echtzeit 
sehen und bearbeiten. Damit können sie produktiv Auswer-
tungsprogramme entwickeln, deren Ergebnisse einsehen 
und weiterverarbeiten (RatSWD, 2019). Analysepotenzial 
und Datensicherheit bleiben hoch, Transaktions- und Bü-
rokratiekosten im Vergleich zum Gastaufenthalt gering. 
Die Hindernisse für den Aufbau eines fl ächendeckenden 
Remote-Desktop-Zugangs sind fi nanzieller und rechtlicher 
Natur. Erforderlich sind leistungsfähige Server und Soft-
warelizenzen. Rechtliche Herausforderungen entstehen da-
durch, dass der Remote-Desktop-Datenzugang nicht expli-
zit geregelt ist und dadurch bei (Genehmigungs-)Behörden 
(Ministerien, BfDI etc.) Uneinigkeit besteht. Wir empfehlen, 
dass das Forschungsdatengesetz bzw. eine Reform der Da-
tenschutzregelungen klare Vorgaben macht, unter welchen 
Bedingungen Forschenden der Zugriff  per Remote-Desktop 
auf Daten möglich ist. Die DSGVO eröff net hier einen weiten 
Spielraum, der aktuell jedoch selten genutzt wird.

(b) Finanzielle und personelle Ausstattung von Forschungs-
datenzentren verbessern: Die fi nanzielle Ausstattung der 
FDZ muss so gestaltet sein, dass fl exibel veränderlichen 
Bedarfen begegnet werden kann (durch ausreichend Per-
sonal sowie zeitgemäße Technik). Zusätzliche personelle 
Ressourcen können Friktionen bei etablierten Datenzugän-
gen und zeitliche Verzögerungen bei der Bereitstellung von 
Mikrodaten für die Wissenschaft reduzieren.
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Bildung ist von zentraler Bedeutung für die gesellschaftli-
che und wirtschaftliche Entwicklung und damit den Wohl-
stand Deutschlands. Bildung ist auch Voraussetzung für 
die Teilhabe und Entwicklung jedes einzelnen Menschen. In 
Deutschland ist spätestens seit dem PISA-Schock im Jahr 
2001 bekannt und unstrittig, dass das deutsche Bildungs-
system weiterentwickelt werden muss – auch heute nach 
der Coronapandemie wird vielfach über Reformnotwendig-
keiten diskutiert. Für eine solche Weiterentwicklung sind Da-
ten die unabdingbare Grundlage für gutes evidenzbasiertes 
politisches und administratives Handeln. So hat der Auftrag 
zum Bildungsmonitoring mit Art. 91b GG Satz 21 Eingang in 
das Grundgesetz gefunden. Allerdings sind gute Daten al-
lein nicht ausreichend, sie müssen einem Erkenntnisgewinn 
dienen, der Konsequenzen für die Bildungspolitik nach sich 
zieht. Nur eine umfassende Datenbasis mit Zugang für die 
Wissenschaft ermöglicht es, die komplexen Zusammenhän-
ge der Bildungssysteme zu verstehen und eine Grundlage 
für eine evidenzbasierte Bildungspolitik zu liefern.

Doch obwohl die große Bedeutung von Daten für gute Bil-
dungspolitik seit vielen Jahren bekannt ist, steht der Bil-
dungsforschung in Deutschland nur eine unzureichende 
Datenbasis zur Verfügung. So stellt z. B. die amtliche Sta-
tistik der meisten Bundesländer die Daten zur Soziode-
mografi e der Schülerschaft oder Erfolgsindikatoren, wie 
Übergangsraten und Abschlüsse, nicht in Form von Indivi-
dualdaten, sondern nur aggregiert bereit. Individuelle amt-
liche Bildungsverlaufsdaten gibt es bisher nur regional ver-
einzelt. Auch ist der Zugang der Wissenschaft zu vorhan-
denen amtlichen Mikrodaten vielfach mit hohen Hürden 
verbunden. Noch größer sind die Hürden, wenn mit Daten 
zu den Kompetenzen von Schüler:innen geforscht werden 
soll, auch wenn hier mit dem Zugang der Forschung zu den 
IQB-Bildungstrenddaten in der Vergangenheit Fortschritte 
erzielt wurden. Die VERA-Daten bzw. vergleichende Kom-

1 Art. 91b GG Satz 2: „(2) Bund und Länder können auf Grund von Ver-
einbarungen zur Feststellung der Leistungsfähigkeit des Bildungswe-
sens im internationalen Vergleich und bei diesbezüglichen Berichten 
und Empfehlungen zusammenwirken.“

petenzerhebungen sind der Forschung aber nach wie vor 
nur in einigen Bundesländern zugänglich.

Diese Defi zite sind für den Forschungsstandort Deutsch-
land ein erheblicher Wettbewerbsnachteil und erschwe-
ren zielgenaue, eff ektive und effi  ziente Bildungspolitik. Für 
eine fundierte Bewertung von Wirkungen von Bildungs-
politik sollten Bildungsergebnisse gemessen und zudem 
mit Ausgaben für Bildung in Verbindung gesetzt werden 
können. Nur so kann nach wissenschaftlichen Standards 
überprüft werden, ob mehr Geld für Bildung auch zu hö-
herem Bildungserfolg führt und Mittel für Bildung wirksam 
eingesetzt werden (vgl. auch SWK, 2022).

Mittelvergabe und Evaluation von Maßnahmen 

erfordern aussagekräftige Datenbasis

Ein aktuelles Beispiel für ein solches Vorhaben ist das an-
gekündigte „Startchancen-Programm“ der Bundesregie-
rung, das mit einem Volumen von jeweils 2 Mrd. Euro über 
zehn Jahre insbesondere benachteiligte Schüler:innen un-
terstützen soll. Eine wissenschaftliche Begleitung und Eva-
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luation sind als Teil des Programms vorgesehen. Allerdings 
fehlt sowohl für die bedarfsgerechte Mittelvergabe als auch 
für eine Evaluation der Wirkung und der Effi  zienz von Bil-
dungsprogrammen in Deutschland vielfach die notwendi-
ge Datenbasis. So benötigt die Bildungspolitik für eine ziel-
gerichtete Mittelvergabe Informationen über Bedarfe von 
Bildungseinrichtungen. Dies gilt auch für die Unterstützung 
benachteiligter Schüler:innen, die das Startchancen-Pro-
gramm erreichen möchte. Die Bedarfe können über ver-
schiedene Merkmale defi niert werden, darunter der soziale 
Hintergrund der Familien oder auch nachweisbare Defi zite 
im Kompetenzerwerb der Bildungsteilnehmer:innen. Diese 
relevanten Kennzahlen liegen in der Regel jedoch nicht auf 
ausreichend kleinräumiger Ebene, wie z. B. auf der Ebene 
der Schule, vor – und sind erst recht nicht auf Ebene der 
Bildungsteilnehmer:innen vorhanden.

Unklar, ob und wie eingesetzte Mittel wirken

Soll Bildungspolitik nicht nur bedarfsgerecht, sondern 
auch wirkungsorientiert sein, muss der Mitteleinsatz zu-
dem in Hinblick auf die erlangten Kompetenzen und Bil-
dungsabschlüsse der Bildungsteilnehmer:innen evaluiert 
werden. Für eine solche Kausalanalyse von Bildungswir-
kungen fehlt aber die fl ächendeckende Datenbasis insbe-
sondere zu Kompetenzen und individuellen Bildungskar-
rieren, Bildungsübergängen und -abschlüssen. Eine über 
das Bildungssystem hinausgehende Analyse, etwa über 
langfristige Wirkungen auf berufl iche Laufbahnen oder 
die Gesundheit, ist aufgrund fehlender verknüpfter Daten-
quellen erst recht nicht möglich.

Auch wegen fehlender Daten beschränkt sich Begleitfor-
schung der Bildungssteuerung weitestgehend auf eine 
inputbasierte Steuerung über Verwendungskonzepte der 
Bildungseinrichtungen. Ob nach dem Mittelfl uss die da-
mit fi nanzierten Konzepte ihre angedachte Wirkung kos-
teneffi  zient entfachen, wird in der Regel nicht überprüft. 
Damit ist weder die Eff ektivität noch die Effi  zienz der 
Mittelvergabe sichergestellt. So ist die Wirkung von Bil-
dungsprogrammen auf Bildungsverläufe in Deutschland 
weitgehend unbekannt und kann mit den verfügbaren Bil-
dungsverlaufsdaten auch nicht erfasst werden.

Stichprobenbasierte Umfragedaten sind wichtig, aber 

nicht ausreichend für diff erenziertere Analysen

Bildungsverläufe sind in Deutschland bisher nur auf der 
Basis von Umfragedaten, wie dem Nationalen Bildungspa-
nel (NEPS), möglich, welche teilweise auch mit den Daten 
der Sozialversicherung des IAB verknüpft werden können. 
Diese Verknüpfung von Bildungs- mit registerbasierten 
Arbeitsmarktdaten ermöglicht die Messung langfristiger 
Bildungseff ekte über die berufl iche Bildung hinaus und 

erschließt neue Forschungsmöglichkeiten. Umfragedaten 
alleine sind jedoch nicht ausreichend für eine eff ektive und 
evidenzbasierte Bildungspolitik. Hier ist ein breit defi nier-
tes Bildungsverlaufsregister über alle Bildungsabschnitte 
erforderlich und die geeignete Grundlage.

Bildungsverlaufsregister kann Politik fundierte 

Entscheidungsgrundlagen liefern

Bildungsverlaufsregister sind in vielen europäischen Län-
dern bereits Realität. So stellen die skandinavischen Län-
der, die Niederlande, Österreich, die Schweiz und das Ver-
einigte Königreich umfassende und fl ächendeckende Bil-
dungsverlaufsdaten der Bildungsforschung und -steuerung 
zur Verfügung. Aus dem Vergleich der Infrastruktur europä-
ischer Nachbarländer lassen sich Vorschläge für die insti-
tutionelle Ausgestaltung der entsprechenden Infrastruktur 
in Deutschland ableiten, etwa über die Verantwortung für 
Datenhaltung und -bereitstellung, den Umfang der Daten, 
deren Verknüpfbarkeit mit weiteren Datenquellen und über 
die Bedeutung von Kompetenzmessungen.

Auch in Deutschland wird über ein Bildungsverlaufsregister 
seit geraumer Zeit diskutiert und erste Schritte sind unter-
nommen worden (RatSWD, 2022; Giar et al., 2023). Ein Bil-
dungsverlaufsregister für Deutschland ist von der Bildungs-
politik selbst schon als wichtig erkannt worden. Bereits 
2003 wurde von der Kultusministerkonferenz (KMK, 2020) 
der Kerndatensatz für den Schulbereich beschlossen, der 
die schulische Laufbahn von Schüler:innen abbilden soll. 
Dieses Vorhaben ist allerdings noch nicht umgesetzt. Ein 
Bildungsverlaufsregister bedeutet ausdrücklich nicht, dass 
Schüler:innen „gläsern“ werden. Stattdessen sollen der 
Politik für ihre Entscheidungen empirische Befunde basie-
rend auf exzellenter Forschung geliefert werden. Und diese 
Forschung setzt gute Daten voraus. Datenschutz muss und 
kann dabei auf höchstem Niveau gewährleistet werden.

In einem Bildungsverlaufsregister sollen Merkmale einer Bil-
dungskarriere in einzelnen nicht miteinander verbundenen 
Bildungsstatistiken von einem Datentreuhänder pseudony-
misiert für Zwecke der Forschung und Steuerung verfügbar 
gemacht werden. Dabei ist wichtig, dass die Daten nur in 
dem Maße, wie sie zur Beantwortung einer Fragestellung 
notwendig sind, vom Datentreuhänder über eine unverän-
derliche Identifi kationsnummer verknüpft und in anonymi-
sierter Form und über sichere Zugangswege an Forschen-
de weitergegeben werden. Die Ergebnisse der Forschung 
werden in aggregierter Form publiziert. Ein Rückschluss auf 
einzelne Personen soll und darf nicht möglich sein.

Das Bildungsverlaufsregister sollte sämtliche Bildungs-
abschnitte umfassen, von der frühkindlichen Bildung in 
Familie und Kindertagesbetreuung über Grundschule 
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und Sekundarschule, Berufsbildung und Hochschullauf-
bahn. Auch lebenslanges Lernen über betriebliche oder 
außerbetriebliche Weiterbildung sollte abgebildet werden 
können. Grundlegend sollten soziodemografi sche Merk-
male der Kinder/Schüler:innen sowie bei minderjährigen 
Bildungsteilnehmer:innen der Eltern erfasst werden. Dazu 
gehören Geschlecht, Alter, Zuwanderungsgeschichte so-
wie Sozialleistungsbezug und Bildungsniveau der Eltern. 
Der individuelle Bildungserfolg muss über Übergänge 
(auf Schulen, Berufsschulen und Hochschulen) erlangte 
Abschlüsse, Studienerfolg bzw. -abbruch und die Errei-
chung von Bildungszielen erfasst sein sowie über weitere 
Leistungsmaße, wie standardisierte Testergebnisse oder 
Noten. Insbesondere die Erfassung von Kompetenzma-
ßen hat eine wichtige Bedeutung.

Bildungsdaten müssen verknüpfbar sein

Für viele Fragestellungen von hoher gesellschaftlicher 
Relevanz ist zudem eine Verknüpfbarkeit der Daten über 
das Bildungsverlaufsregister hinaus erforderlich. Denn 
Bildungserfolg misst sich nicht nur in Kompetenzma-
ßen und Bildungsabschlüssen. Eine gute Bildungspolitik 
kann Arbeitsmarkt-, Wirtschafts-, Sozial- und Familien-
politik zugleich sein und bessere Bildung und geringere 
Bildungsungleichheit können starke Auswirkungen auf 
Armut, Gesundheit, Kriminalität und vieles mehr haben. 
Die Bestimmung der monetären und nicht-monetären 
Bildungsrenditen verlangt nach einer Verknüpfung mit 
Datenregistern anderer Gesellschaftsbereiche, etwa mit 
Arbeitsmarkt- und Gesundheitsdaten. Ebenso sinnvoll ist 
die Möglichkeit einer Verknüpfung mit weiteren umfrage-
basierten Datensätzen, um Lücken der Registerdaten ge-
zielt für spezielle Forschungsfragen schließen zu können.

In einzelnen Bildungsabschnitten sind Datenquellen 

vorhanden – große Lücken bei Kompetenzmessungen

Generell werden in Deutschland bildungsbezogene Daten 
oft nur in Stichproben und als Querschnitte erhoben. Sie 
liegen häufi g in nicht verknüpfbaren Datensilos und um sie 
wissenschaftlich nutzen zu können, sind hohe bürokra-
tische und administrative Hürden zu überwinden. In den 
einzelnen Bildungsabschnitten sind jedoch bereits Daten-
quellen vorhanden, aus denen ein zukünftiges Bildungs-
verlaufsregister gespeist werden könnte. So sind Daten 
zur frühen Bildung in der öff entlich fi nanzierten Kinderta-
gesbetreuung (Spieß, 2009), Sprachstanderhebungen und 
Schuleingangsuntersuchungen im Übergang zwischen 
vorschulischer und schulischer Bildung bereits vorhan-
den, doch sowohl Datenerhebungsmethoden als auch 
Datenzugang unterscheiden sich teilweise zwischen den 
Bundesländern. Eine Schülerindividualstatistik für allge-
meinbildende sowie berufsbildende Schulen gibt es bis-

lang nicht in allen Bundesländern. Und auch wenn – insbe-
sondere in einem mehrgliedrigen Schulsystem – Übergän-
ge zwischen Bildungsabschnitten besonders wichtig sind, 
werden Übergangsraten zwischen Bildungsabschnitten 
und Schulformen nur in aggregierter Form von den Sta-
tistischen Landesämtern zur Verfügung gestellt. Es ist mit 
diesen Daten nicht möglich, Bildungsverläufe zu analysie-
ren. Die Möglichkeit, individuelle Bildungskarrieren in der 
schulischen Bildung zu analysieren, kann erst durch den 
von der KMK bereits 2003 beschlossenen, aber bisher 
nicht in allen Bundesländern umgesetzten, Kerndatensatz 
geschaff en werden. Er kann mit über die Länder hinweg 
harmonisierten individuellen Verlaufsdaten als Basis für 
ein zukünftiges Bildungsverlaufsregister dienen.

Eine große Lücke der bestehenden amtlichen Statistik 
sind die fehlenden Kompetenzmessungen. Bildungser-
folg lässt sich bisher ausschließlich aus Bildungsüber-
gängen und erreichten Abschlüssen erfassen. Für eine 
eff ektive Steuerung wären allerdings standardisierte, re-
gelmäßige und fl ächendeckende Kompetenzmessungen 
unerlässlich. Dazu könnten die bereits bestehenden aber 
für die Forschung bisher kaum nutzbaren Vergleichsar-
beiten (VERA) weiterentwickelt werden. Durch eine Ver-
knüpfung von fl ächendeckenden Kompetenzmessungen 
mit den Individualdaten eines Kerndatensatzes ließe sich 
eine der wichtigsten Datenlücke der amtlichen Schulsta-
tistik ohne großen Mehraufwand schließen.

Gesamterhebungen im Hochschulbereich liegen über die 
Statistik der Studierenden und die Statistik der Prüfungen 
vor, allerdings nur im Querschnitt und mit wenigen erfass-
ten Merkmalen. Mit der Novelle des Hochschulstatistikge-
setzes von 2016 wurde erstmals eine Studienverlaufssta-
tistik eingeführt. Sie steht der Wissenschaft aktuell noch 
nicht für Auswertungen zur Verfügung, sollte aber in das 
Bildungsverlaufsregister integriert werden. Anpassungs-
bedarf gibt es zudem bei den Löschungsvorschriften, 
denn die Pseudonyme und die Zusammenführungen müs-
sen nach 18 Jahren gelöscht werden, nach einer Promo-
tion bereits nach vier Jahren. Aus Sicht der Wissenschaft 
wird dadurch enormes Analysepotenzial verschenkt und 
eine Anpassung der gesetzlichen Regelungen im Hoch-
schulstatistikgesetz wäre wünschenswert. Bisher nicht 
abgebildet in der amtlichen Statistik ist der Übergang 
zwischen Schule und Hochschule. Dieser könnte im Bil-
dungsverlaufsregister durch Daten der Plattform Hoch-
schulstart, über die viele Hochschulen ihr Verfahren zur 
Studienplatzvergabe abwickeln, ergänzt werden.2

Auch die Berufsbildung im dualen System sollte Teil eines 
Bildungsverlaufsregisters sein. Hier bietet die amtliche Sta-

2 Plattform Hochschulstart, https://hochschulstart.de/startseite/.
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Title: Education Data: Closing Data Gaps Through a Longitudinal Education Register
Abstract: Evidence-based education policy needs comprehensive data. Education economists of the Verein für Socialpolitik call for the imple-
mentation of a longitudinal education register in Germany to understand the complex interrelationships of education systems. The education 
register should cover all levels of formal education and include data on student performance in order to close a serious data gap in Germany. 
The statement also calls for regular access to this data for independent research. Once implemented, the education register should enable 
linking with other data sources, for example from the labour market, tax and health records, in order to be able to analyse the long-term eff ects 
of education. By establishing a longitudinal education register, Germany would fi nally catch up with established standards of other European 
countries, creating a resource where education register data not only exists, but are available for researchers and can be linked with other data.

tistik mit der Statistik der berufl ichen Schulen zur Schulsta-
tistik vergleichbare Querschnittsdaten. Der betriebliche Teil 
der Ausbildung wird über die Berufsbildungsstatistik abge-
deckt, die die Grundgesamtheit aller in Deutschland erfass-
ten Ausbildungsverträge umfasst. Weitere stichproben- 
und umfragebasierte Datensätze zur betrieblichen Ausbil-
dung sollten perspektivisch mit den Registern verknüpfbar 
sein. Für Bildungsinvestitionen außerhalb der sekundären 
und tertiären Bildungssysteme gibt es nach derzeitigem 
Kenntnisstand keine administrative Datenquelle, die in ein 
Bildungsverlaufsregister eingebunden werden könnte.

Empfehlungen aus Sicht der Wissenschaft

Die Umsetzung des Bildungsverlaufsregisters in Deutsch-
land konkretisiert sich und der politische Wille ist (mehr-
heitlich) da. Die folgenden Empfehlungen sind relevant:

Umfang und Abdeckung der Bildungsverläufe: Das Bil-
dungsverlaufsregister darf nicht zu eng defi niert sein, um 
Analysepotenziale nicht unnötig zu vergeben. Um daten-
schutzrechtlichen Einwänden Rechnung zu tragen, soll-
ten Individualdaten zu einzelnen Bildungsabschnitten in 
einzelnen abschnittsbezogenen Registern gespeichert 
werden. Außerdem sollten alle Bildungsbereiche von der 
frühkindlichen Bildung bis mindestens zum Berufsbil-
dungs- und/oder Hochschulabschluss Eingang in ein Bil-
dungsverlaufsregister fi nden.

Transparenter Datenzugang für die Wissenschaft: Der Zu-
gang zu Bildungsdaten sollte für die Wissenschaft klar 
und transparent geregelt werden. Anfallende Nutzungs-
gebühren dürfen nicht dazu führen, dass Forschende, 
insbesondere Nachwuchswissenschaftler:innen, ihre 
Forschung nicht durchführen können. Der Datenzugang 
könnte z. B. über das geplante Forschungsdatengesetz 
geregelt werden (RatSWD, 2023).

Verknüpfbarkeit: Die reiche Datenlandschaft in Deutschland 
leidet darunter, dass einzelne Datensätze unverbundene 
Datensilos bleiben. Das triff t auch auf Bildungsdaten zu. Ein 
Bildungsverlaufsregister würde bislang unverbundene Bil-
dungsdaten verschiedener Quellen verknüpfen. Dies erfor-
dert die Einführung von Personen-IDs und einen Datentreu-
händer, der Daten verknüpfen und für Forschungszwecke 

verfügbar machen kann. Das Bildungsverlaufsregister darf 
nicht selbst zum Datensilo werden. Die Analyse langfristi-
ger Eff ekte von Bildung kann erst durch die Verknüpfung 
des Bildungsverlaufsregisters, z. B. mit Erwerbsverläufen, 
Steuerdaten, der Kriminalitätsstatistik oder Gesundheits-
daten, erfolgen. Auch die Verknüpfung mit etablierten Sur-
vey-Studien in Deutschland sollte ermöglicht werden.

Datenschutz: Den Anforderungen der DSGVO und der infor-
mellen Selbstbestimmung nach GG Art. 2 Abs. 1 muss und 
kann ohne Einschränkungen entsprochen werden. Bei der 
Ausgestaltung des Zugangs zum Bildungsverlaufsregister 
für die unabhängige Wissenschaft muss das Forschungs-
privileg für den Zugang der Wissenschaft zu sensiblen Da-
ten Berücksichtigung fi nden. Zudem muss es eine einheitli-
che Auslegung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
geben, denn es sind sowohl Landes- als auch Bundessta-
tistiken betroff en. Außerdem darf es keine Löschungspfl icht 
für Daten geben, wenn nicht sichergestellt ist, dass pseud-
onymisierte Daten für Bildungsverläufe verfügbar sind.

Literatur

Giar, K., F. Hohlstein, M. Wipke und A. Scharnagl (2023), Konzeption 
eines Statistischen Bildungsverlaufsregisters in Deutschland – Ent-
wicklungen bis 2023 und Ausgestaltungsoptionen, Statistisches Bun-
desamt, WISTA 3, 51-62.

KMK – Kultusministerkonferenz (2020), Ländervereinbarung über die 
gemeinsame Grundstruktur des Schulwesens und die gesamtstaat-
liche Verantwortung der Länder in zentralen bildungspolitischen 
Fragen, https://www.kmk.org/fi leadmin/Dateien/veroeff entlichun-
gen_beschluesse/2020/2020_10_15-Laendervereinbarung.pdf (1. 
November 2023).

RatSWD – Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten (2022), Aufbau eines Bil-
dungsverlaufsregisters: Datenschutzkonform und benutzerfreund-
lich: Empfehlungen des Rates für Sozial- und Wirtschaftsdaten für 
den Aufbau eines Bildungsverlaufsregisters, https://www.konsorts-
wd.de/wp-content/uploads/Positionspapier-RatSWD-Aufbau-eines-
Bildungsverlaufsregisters.pdf (1. November 2023).

RatSWD – Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten (2023), Forschungsda-
tengesetz: Was zentral ist, https://www.konsortswd.de/wp-content/
uploads/RatSWD_Positionspapier_Forschungsdatengesetz_Was_
zentral_ist.pdf (1. November 2023).

Spieß, C. K. (2009), Improvements and Future Challenges for the Research 
Infrastructure in the Field of “Preschool Education”, Working Paper of 

the Council for Social and Economic Data, 60, https://www.ratswd.de/
download/workingpapers2009/60_09.pdf (1. November 2023).

SWK – Ständige Wissenschaftliche Kommission (2022), Entwicklung von 
Leitlinien für das Monitoring und die Evaluation von Förderprogrammen 
im Bildungsbereich, https://www.kmk.org/fi leadmin/Dateien/pdf/KMK/
SWK/2022/SWK-2022-Impulspapier_Monitoring.pdf (1. November 2023).



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
737

Zeitgespräch

Wirtschaftsdienst, 2023, 103(11), 737-740

JEL: I10, C80

DOI: 10.2478/wd-2023-0205

Martin Fischer, Hendrik Jürges, Stefan Mangelsdorf, Simon Reif, Hannes Ullrich, Amelie Wuppermann*

Gesundheitsdaten: Von Nachbarländern lernen

Dr. Martin Fischer ist Forscher im Bereich 

Gesundheitsökonomik an der Universität Lund in 

Schweden und am RWI Essen.

Prof. Dr. Hendrik Jürges ist Professor für VWL, 

insbesondere Gesundheitsökonomik an der Bergischen 

Universität Wuppertal.

Prof. Dr. Stefan Mangelsdorf ist Professor für Methoden 

der empirischen Wirtschafts- und Sozialforschung und 

Statistik an der Hochschule der Deutschen Gesetzlichen 

Unfallversicherung in Bad Hersfeld.

Prof. Dr. Simon Reif ist Leiter der Forschungsgruppe 

Gesundheitsmärkte und Gesundheitspolitik am ZEW 

Mannheim.

Dr. Hannes Ullrich ist wissenschaftlicher Mitarbeiter in 

der Abteilung Unternehmen und Märkte am DIW Berlin 

und Associate Professor of Economics an der Universität 

Kopenhagen.

Prof. Dr. Amelie Wuppermann ist Professorin für VWL, 

insbesondere Empirische Mikroökonomik an der Martin-

Luther-Universität Halle-Wittenberg.

©  Der/die Autor:in 2023. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

* Dies ist eine Kurzversion der Stellungnahme der Unterarbeitsgruppe 
Gesundheitsdaten. Eine Langfassung fi ndet sich unter: http://www.so-
cialpolitik.de/vfs_stellungnahmen_daten_gesundheit.

Das deutsche Gesundheitswesen stellt mit über 13 % 
des Bruttoinlandsprodukts und erheblichem staatlichen 
Lenkungsanteil einen wesentlichen Politikbereich dar. 
Grundlegende Reformen des Systems scheinen unaus-
weichlich, um in Zukunft eine angemessene Leistungs-
qualität fi nanzieren zu können. Als komplexes, historisch 
gewachsenes Zusammenspiel verschiedener Institutio-
nen unterscheidet sich das deutsche Gesundheitswesen 
in manchen Bereichen stark von denen anderer westli-
cher Länder. Beispielhaft seien das Nebeneinander von 
gesetzlicher (GKV) und privater Krankenversicherung 
(PKV), die Art der Vergütung im ambulanten Bereich oder 
die doppelte Vorhaltung von Fachärzt:innen, sowohl am-
bulant als auch stationär, genannt. Für eine verlässliche 
evidenzbasierte Politikberatung, für die Identifi kation von 
Problemen und die Evaluation von Reformen im deut-
schen Gesundheitswesen sind Daten aus Deutschland 
unverzichtbar. Dazu zählen Individualdaten zum Gesund-
heitszustand der Bevölkerung ebenso wie Daten zur Inan-
spruchnahme von Leistungen und zum Angebot der Leis-
tungserbringer. Diese Datenbedarfe werden in Deutsch-
land derzeit nur sehr unvollständig erfüllt.

Bestandsaufnahme: Zugang zu Gesundheitsdaten

In Deutschland sind durchaus hochwertige Daten für ge-
sundheitsökonomische Forschung vorhanden. Die Da-
tenlandschaft ist indes aufgrund der Vielzahl und Hete-
rogenität an Datenhaltern sehr komplex. Nicht alle Daten, 
die erfasst werden, stehen für die Forschung zur Verfü-
gung. Zudem liegen Daten aus dem Gesundheitsbereich 
meist nur fragmentiert vor und der Zugang ist oft intrans-
parent geregelt. Gemeint sind hier etwa Abrechnungsda-
ten der GKV und PKV, Daten der gesetzlichen Unfallver-
sicherung und der Rentenversicherungsträger, Daten aus 
der elektronischen Patientenakte (ePA), Daten aus Krank-
heitsregistern (z. B. klinische Krebsregister), Daten aus 
Schuleingangsuntersuchungen, Daten der Beihilfestellen, 
Daten der Qualitätssicherung, der Apothekenrechenzen-
tren sowie der Kalkulationskrankenhäuser. Hinzu kommt 
mangelnde Verknüpfbarkeit untereinander als auch mit 
anderen Daten, z. B. Befragungsdaten oder Daten aus 

anderen Zweigen der Sozialversicherung. So können die 
bestehenden Gesundheitsdaten oft nicht in dem Maße 
verwendet werden, wie es für viele gesundheitspolitisch 
relevante Forschungsprojekte erforderlich wäre.1

So musste die Auswirkung der Einführung der Praxisge-
bühr zunächst mit letztlich ungeeigneten Befragungsda-
ten erforscht werden. In den Abrechnungsdaten der GKV 
fehlt etwa neben sozioökonomischen Informationen auch 
ein Maß für den Gesundheitszustand der Versicherten, das 
unabhängig von einer Inanspruchnahme von Leistungen 
der GKV beobachtbar ist. So lässt sich nur bedingt unter-

1 Eine Übersicht zum Stand der Möglichkeiten und Einschränkungen der 
Verknüpfung administrativer Gesundheitsdaten untereinander oder mit 
Surveydaten geben March et al. (2018). Im August 2023 erschien das 
White Paper: „Verbesserung des Record Linkage für die Gesundheitsfor-
schung in Deutschland” der nfdi4health mit einer Vielzahl von Use Cases.
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suchen, ob ein etwaiger Rückgang an Arztbesuchen auf-
grund der Praxisgebühr negative Gesundheitsfolgen hat.

Weitere Fragen, die mit den aktuell in Deutschland ver-
fügbaren Daten gar nicht oder nur unter unverhältnismä-
ßig hohem Aufwand beantwortet werden können, betref-
fen etwa (a) die Rolle adverser Selektion oder Risikoselek-
tion beim Übergang von der GKV zur PKV (und zurück), 
(b) die Veränderung der Versorgung von gesetzlich und 
privat versicherten Patient:innen, wenn die Vergütung im 
ambulanten Sektor angeglichen würde, (c) die mögliche 
Berücksichtigung sozioökonomischer Merkmale im Mor-
biditätsorientierten Risikostrukturausgleich (Morbi-RSA), 
oder (d) die Auswirkungen von Selektivverträgen in der 
GKV auf Inanspruchnahme und Versorgungsqualität.

Initiativen aus den Gesundheitswissenschaften und der 
Versorgungsforschung setzen sich daher bereits seit ei-
nigen Jahren für die Verbesserung des Datenzugangs 
ein.2 Für den Bereich der Wirtschaftswissenschaften 
zeigten sich bestehende Probleme zuletzt in einer Online-
Umfrage unter Mitgliedern des VfS, die zu Beginn 2023 
durchgeführt wurde. Hier gaben 69 % der Befragten mit 
Schwerpunkt im Gesundheitsbereich an, mit dem Daten-
zugang unzufrieden oder eher unzufrieden zu sein. 88 % 
gaben an, dass sie aufgrund der Probleme beim Datenzu-
gang Projekte nicht durchführen konnten, und 85 % sa-
hen als Folge Erschwernisse, relevante und aktuelle Poli-
tikberatung zu fundieren. Bezeichnenderweise stimmten 
93 % der Befragten der Aussage „Der Datenzugang in 
Deutschland ist schlechter als in vergleichbaren Län-
dern“ eher oder voll zu. Der Aussage „Der Datenzugang 
in Deutschland erlaubt es, im internationalen Forschungs-
wettbewerb mitzuhalten“ stimmten dagegen nur 28 % der 
Befragten eher oder voll zu. So gaben dann auch 70 % 
der Befragten an, schon einmal mit ausländischen Daten 
gearbeitet zu haben, davon taten dies 45 %, weil geeigne-
te deutsche Daten nicht zur Verfügung standen.

Aus Forschungsergebnissen, die mit Daten anderer Länder 
– und entsprechend aus anderen institutionellen Kontex-
ten – gewonnen werden, lassen sich zwar wichtige Impul-
se für die Weiterentwicklung des Gesundheitssystems in 
Deutschland ableiten. Für eine evidenzbasierte Politikbe-
ratung in Bezug auf die deutsche Gesundheitspolitik man-
gelt es jedoch aufgrund der Eigenheiten der verschiede-
nen Gesundheitssysteme an der nötigen Übertragbarkeit. 
Überspitzt formuliert stellt sich daher die Frage, ob es der 
deutschen Gesellschaft im Allgemeinen und der Gesund-
heitspolitik im Besonderen gleichgültig sein kann, dass mit 

2 Beispielhaft seien die Arbeitsgruppe „Erhebung und Nutzung von Sekun-
därdaten“ (AGENS) oder die AG „Validierung und Linkage von Sekundär-
daten“ beim Deutschen Netzwerk für Versorgungsforschung genannt.

deutschen Steuermitteln fi nanzierte Wissenschaftler:innen 
aufgrund mangelnder Datenverfügbarkeit über das ameri-
kanische, englische, niederländische, österreichische oder 
dänische statt das deutsche Gesundheitssystem forschen 
und die Politikberatung in anderen Ländern unterstützen.

Deutschland fällt gegenüber Nachbarländern zurück

Die Auswertung verknüpfbarer Administrativdaten hat in-
ternational in den vergangenen zwei Jahrzehnten zahlrei-
che hochwertige gesundheitsökonomische Forschungs-
beiträge hervorgebracht. Tatsächlich kommt die beste 
wissenschaftliche, politikrelevante Evidenz meist aus 
Ländern, die bei der Bereitstellung und Verknüpfung von 
Administrativdaten vorangehen. Hierzu gehören von Be-
ginn an die skandinavischen Länder. In der Folge kann 
dort auch eine stärker evidenzbasierte Politik durchge-
führt werden. So ermöglichen verknüpfte Administrativ-
daten ein transparentes Bild des Zustands der Gesund-
heitsversorgung und erlauben der Wissenschaft, die Rolle 
von Anreizen und Restriktionen sowie wirksame politische 
Hebel zur Verbesserung der Gesundheitsversorgung zu 
identifi zieren. Viele Beispiele für Forschungsarbeiten mit 
verknüpften Mikrodaten stammen aus Dänemark. Dazu 
gehören Studien zu den (langfristigen) kausalen Eff ekten 
einer ADHS-Medikation auf die Gesundheit und beob-
achtete mutmaßliche Kriminalität von Jugendlichen (Dals-
gaard et al., 2014), zu Eff ekten schwerer Erkrankungen auf 
das Verhalten und die Gesundheit von Haushaltsmitglie-
dern (Fadlon und Nielsen, 2019, 2021), zu ärztlicher Kon-
tinuität in der Primärversorgung (Simonsen et al., 2021) 
oder zu den starken systematischen Unterschieden in der 
Behandlungsqualität in einem vermeintlich weitgehend 
harmonisierten und standardisierten Gesundheitssys-
tem (Huang und Ullrich, 2023). Auch Erkenntnisse über 
das Potenzial von Daten für Anwendungen von KI können 
durch die Verknüpfung von Administrativdaten mit medi-
zinischen Daten gewonnen werden (Huang et al., 2022).

Das Verständnis der Wichtigkeit verknüpfter Administrativ-
daten hat in Dänemark bereits früh zu attraktiven Schnitt-
stellen zwischen Wissenschaft und Politik geführt. 2001 
wurde z. B. an der Universität Kopenhagen das Econo-
mic Policy Research Network ins Leben gerufen, um den 
Austausch zwischen Wissenschaft und Politik mit starker 
empirischer Fundierung zu beleben.3 In diesem Netzwerk 
fi nden unter anderem ganztägige Veranstaltungen statt, 
auf welchen sich Ministerien, die basierend auf verknüpf-
ten Administrativdaten auch eigene Analysen erstellen, 
mit Forscher:innen der Universität Kopenhagen, die eben-
so ihre empirischen Arbeiten vorstellen, austauschen. 

3 Siehe https://www.economics.ku.dk/research/ResearchCentres/epru/
eprn/about-eprn/ (2. November 2023).
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Das weit verbreitete empirische Arbeiten mit verknüpften 
Administrativdaten erlaubt eine stärkere Durchlässigkeit 
zwischen Wissenschaft und Politik. Diese spiegelt sich in 
Weiterbildungsangeboten von Universitäten für Behörden, 
Ministerien und Praktiker:innen, in Forschungskooperatio-
nen und auch in gemeinsamen Stellenbesetzungen sowie 
in fachlichen Ad-hoc-Beratungen wider.

Diese Entwicklungen sind nicht auf Skandinavien be-
schränkt. Die Zahl der Länder, in denen Forschende Zu-
gang zu Administrativdatensätzen haben, die untereinan-
der und mit anderen Daten verknüpfbar sind, erhöht sich 
stetig. Unter diesen Ländern befi nden sich in jüngerer Zeit 
nicht nur die USA, sondern auch Nachbarländer Deutsch-
lands, wie die Niederlande und Österreich. In dem Maße, 
in dem andere Länder beim Datenzugang vorangehen, 
verschlechtert sich die relative Position von Forschenden 
in Deutschland weiter. Doch das müsste nicht sein. Die 
Praxis des Datenzugangs unter den organisatorischen, 
technischen und rechtlichen Rahmenbedingungen in 
den Niederlanden, Österreich und Dänemark zeigt: die 
Forderungen nach einem verbesserten Datenzugang 
einschließlich der Möglichkeit der Verknüpfung sind rea-
listisch. Einen Überblick über die wesentlichen Rahmen-
bedingungen in Dänemark gibt Tabelle 1.4 Wenn sie in 
unseren Nachbarländern mit berechtigten Belangen des 
Datenschutzes vereinbar sind, dann können sie es bei 
uns auch sein.

4 Die entsprechenden Rahmenbedingungen in Österreich und den Nie-
derlanden sind in der Langfassung dieses Beitrags aufgelistet.

Maßnahmen zur Verbesserung des Datenzugangs

Wie sich in einigen derzeit laufenden Gesetzgebungspro-
zessen zeigt, ist das Problem des Datenzugangs in der 
deutschen Politik angekommen. Allerdings laufen die Initi-
ativen zur Verbesserung der Nutzung von Gesundheitsda-
ten in der Forschung parallel und getrennt von Initiativen zur 
Nutzung aller anderen Datenquellen, sodass die genann-
ten Probleme bislang nur unvollständig adressiert werden. 
Gefordert ist dagegen ein konzertierter Ansatz aller an die-
sen Initiativen beteiligten Ressorts. Zur Verbesserung der 
Voraussetzungen für international konkurrenzfähige ge-
sundheitsökonomische Forschung in und für Deutschland 
schlagen wir folgende Schritte und Maßnahmen vor: 

Alle administrativen Datenquellen, d. h. Daten aus der öf-
fentlichen Verwaltung, aus der Sozialversicherung, Daten 
der amtlichen Statistik, aber auch Daten aus öff entlich fi -
nanzierten Forschungsprojekten, sollten als Individualda-
ten für die weitere Forschung zugänglich gemacht werden.

Daten unterschiedlicher Quellen sollten untereinander 
verknüpft werden können – gemeint ist auch die Ver-
knüpfung von Gesundheitsdaten mit anderen Daten, 
z. B. Steuerdaten. Dazu muss die Zusammenarbeit zwi-
schen dem Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizin-
produkte (BfArM) und der Koordinierungsstelle anderer 
Forschungsdaten, z. B. dem Dateninstitut des Bundes, 
gesetzlich geregelt werden. Für die Zusammenführung 
von Daten ist eine einheitliche Identifi kationsnummer für 
Personen und Leistungserbringer erforderlich.

Tabelle 1
Zugang zu Registerdaten in Dänemark

Quelle: Statistics Denmark: https://www.dst.dk/en/TilSalg/Forskningsservice; Danish Health Data Authority: https://sundhedsdatastyrelsen.dk/da/eng-
lish/health_data_and_registers/national_health_registers (2. November 2023).

Zugangserlaubnis Für Wissenschaftler:innen in autorisierten Forschungsumgebungen (z. B. Universitäten, Forschungseinrichtungen, Ministerien) in 
Dänemark, die eine Datennutzungsvereinbarung mit Statistics Denmark abgeschlossen haben. Koautor:innen aus dem Ausland 
können ebenso einen Zugang für gemeinsame Forschungsprojekte erhalten. In jedem Fall müssen alle Wissenschaftler:innen, 
die einen Zugang erhalten möchten, einen Vertrag mit Statistics Denmark unterschreiben, der auch die deutlichen rechtlichen 
Konsequenzen bei Fehlverhalten beschreibt.

Antragstellung Projektbeschreibung mit Begründung des gesellschaftlichen Interesses, inklusive Liste der gewünschten Daten und Variablen, 
sowie die Variablen, anhand welcher Datensätze (z. B. die Personenidentifi kationsnummer) verknüpft werden sollen. Bei der 
Verwendung von individuellen Personendaten ist ebenso eine Erlaubnis bei der eigenen Forschungseinrichtung einzuholen. Für 
Gesundheitsdaten ist in der Regel darüber hinaus ein weiterer Antrag bei der Gesundheitsdatenbehörde nötig.

Externe Daten Sollen externe Daten zugespielt werden, die auch in der Projektbeschreibung beschrieben und erklärt werden müssen, ist die 
Erlaubnis der externen Datenbesitzer nötig.

Technischer Zugang Die Daten können per VPN vom eigenen Rechner aus bearbeitet werden.

Kosten Die Bereitstellungskosten ergeben sich aus dem Aufwand für Statistics Denmark, der auf Stundenbasis vergütet werden muss. 
Für ein gängiges Projekt fallen ca. 5.000 bis 10.000 Euro an Bereitstellungskosten an. Für rechenintensive Anwendungen können 
Forschungseinrichtungen und Wissenschaftler:innen darüber hinaus in dedizierte Hardware bei Statistics Denmark investieren.

Datenschutz Autorisierte Wissenschaftler:innen verpfl ichten sich vertraglich, in den de-identifi zierten aber nicht anonymisierten Daten keine 
Individuen zu identifi zieren. Um Ergebnisse außerhalb des gesicherten Forschungsdatenzentrums verwenden zu können, müs-
sen diese nach festgelegten Mindestkriterien anonymisiert werden und publikationsfertig exportiert werden. Neben einem auto-
matisierten Filter, der verdächtige Dateien blockiert, werden exportierte Ergebnisse von Mitarbeiter:innen bei Statistics Denmark 
überprüft. Bei mutmaßlichen Verstößen werden innerhalb kurzer Zeit Konsequenzen gezogen. Grundsätzlich wird im Sinne der 
EU-DSGVO bei der Antragstellung das Prinzip der Datenminimierung angewandt.
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Title: Health Data: Learning from Our Neighbours
Abstract: The access and use of administrative health data in Germany is limited by several factors. Due to the large number and het-
erogeneity of data holders, data are usually only available in fragmented form, and access is often regulated in a non-transparent man-
ner. Linkage of health data with other data sources is hardly possible for legal and logistic reasons. These limitations directly aff ect the 
ability of researchers in Germany to supply evidence-based policy advice and to conduct fundamental research. Against the backdrop 
of neighbouring countries, such as Denmark or Austria, giving access to and allowing the linkage of individual administrative data, we 
propose several measures to improve access to health data in Germany.

Um eine übersichtliche Dateninfrastruktur zu schaff en, ist 
eine öff entlich fi nanzierte Plattform mit Datenübersicht 
und Datenmittler sinnvoll (angesiedelt etwa beim Daten-
institut des Bundes). Die Verknüpfung von Daten aus ver-
schiedenen Quellen kann der Datenmittler als Datentreu-
händer ermöglichen, d. h. er verwaltet die Zuordnungs-
schlüssel zur Verknüpfung pseudonymisierter Daten.

Für den Zugang für Forschungszwecke zu administ-
rativen und aus öff entlichen Mitteln fi nanzierten Daten 
sollen transparente, einheitliche Regelungen geschaf-
fen werden. Der Datenzugang sollte aufgrund formeller, 
nicht materieller Kriterien gewährt werden, d. h. nicht in 
Abhängigkeit von einer den Datenhaltern/-eigentümern 
genehmen Fragestellung. Auch sollte die Replikation be-
stehender Analysen legitimer Verwendungszweck sein. 
Ein Nutzungsantrag sollte nicht alleine deshalb abgelehnt 
werden dürfen, weil ein sehr ähnlicher Antrag in der Ver-
gangenheit bereits bewilligt wurde. Replizierbarkeit von 
Studien trägt zum Erkenntnisgewinn und zur Steigerung 
der Glaubwürdigkeit der Wissenschaft bei.

Ein Datennutzungsplan soll für jede öff entliche Institution 
die erhobenen Daten aufl isten und die Antrags- und Zu-
gangsverfahren für die entsprechenden Daten beschrei-
ben. Der Datennutzungsplan wird jährlich erneuert und 
zentral, z. B. vom Dateninstitut des Bundes, veröff entlicht.

Darüber hinaus muss der Datenschutz in Bezug auf Zu-
gang zu administrativen Mikrodaten bundeseinheitlich 
geregelt werden. Insbesondere müssen die in der eu-
ropäischen Datenschutzgrundverordnung festgelegten 
Ausnahmen für die Datenverarbeitung im öff entlichen In-
teresse und der Wissenschaft in der Praxis des Antrags-
verfahrens und Datenzugangs verankert sein, sodass 
rechtliche Bedenken zum Zeitpunkt der Antragstellung 
kein Hinderungsgrund sein können.

Bei Gesetzen, die Datenerhebungen umfassen (z. B. im 
Rahmen von Evaluierungen der Auswirkungen eines Ge-
setzes, zur Gewährung von Fördergeldern etc.) sollte fest-
gelegt werden, dass und wo diese Daten der Forschung 
zugänglich gemacht werden, wobei zusätzlich die Kom-
patibilität mit dem geplanten Europäischen Gesundheits-
datenraum berücksichtigt werden sollte.

Zudem dürfen Gebühren oder Beiträge nicht so hoch 
sein, dass bestimmte Forschergruppen systematisch 
ausgeschlossen werden. Vergünstigte Tarife für Nach-
wuchsforschende oder auf die Finanzierung des Daten-
zugangs ausgerichtete Förderlinien der DFG sind als Lö-
sungen denkbar.

Fazit

Im internationalen Vergleich leidet die empirische gesund-
heitsökonomische Forschung in Deutschland, insbeson-
dere bezüglich der Beantwortung drängender Forschungs-
fragen rund um das nationale Gesundheitssystem, unter 
schlechter Datenverfügbarkeit und -verknüpfbarkeit. Dies 
hat Auswirkungen auf die Qualität der möglichen Analysen 
und Folgen für die Themen- und Standortwahl angewand-
ter empirischer Forscher:innen mit dem Schwerpunkt Ge-
sundheit. Durch Vergleiche mit Nachbarländern wird das 
vergebene wissenschaftliche Potenzial für die Grundlagen-
forschung und angewandte Politikberatung deutlich. Dabei 
gibt es off ensichtlich gangbare Wege für eine bessere Ver-
fügbarkeit und Verknüpfung von Forschungsdaten im Ge-
sundheitsbereich, im Einklang mit den europäischen Da-
tenschutzbestimmungen. Eine Umsetzung der hier abge-
leiteten, konkreten Handlungsempfehlungen wird aus un-
serer Sicht einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der 
empirischen Gesundheitsforschung und evidenzbasierten 
Beratung der Gesundheitspolitik in Deutschland leisten.
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Blindfl ug aufgelegt. Eine bessere Dateninfrastruktur hätte 
es ermöglicht, die Lage der Haushalte und Unternehmen 
vor der Krise und ihre Betroff enheit durch die Krise zu 
analysieren sowie die Wirkung der einzelnen Maßnahmen 
nach ihrer Implementierung zu evaluieren.

Guter Datenzugang ist für Forschung und Politikberatung 

unverzichtbar

In der Gruppe der Makroökonom:innen wird mithin pro-
blematisiert, dass fehlende Forschungsergebnisse für 
Deutschland die evidenzbasierte Politikevaluation und 
-beratung beeinträchtigen und zu unnötiger Unsicherheit 
für die Wirtschaftspolitik führen. Aus Unsicherheit können 
unzureichend fundierte Entscheidungen resultieren, die 
mit einer mangelhaften Zielgenauigkeit von Politikmaß-
nahmen und somit mit überhöhten fi skalischen Kosten 
einhergehen. Darüber hinaus ermöglichen fehlende und 
unzureichende Daten es einigen Akteuren, wie z. B. Lobby-
organisationen, die Politik in einer Situation der Unsicher-
heit leichter zu beeinfl ussen. Die Verbesserung der Daten-
infrastruktur wäre also eine Investition in besser fundierte, 
zielgenauere und kosteneffi  zientere Politikentscheidungen. 

Unsicherheit aufgrund fehlender Daten und Forschung ist 
auch für den privaten Sektor ein Problem. Dort kann man-
gelnde Datenverfügbarkeit und die damit einhergehende 
Unsicherheit zu verzögerten und ineffi  zienten Investi-

Exzellente empirische Wirtschaftsforschung, die Evalu-
ation wirtschafts-, fi nanz- und arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen sowie evidenzbasierte Politikberatung sind 
angewiesen auf die Verfügbarkeit hochqualitativer Da-
ten. Eine im Januar 2023 durchgeführte Erhebung unter 
den Mitgliedern des Vereins für Socialpolitik (VfS) ergab, 
dass viele Forschende die Möglichkeiten, deutsche Da-
ten für die Forschung zu nutzen, für unzureichend halten. 
Die Mitglieder stimmen darin überein, dass fehlende Da-
tenverknüpfungen einen der größten Mängel in der deut-
schen Dateninfrastruktur darstellen, und sind insgesamt 
eher unzufrieden mit dem Datenzugang in Deutschland. 
Sie forschen daher oft mit ausländischen Daten. Des-
halb leide, nach Meinung der Mitglieder, auch die aktuel-
le Politikberatung in Deutschland unter fehlenden sowie 
unzureichenden Forschungsergebnissen mit deutschen 
Daten. Zwar gab es in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten Verbesserungen beim Forschungsdatenzugang, die 
heutigen Datenbedarfe gehen jedoch deutlich über die 
existierende Infrastruktur und den gesetzlichen Rahmen 
hinaus: Die Gesetzeslage selbst muss angepasst werden, 
um leistungsstarke Forschung zu ermöglichen.

Forschungsdateninfrastruktur im Bereich 

Makroökonomik – der Status quo

Unzufriedenheit mit der Dateninfrastruktur

Wie die Mitglieder des VfS insgesamt bemängeln auch die 
Makroökonom:innen die unzureichende Dateninfrastruk-
tur. Beispiele fi nden sich in der COVID-19-Krise: Während 
in den USA den staatlichen Stellen die fi nanzielle Situation 
US-amerikanischer Firmen und Haushalte sowie die aktu-
elle Lage am Arbeitsmarkt und des Konsums schnell be-
kannt war, wurden die deutschen wirtschaftspolitischen 
Hilfspakete im Frühjahr und Sommer 2020 weitgehend im 
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• Organisatorische Hindernisse wie oft keine einheitlichen 
Datendefi nitionen (Harmonisierung), Daten liegen – vor 
allem in Krisenzeiten – oft zu spät vor, zum Teil ist der 
Zugang zu Daten öff entlicher Institutionen zu teuer und 
liegt, insbesondere bei Standarddatensätzen, deutlich 
über den Grenzkosten der Bereitstellung, was dem Cha-
rakter dieser Daten als öff entliches Gut widerspricht.

Empfehlungen zur Verbesserung der deutschen 

Forschungsdateninfrastruktur

Bereitstellung von Daten

Für eine Reform hin zu einer benutzerfreundlicheren Be-
reitstellung von frei verfügbaren Zeitreihen kann man sich 
an den öff entlich zugänglichen Datenbanken der OECD 
oder der Federal Reserve Bank of St. Louis (FRED) ori-
entieren. Diese bieten, im Vergleich zu deutschen Da-
tenanbietern, einfache Such- und Downloadfunktionen 
an, insbesondere was das Zusammenstellen von eigenen 
Datensätzen aus verschiedenen Zeitreihen und Quellen in 
einem einheitlichen Format angeht (One-stop-shopping-
Prinzip). FRED bietet zudem einfache Analysewerkzeuge 
für einen ersten Blick auf die Daten an. Viele Forschende 
nutzen daher selbst für die von Destatis erhobenen Da-
ten der amtlichen Statistik FRED anstatt GENESIS-Online 
(das Portal von Destatis) als Zugangsweg.

Für den benutzerfreundlichen Zugang zu Mikrodaten 
bietet sich zum einen ein Blick nach Frankreich an. Hier 
ermöglichen die französischen Behörden, insbesonde-
re das Statistikamt INSEE, die CASD Technologie zum 
Fernzugriff  auf vertrauliche Mikrodaten in einer sicheren 
Umgebung (siehe www.casd.eu/en). Zum anderen kön-
nen die skandinavischen Staaten als technisches Vorbild 
dienen, die ebenfalls seit längerem erprobte Remote-Zu-
griff swege bereitstellen.

Darüber hinaus wäre die Bereitstellung von öff entlich ver-
fügbaren, tief aggregierten Daten hilfreich, z. B. Informati-
onen zu Haushalten und Firmen für Industrien und Regi-
onen, wie in den Business Dynamics Statistics oder den 
Longitudinal Employer-Household Dynamics des U.S. 
Census Bureau. Hinzu kommen regionale Daten zu Preis-
indizes sowie zu Immobilienpreisen und -transaktionen. 
Dabei ist auf einheitliche Datendefi nitionen und Datenfor-
mate über die Gebietskörperschaften hinweg zu achten. 
Eine umfassendere Maschinenlesbarkeit amtlicher Statis-
tiken wäre wünschenswert.

Um die Übersicht über die deutsche Forschungsdaten-
landschaft zu verbessern, wäre eine öff entlich fi nanzierte 
und zugängliche Plattform als Forschungsdatenregister 
zielführend. Auf dieser Plattform sollten alle in Deutsch-

tions- und Arbeitsmarktentscheidungen führen (Attentis-
mus). Der gesamtwirtschaftliche Wohlstand wird durch 
solches Verhalten geschmälert.

Defi zite der deutschen Forschungsdateninfrastruktur

Wie die Mitglieder des VfS insgesamt stimmen auch die 
Makroökonom:innen darin überein, dass fehlende Da-
tenverknüpfungen einer der größten Mängel in der deut-
schen Dateninfrastruktur sind. Das betriff t sowohl die 
Verknüpfung von Daten verschiedener öff entlicher Da-
tenproduzenten untereinander (z. B. Statistisches Bun-
desamt (Destatis), Bundesagentur für Arbeit (BA), Ren-
tenversicherung, Bundesbank, Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW), Steuerbehörden, Gutachterausschüsse für 
Grundstückswerte) als auch die Verknüpfung dieser Da-
ten mit denen, die durch staatlich geförderte Stellen (z. B. 
ifo, DIW, ZEW) sowie privat (z. B. GfK, Hoppenstedt, BvD) 
erhoben werden. Darüber hinaus wird eine fehlende Har-
monisierung und Zentralisierung im Datenzugang für die 
Daten der statistischen Landesämter beklagt sowie eine 
mangelhafte Koordination der statistischen Landesämter 
untereinander und mit Destatis.

Die Gruppe der Makroökonom:innen beklagt im Speziel-
len, dass wichtige Daten, wie z. B. gesamtwirtschaftliche 
Zeitreihen (bei Destatis), nicht benutzerfreundlich vorlie-
gen, es organisatorische Hürden beim Zugang gibt, z. B. 
keinen Fernzugriff , und relevante Informationen schwer zu 
fi nden sind. Öff entlich verfügbare, tief aggregierte Daten 
werden nicht oder nur unzureichend bereitgestellt. Darü-
ber hinaus fehlt der Zugang zu Daten mancher öff entlicher 
Institutionen vollständig, etwa zu denen der KfW. Andere 
Daten werden Forschenden nur mit großer zeitlicher Ver-
zögerung bereitgestellt. Ein Beispiel sind Informationen 
zur Nutzung von Kurzarbeitergeld in der COVID-19-Krise, 
die aber zur Beurteilung der Lage der Unternehmen in Kri-
sensituationen oder zur Evaluierung unternehmensgerich-
teter wirtschaftspolitischer Maßnahmen wichtig wären.

Die Hindernisse beim Zugang und im Umgang mit Daten 
lassen sich in drei wesentliche Gruppen gliedern:

• Rechtliche Hindernisse wie unterschiedliche Daten-
schutzgesetze und -auslegungen in den Bundeslän-
dern, fehlendes Forschungsprivileg (d. h. Forschung 
darf mit Daten machen, was nicht explizit verboten ist), 
rechtliche Beschränkungen der Verknüpfbarkeit von 
Daten, insbesondere über Datensilos hinweg.

• Technische Hindernisse wie Datenbereitsteller ermögli-
chen keinen Fernzugriff  (remote), mangelnde technische 
Möglichkeiten zur Datenverknüpfung wegen fehlender 
Identifi kationen, mangelnde Maschinenlesbarkeit.
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sollten mindestens die Daten der öff entlichen Verwaltung, 
Daten der amtlichen Statistik und von Forschungseinrich-
tungen für die Wissenschaft aufbereitet, zugänglich und 
verknüpfbar sein. Idealerweise integriert man aber auch 
Daten aus der Wirtschaft und von Unternehmen.

Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen

Die Entwicklung der Statistikgesetzgebung hin zu einem 
outputorientierten Gesetzgebungsrahmen sollte fortge-
setzt werden. Dies bedeutet eine Fokussierung auf Infor-
mationsbedarfe und Dienstleistungen statt auf Datenquel-
len. Bislang müssen gemäß § 9 BStatG für amtliche Sta-
tistiken Rechtsvorschriften – oft fachstatistische Einzel-
gesetze – beschlossen werden, die detailliert defi nieren, 
welche Merkmale von welchen Subjekten erhoben werden 
dürfen. Das bedeutet allerdings, dass zur Anpassung von 
Statistiken und Erhebungen sowie für neue Nutzungswege 
oftmals gesetzliche Anpassungen notwendig sind. Dies 
reduziert die Agilität der amtlichen Statistik erheblich. Eine 
outputorientierte Anpassung der Statistikgesetzgebung, 
insbesondere eine Anpassung von § 9 BStatG, könnte es 
stattdessen der amtlichen Statistik ermöglichen, stärker 
im eigenen Ermessen die allgemein defi nierten Aufgaben 
gemäß BStatG zu erfüllen, ohne auf fachstatistische Ein-
zelgesetze zurückgreifen zu müssen. Insbesondere sollte 
der amtlichen Statistik die Freiheit gegeben werden, die 
notwendigen Erhebungen inklusive Merkmalen und Stich-
proben selbst zu defi nieren, die zur Erfüllung eines per 
Gesetz defi nierten Informationsbedarfs notwendig sind.

Aus Sicht der Forschung wäre die gesetzliche Veranke-
rung eines Forschungsauftrags für Destatis im BStatG 
zielführend, um das Dienstleistungsangebot für die 
Wissenschaft zu verbessern. Die Übertragung eines 
Forschungsauftrags an Destatis könnte sich dabei am 
U.S. Census Bureau, der Bundesagentur für Arbeit und 
der Bundesbank orientieren. Diese Institutionen verfü-
gen mit dem Center for Economic Studies, dem Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) sowie dem 
Forschungszentrum der Bundesbank über eigene For-
schungszentren. Ein solcher Forschungsauftrag, der die 
Gründung eines Forschungszentrums einschlösse, hätte 
mindestens drei Vorteile. Erstens würden Forscher:innen 
direkt bei Destatis mit den Forschungsdaten arbeiten und 
könnten so unmittelbar an Lösungen für die unweigerlich 
in der Praxis auftretenden Datenprobleme arbeiten. Zwei-
tens würde bei einer Evaluation des Forschungsauftrags 
das Eigeninteresse von Destatis an der Aufbereitung, Be-
reitstellung und Nutzung von Forschungsdaten steigen. 
Drittens würde qualitativ hochwertige wissenschaftliche 
Forschung mit deutschen Daten direkt bei Destatis statt-
fi nden. Die oben genannten Forschungszentren waren in 
den vergangenen Jahren allesamt an Publikationen in den 

land verfügbaren Forschungsdaten kartografi ert werden. 
Dazu sollten insbesondere Metadatenreports, Daten-
strukturfi les sowie Informationen über den Datenzugang 
bereitgestellt werden. Der Träger dieser Plattform könn-
te zudem Wissenschaftler:innen hinsichtlich ihrer Befä-
higung zum Umgang mit schwach anonymisierten For-
schungsdaten zertifi zieren, um den Datenzugang zu be-
schleunigen. Der RatSWD könnte als Träger einer solchen 
Plattform agieren.

Der Datenzugang sollte dabei grundsätzlich für zertifi zier-
te Wissenschaftler:innen ermöglicht werden. Dabei soll-
te die Datenfernverarbeitung als Standardzugangsweg 
zu formal anonymisierten Daten etabliert werden. Dafür 
sind Anpassungen der Statistikgesetzgebung vorzuneh-
men. So sollte ein Fernzugriff  beispielsweise in § 16 Abs. 
6 BStatG für den Zugang zu amtlichen Daten und in § 75 
SGB X für den Zugang zu Daten der BA verankert wer-
den. Die Preisgestaltung des Datenzugangs sollte sich an 
den Grenzkosten der Datenbereitstellung orientieren und 
nicht, wie derzeit oft üblich, an den Durchschnittskosten. 
Finanzielle Zugangshürden können so abgebaut werden.

Alle gesetzlichen Regelungen und organisatorischen Arran-
gements, die zur Löschung von Daten führen, sind abzu-
schaff en. Lange Zeitreihen und Verknüpfbarkeit über lange 
Zeiträume hinweg sind nicht nur für Makrodaten, sondern 
gerade auch für Mikrodaten essenziell für die Forschung.

Verknüpfung von Daten

Die Verknüpfung von Daten über Datensilos hinweg ist ein 
zentrales Anliegen der Forschung und Politikberatung. 
Dazu müssen die rechtlichen Voraussetzungen für die 
Verknüpfung von Registern und Datensätzen verschiede-
ner Datenproduzenten untereinander geschaff en werden. 
Dafür müsste insbesondere § 13a BStatG um weitere öf-
fentliche Datenproduzenten neben der Bundesbank er-
weitert werden, um eine Verknüpfung der Daten mit der 
amtlichen Statistik zu ermöglichen. Für die Umsetzung 
muss es einen eindeutigen Identifi kator auf Personen-, 
Haushalts-, Betriebs- und Unternehmensebene geben, 
wie dies in vielen europäischen, vor allem den skandinavi-
schen Ländern der Fall ist.

In der Praxis kann die Verknüpfung von Daten aus ver-
schiedenen Quellen durch Datenmittlerstrukturen er-
möglicht werden. Idealerweise erfolgt dies durch eine 
Erweiterung des gesetzlichen Auftrags des Statistischen 
Bundesamtes beispielsweise durch die Ansiedlung eines 
mit entsprechenden personellen und fi nanziellen Res-
sourcen unterlegten Dateninstituts am Destatis als Da-
tenmittler und -verknüpfer. Als Vorbild könnte das jüngst 
errichtete Mikrodatenzentrum in Österreich dienen. Dabei 
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gesetz würde auch zur Rechtssicherheit beitragen, da 
zurzeit oft unterschiedliche Auff assungen der beteiligten 
Stellen bezüglich der Auslegung des bestehenden Rechts 
Datenverknüpfungen verhindern.

Erhebung neuer Daten und Verfügbarkeit bereits erhobener 

Daten

Der kostengünstigste Weg, um neue Daten zur Verfügung 
zu stellen, besteht in der Aufbereitung bereits erhobener 
Daten. Dies betriff t vor allem Daten aus Verwaltungspro-
zessen, sogenannte administrative Daten. Aus datenme-
thodologischer Sicht sind administrative Daten Umfrage-
daten zudem oft wegen geringerer Messfehler und höhe-
rer Rücklaufquoten qualitativ überlegen. Nichtsdestotrotz 
sind neben administrativen Daten hochqualitative Um-
fragedaten essenziell, um ökonomische Entscheidungen 
bestmöglich zu verstehen. Hierzu gehören z. B. Daten zu 
Erwartungen und Einschätzungen in Bezug auf ökonomi-
sche Größen und Zusammenhänge. Dafür braucht es ei-
nen Ausbau von Umfragedaten von offi  zieller Stelle, etwa 
nach dem Vorbild des U.S. Census Pulse Survey oder des 
Survey of Consumer Expectations der Federal Reserve 
Bank of New York, und eine intelligente Verknüpfung die-
ser mit den administrativen Daten.

Aus makroökonomischer und wirtschaftspolitischer Sicht 
besteht mithin der Bedarf einer hochfrequenten Haushalts-
umfrage, die zeitnah die ökonomische Lage (Arbeitsmarkt, 
Konsum, Erwartungen, Einkommen, Vermögen, Verschul-
dung etc.) der deutschen Haushalte abbildet. Eine solche 
Umfrage könnte in Anlehnung an den U.S. Current Popula-
tion Survey (CPS) geschaff en werden.2 Der Rechtsrahmen 
sollte mit der Möglichkeit gestaltet werden, kurzfristig und 
anlassbezogen neue Umfragemodule einzuführen.

Darüber hinaus fehlen amtliche Daten zur Vermögens-
verteilung in Deutschland. Diese Datenlücke könnte ver-
gleichsweise kostengünstig durch eine Verknüpfung des 
Mikrozensus mit administrativen Daten und die Entwick-
lung geeigneter Schätzverfahren zur Abschätzung des 
Vermögens anhand von administrativen Daten adressiert 
werden. Dazu sollte schnellstmöglich darauf hingewirkt 
werden, einen datensatzübergreifenden Identifi kator zu 
fi nden, etwa die Steuer-ID. Eine Auskunftspfl icht über 
Unternehmensbeteiligungen und eine Nennung der Han-
delsregisternummer dürfte für eine Verknüpfung mit Un-
ternehmensbilanzdaten geeignet sein.

2 Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) wird nur alle fünf 
Jahre durchgeführt und auch ein auf Quartalsfrequenz umgestelltes 
Sozio-oekonomische Panel (SOEP) kann in Krisenzeiten zu langsam 
sein, zumal es auch hier oft deutlichen Meldeverzug gibt.

besten internationalen Fachzeitschriften beteiligt. Zudem 
haben das IAB und die von ihm administrierte Dateninfra-
struktur maßgeblich zum besseren Verständnis des deut-
schen Arbeitsmarkts beigetragen.

Darüber hinaus wäre eine gesetzliche Verankerung der 
existierenden Forschungsdatenzentren (FDZ) der Sta-
tistischen Ämter der Länder und des Bundes im BStatG 
als Kernaufgabe des Statistischen Verbunds wichtig. 
Bisher werden die FDZ im BStatG nicht explizit erwähnt 
und die Bereitstellung der Daten an externe Forschen-
de wird lediglich indirekt über das BStatG geregelt. Mit 
einer gesetzlichen Verankerung würde die Bedeutung 
insbesondere des FDZ bei Destatis hervorgehoben und 
explizit darauf hingewiesen, dass für die Datenbereitstel-
lung eine entsprechende Einrichtung (FDZ) und entspre-
chende personelle und fi nanzielle Ressourcen notwendig 
sind. Damit würde erstens der langfristige Betrieb der FDZ 
gesichert. Zweitens würde damit das aktuell bestehende 
Problem der Selbstfi nanzierung der FDZ und die damit 
vergleichsweise hohen Kosten für die Datennutzer:innen 
behoben. Eine öff entliche Finanzierung wäre insofern ge-
rechtfertigt, als dass die Forschungsergebnisse der ge-
samten Gesellschaft zugutekommen.

Im Bereich der Wirtschaftsstatistiken wird die Verfüg-
barkeit in der Vergangenheit erhobener Daten durch die 
Löschvorschrift bei Wirtschaftsstatistiken (§ 13a BStatG) 
erschwert. Diese sieht vor, dass Identifi katoren (und mög-
licherweise mithilfe dieser Identifi katoren generierte Da-
tensätze) nach 30 Jahren gelöscht werden müssen. Dies 
ist für die empirische Wirtschaftsforschung und die Poli-
tikberatung problematisch, da oft langlaufende Zeitreihen 
für die Identifi kation von Wirkungsmechanismen erforder-
lich sind. Hier sollte zumindest ein Wissenschaftsprivileg 
verankert werden, sodass die Löschvorschrift nicht für 
Daten gilt, die der Wissenschaft für Forschungszwecke 
zur Verfügung gestellt werden.1

Ohnehin sollte ein Wissenschafts- oder Forschungsprivi-
leg als zentraler Bestandteil des geplanten Forschungs-
datengesetzes verankert werden. Dieses sollte beste-
hende Einzelregelungen zum Datenzugang, -verwendung 
und -schutz überschreiben und bundeseinheitlich regeln. 
Insbesondere sollte das Forschungsprivileg der wissen-
schaftlichen Forschung gegenüber dem Datenschutz ein 
hohes Gewicht bei der Datennutzung sicherstellen, da 
wissenschaftliche Forschung maßgeblich zum Gemein-
wohl beiträgt. Zudem sollten großzügige Verknüpfungs-
regeln für Daten erreicht werden. Ein Forschungsdaten-

1 Der diesjährige Nobelpreis an Wirtschaftshistorikerin Claudia Goldin 
für die Erforschung des Arbeitsmarktes von Frauen zeigt, wie wichtig 
lang zurückreichende Daten sind.
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ten zu den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
erst ab dem Jahr 1991 in zugänglicher Form verfüg-
bar, obwohl ihre Erhebung durch Destatis viel früher 
angefangen hat. Eine Bereitstellung der Daten ab den 
1950er Jahren, wie es in den USA der Fall ist, wäre für 
ein verbessertes Verständnis langfristiger makroöko-
nomischer Zusammenhänge wichtig. Zudem wären 
beispielsweise für die makroökonomische Investitions- 
und Kapitalstockforschung die langlaufenden Inves-
titions- und Kapitalstockreihen hilfreich, die teils bis in 
das 19. oder sogar 18. Jahrhundert zurückgehen. Diese 
Daten könnten von Destatis zur Verfügung gestellt wer-
den, beispielsweise im Rahmen des Programms „Expe-
rimentelle Statistiken“.

Bei neuen Gesetzgebungsvorhaben sollte künftig für Vor-
haben ab einem zu defi nierenden Volumen eine Pfl icht 
zur begleitenden Datenerhebung, Datenbereitstellung 
und zeitnahen wissenschaftlichen Evaluation verankert 
werden. Zudem sollten Forschungsklauseln, also for-
schungsfreundliche, barrierefreie Zugangsregeln für die 
unabhängige wissenschaftliche Forschung geschaff en 
werden. Idealerweise sollte bei Maßnahmen, die Unter-
nehmen oder Haushalte betreff en, der Identifi kator der 
Betroff enen ermittelt werden. So ließen sich die Daten mit 
Informationen aus der amtlichen Statistik verknüpfen.

Nicht zuletzt wäre eine Aufbereitung historischer ma-
kroökonomischer Daten wertvoll. So sind manche Da-

Title: Macro Data: Strengthening Offi  cial Statistics
Abstract: Despite some progress, German macroeconomists are generally dissatisfi ed with access to important data in Germany. 
Legal, technical and organisational obstacles abound, in particular as far as mergers of data sets from heterogeneous sources are con-
cerned. This article suggests a number of concrete measures, including legal changes, to improve the situation. Easy access to a variety 
of data sources is a necessary condition for the design, evaluation, and thus, for the improvement of macroeconomic policies. Better 
informed decisions are also less prone to be infl uenced by lobbyists.
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Regionale Ungleichheiten, etwa bei dem Einkommen oder 
dem Beschäftigungsniveau, sind ausgeprägt und per-
sistent. Um ein besseres Verständnis über die Ursprün-
ge und Auswirkungen regionaler Disparitäten sowie der 
Wirksamkeit regionalpolitischer Maßnahmen zu erlangen, 
sind detaillierte empirische Analysen verschiedener, poli-
tisch höchst relevanter Aspekte notwendig. Welche Ursa-
chen hat regionale Ungleichheit? Welche Faktoren behin-
dern eine Angleichung regionaler Lebensverhältnisse und 
welche Faktoren können eine Angleichung befördern? 
Welche politischen Maßnahmen können regionale Wirt-
schaftsräume und Arbeitsmärkte stärken? Die Grundlage 
derartiger empirischer Analysen sind qualitativ hochwer-
tige Regionaldaten. Eine Umfrage unter ca. 500 Mitglie-
dern des Vereins für Socialpolitik (VfS) zu den Problemen 
des Datenzugangs für die Wissenschaft off enbarte je-
doch insbesondere bezüglich der Qualität, der Zugangs-
möglichkeiten zu und der Verknüpfung von Regionaldaten 
erhebliche Defi zite. Knapp 80 % der befragten Mitglieder 
mit einem regionalökonomischen Forschungsinteresse 
sind mit dem Zugang zu Regionaldaten eher oder sehr 
unzufrieden, und 73 % gaben an, dass sie Projekte auf-
grund von Defi ziten beim Zugang zu Regionaldaten nicht 
durchführen konnten.

Problemlage bei existierenden Regionaldaten

Im Allgemeinen existiert eine Vielzahl an Datenquellen, 
die potenziell für empirische regionalökonomische Ana-
lysen verwendet werden können. Neben den amtlichen 
Daten des Statistischen Bundesamts, den INKAR-Daten 
des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) oder den Daten der Urban-Audit-Initiative der 
statistischen Ämter der Städte1 stehen Daten mit Regio-
nalbezug bei Forschungseinrichtungen und privaten An-
bietern zur Verfügung oder können über die Verwendung 

1 Siehe https://www.staedtestatistik.de/arbeitsgemeinschaften/kosis/
urban-audit (6. November 2023).

geeigneter Algorithmen aus Internetangeboten oder Sa-
tellitendaten gewonnen werden.

So erfreulich der Umstand eines potenziell sehr umfang-
reichen Angebots an Regionaldatenquellen sein mag, be-
steht für Wissenschaftler:innen das Problem einer weit-
gehenden Intransparenz hinsichtlich der tatsächlich zur 
Verfügung stehenden Regionaldaten. Insbesondere bei 
Befragungsdaten und administrativen Daten ist häufi g 
nicht bekannt, ob und über welchen Zeitraum sowie auf 
welcher Aggregationsebene Regionalindikatoren zur Ver-
fügung stehen. Da Metainformationen über Regionalda-
ten vielfach fehlen und kaum standardisiert sind, erfolgt 
die Identifi kation geeigneter Regionalinformationen für 
eine spezifi sche Forschungsfrage üblicherweise dezent-
ral und händisch. Die Entwicklung eines geeigneten Me-
tadatensystems und – darauf aufbauend – eines zentralen 
Repositoriums für Regionaldaten könnte diese Intranspa-
renz erheblich verringern.

Ein ungleich größeres Problem liegt jedoch darin, dass 
die zur Verfügung stehenden Regionaldaten häufi g auf 
einer zu hohen regionalen Aggregationsebene bereitge-
stellt werden. Regionale Daten werden vorwiegend auf 
Basis der Grenzen administrativer Verwaltungseinheiten 
(Gemeinden, Kreise, Regierungsbezirke, Bundesländer) 
oder unterschiedlich abgegrenzter Gebietseinheiten (Ar-
beitsamtsbezirke, Mikrozensuskreisregionen oder Raum-
ordnungsregionen) zur Verfügung gestellt, wobei letztere 
nicht in allen Fällen mit den Grenzen administrativer Ver-
waltungseinheiten kompatibel sind. Darüber hinaus kön-
nen sich verschiedene regionale Abgrenzungen über die 
Zeit ändern, beispielsweise aufgrund von Eingemeindun-
gen oder Kreisreformen. Damit wird die Generierung von 
Paneldaten, die gerade für regionalökonomische Analy-
sen notwendig sind, erheblich erschwert.2

In Einzelfällen werden Daten in Form von Shapefi les zur 
Verfügung gestellt, wobei jedoch für die meisten Gemein-
den in Deutschland keine Shapefi les einzelner Stadtteile 
existieren. Daten privater Anbieter werden häufi g in Stra-
ßenabschnitten gruppiert, bei landwirtschaftlichen Daten 
und dem Zensus kommen regionale Raster zum Einsatz, 

2 Zwar existieren Routinen, die versuchen, veränderte Raumabgrenzun-
gen über die Zeit zu harmonisieren. Diese stehen aber lediglich für ei-
nen begrenzten Zeitraum (beispielsweise seit 1990) und nicht für alle in 
verschiedenen Daten verwendeten Raumabgrenzungen zur Verfügung.
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wobei die einzelnen Beobachtungseinheiten häufi g in 
Raster der Größe 500x500 Meter aggregiert werden. Die-
se Raster sind europaweit verfügbar, da sie der europä-
ischen INSPIRE-Richtlinie folgen. Schließlich stehen für 
eine steigende Zahl von Regionalinformationen exakte 
Geopositionen (mit Angabe des Breiten- und Längen-
grads) zur Verfügung. Diese Daten werden üblicherweise 
aus Satellitendaten, Kartenangeboten aus dem Internet 
oder durch Georeferenzierung von Adressen gewonnen.

Prinzipiell stehen in vielen Befragungsdaten und admi-
nistrativen Daten kleinräumige Regionalinformationen 
zur Verfügung, werden jedoch der Wissenschaft nicht 
zur Verfügung gestellt. So existieren für jeden sozialversi-
cherungspfl ichtigen Beschäftigten kleinräumige Informa-
tionen zum Wohn- und Arbeitsort. Der Zugriff  auf diese 
Daten und damit die Analyse regionaler Arbeitsmärkte, 
der regionalen Mobilität von Beschäftigten oder der De-
terminanten des Pendlerverhaltens ist jedoch nur in sehr 
spezifi schen Fällen möglich. Der Afi D-Unternehmensda-
tensatz wird der Wissenschaft nicht von allen Bundes-
ländern zur Verfügung gestellt und beim Taxpayer-Panel, 
der wichtigsten Mikro-Steuerstatistik des Landes, sind 
Gemeindeinformationen erst ab dem Jahr 2012 verfüg-
bar, für Bayern allerdings nur in pseudonomisierter Form.3 
Weitere Beispiele umfassen Daten der statistischen Äm-
ter größerer Gemeinden, die teilweise Informationen auf 
Stadtteilbezirken erfassen, Grundsteuerdaten, Daten 
der Bundesnetzagentur, die Transaktionsdaten der Gut-
achterausschüsse von Immobilien und eine Vielzahl von 
Befragungsdaten, wie beispielsweise das Nationale Bil-
dungspanel oder der ALLBUS. Wissenschaftler:innen 
haben zu diesen Daten zumeist keinen oder nur einen 
eingeschränkten Zugang. Vielmehr werden kleinräumige 
Regionalinformationen vor allem aus datenschutzrechtli-
chen Gründen häufi g nicht oder nur auf einer relativ stark 
aggregierten regionalen Ebene zur Verfügung gestellt, 
da eine Verknüpfung selbst faktisch anonymisierter Be-
fragungsdaten mit Regionalinformationen aus anderen 
Quellen die Identifi kation einzelner Individuen oder Unter-
nehmen vereinfachen könnte.

Die heterogenen Aggregationsebenen der zur Verfügung 
stehenden Regionaldaten führen bei wissenschaftlichen 
Analysen zu erheblichen Herausforderungen. Stehen un-
terschiedliche Datensätze oder verschiedene relevante 
Variablen nur auf unterschiedlichen regionalen Ebenen 
zur Verfügung, müssen die Daten auf die jeweils höchs-
te Ebene aggregiert werden. Will man beispielsweise 
Befragungsdaten, in denen für die einzelnen Beobach-
tungseinheiten lediglich Regionalidentifi katoren auf der 

3 Siehe https://www.forschungsdatenzentrum.de/de/steuern/tpp (6. 
November 2023).

Bundeslandebene zur Verfügung stehen, mit kleinräu-
migen Regionalinformationen aus anderen Datenquellen 
verknüpfen, müssen letztere auf die Bundeslandebene 
aggregiert werden. Darüber hinaus ist dies aufgrund der 
fehlenden Kompatibilität verschiedener Raumabgren-
zungen häufi g nicht eindeutig möglich. Somit werden 
aufgrund der Notwendigkeit der Aggregation der Regi-
onalinformationen auf die jeweils höchste zur Verfügung 
stehende regionale Abgrenzung die adäquat zu analysie-
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renden regionalökonomischen Fragestellungen erheblich 
eingeschränkt. So ist beispielsweise die für die Wissen-
schaft zur Verfügung stehende niedrigste Aggregations-
ebene im Regionalfi le des Mikrozensus die sogenann-
te Mikrozensuskreisregion (MZKR), eine konstruierte 
Raumeinheit mit mindestens 100.000 Einwohner:innen. 
Zwar kann man dem Mikrozensus prinzipiell auf Gemein-
deebene Information zuspielen, jedoch keine Auswertun-
gen auf dieser durchführen. Regionalökonomische Ana-
lysen schließen sich damit de facto aus.

Neben den Problemen einer (zu) hohen Aggregationsebe-
ne und des fehlenden Zugriff s auf existierende kleinräumi-
ge Informationen ist der Bezug von regionalen amtlichen 
Daten aus mehr als einem Bundesland, die nicht bereits 
über www.regionalstatistik.de angeboten werden, sehr 
aufwendig und mit erheblichen Kosten verbunden. In der 
Regel erfolgt die Bereitstellung derartiger Daten über eine 
„koordinierte Abfrage“, die vom Statistischen Landesamt 
des Bundeslandes der bzw. des jeweiligen Forschenden 
durchgeführt wird. Dieses fragt dann die Möglichkeit und 
die Kosten der Bereitstellung der Daten bei allen anderen 
Landesämtern an und erstellt ein Angebot. Dieses Pro-
zedere kann mehrere Wochen dauern.4 Ebenso proble-
matisch sind die Kosten der Bereitstellung dieser Daten. 
Insbesondere bei Paneldaten können die entstehenden 
Kosten sehr hoch sein, da die Rechnungsgrundlage der 
Datenbereitstellung nicht nur die Zahl der Einheiten um-
fasst, sondern für jedes bezogene Jahr gesondert gezahlt 
werden muss. Insbesondere für Nachwuchsforschende 
stellen diese Kosten der Datenbereitstellung eine prohi-
bitive Hürde dar.

Fehlende Regionaldaten

Neben den aufgezeigten Problemen existieren darüber 
hinaus bedeutende Datenlücken. Für viele regionalöko-
nomische Fragestellungen, wie beispielsweise die Ana-
lyse regionaler Ungleichheiten, wären Informationen über 
räumliche Preisniveauunterschiede zentral, nicht zuletzt 
da regionale Unterschiede in den nominalen Einkommen 
nur unzureichende Aussagekraft über die regionale reale 
Kaufkraft zulassen. Deshalb wird sowohl aus Kreisen der 
Wissenschaft als auch der Politik seit langem die Erhe-
bung regionaler Preisindizes gefordert. Konzeptionen zur 
Machbarkeit der Erhebung regionaler Preisindizes liegen 
vor.5 Das BBSR und das Institut der deutschen Wirtschaft 
(IW) haben im Oktober 2023 einen regionalen Preisindex 
vorgestellt. Wir sehen in diesem Bereich die dringende 

4 In Frankreich kann man einen Antrag auf Datenbereitstellung digital auf 
einer zentralen Plattform einreichen. Die verantwortlichen Datenbereit-
steller prüfen den Antrag und stellen gegebenenfalls Nachfragen. Übli-
cherweise wird der Antrag innerhalb von wenigen Tagen genehmigt.

5 Siehe beispielsweise Möller et al. (Hrsg.) (2010) und BBSR (2009).

Notwendigkeit, die jährliche Erhebung regionaler Preis-
indizes und deren Bereitstellung für wissenschaftliche 
Analysen nachhaltig sicherzustellen. Zudem wäre eine 
fl ächendeckende Bereitstellung der Daten der regionalen 
Gutachterausschüsse wünschenswert, um das erhebli-
che Informationsdefi zit über den deutschen Immobilien-
markt zumindest teilweise zu beheben. Auch wären Daten 
zum Handel von Gütern und Dienstleistungen zwischen 
Regionen innerhalb Deutschlands bedeutsam, um regio-
nale wirtschaftliche Verfl echtungen abbilden und analy-
sieren zu können.

Die Entwicklung regionaler Disparitäten ist zudem ein lang-
fristiger Prozess. Daher erfordert die empirische Analyse 
der Determinanten und der Dynamik regionaler Ungleich-
heiten die Verfügbarkeit sehr langer Beobachtungszeiträu-
me. Nicht zuletzt deshalb versuchen Wissenschaftler:innen 
verstärkt, historische Bestände an regionalen Indikatoren 
zu identifi zieren und maschinenlesbar zu digitalisieren. 
Trotz erheblicher technischer Fortschritte in der automa-
tisierten Erkennung und Verarbeitung von Texten (Textmi-
ning), ist die Übertragung und Geo referenzierung digitali-
sierter Bibliotheksbestände in ein Format, das von statis-
tischen Softwarepaketen gelesen werden kann, nach wie 
vor personal- und zeitintensiv. Dies liegt neben den bereits 
erwähnten Veränderungen von Gemeinde- oder Kreis-
grenzen über die Zeit beispielsweise auch an zeitlichen 
Veränderungen der Schreibweisen von Gemeindenamen. 
Darüber hinaus wurde der Bestand der in Bibliotheken zur 
Verfügung stehenden historischen Veröff entlichungen der 
Statistischen Ämter (beispielsweise durch das Statistische 
Amt des Deutschen Reiches oder der Weimarer Republik) 
bisher noch nicht vollständig digitalisiert. Hier liegt aus un-
serer Sicht ein weitgehend ungehobener Schatz an Regio-
naldaten, deren Erfassung die Forschung zu den Determi-
nanten und der Entwicklung regionaler Disparitäten erheb-
lich befördern würde.

Handlungsvorschläge

Vor dem Hintergrund der beschriebenen Datenprobleme 
für empirische regionalpolitische Analysen ergeben sich 
folgende Handlungsvorschläge:

1. Eine qualitative Verbesserung des Angebots an Regi-
onaldaten in Deutschland erfordert die Entwicklung 
eines geeigneten Metadatensystems und darauf auf-
bauend die systematische Erfassung, Speicherung 
und Bereitstellung bereits existierender amtlicher so-
wie nichtamtlicher Regionalinformationen in einem 
einheitlichen Repositorium, um die derzeit bestehende 
Intransparenz des Bestands an Regionalinformationen 
aufzulösen. Das Repositorium könnte in einer zentra-
len Informationsstelle für Forschungsdaten angesie-
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delt werden. Die Erfassung sollte dabei interdisziplinär 
erfolgen (beispielsweise unter Einbeziehung existie-
render Daten der Raumforschung) und die Ämter der 
Städtestatistik sowie historische Datenbestände ein-
beziehen. Darüber hinaus sollte das regionale Meta-
datensystem die potenziell niedrigste Ebene adminis-
trativer Daten und mit öff entlichen Mitteln fi nanzierter 
Befragungsdaten erfassen.

2. Die Löschung von Regionalidentifi katoren in Datensät-
zen sollte mittelfristig ausgeschlossen werden. Regelun-
gen sind so anzupassen, dass die möglichst niedrigste 
räumliche Ebene einer Beobachtungseinheit nachhaltig 
als exakter Geocode gespeichert wird. Bei Individualda-
ten wäre dies die Wohnadresse, bei Unternehmen und 
Betrieben deren Standortadresse. Damit könnte man ei-
ne fl exible Aggregation der Daten sowie eine adäquate 
Verknüpfung verschiedener Regionaldaten sicherstellen.

3. Die Verknüpfung von Mikrodaten mit Regionalinfor-
mationen sollte auf der niedrigsten regionalen Aggre-
gationsebene angestrebt werden. Die datenschutz-
konforme Bereitstellung derartiger Daten könnte 
über einen Datentreuhänder in einer zentralen In-
formationsstelle für Forschungsdaten erfolgen und 
Wissenschaftler:innen über einen Remote Access mit 
Outputprüfung oder Gastwissenschaftleraufenthalt zur 
Verfügung gestellt werden.

4. Amtliche Daten mit Regionalinformationen, die nicht 
bereits über www.regionalstatistik.de für alle Bundes-
länder angeboten werden, sollten standardmäßig beim 
Statistischen Bundesamt vorgehalten und der Wissen-
schaft kostenlos zur Verfügung gestellt werden, damit 
die derzeit für alle Beteiligten kosten- und zeitintensi-

ven koordinierten Abfragen über die Statistischen Lan-
desämter entfallen können.

5. Existierende Datenbestände mit kleinräumigen Infor-
mationen sollten der Wissenschaft (unter erleichtertem 
Voraussetzungen) zur Verfügung stehen. Schließlich 
wäre eine stärkere Förderung der Identifi kation, Digi-
talisierung und maschinenlesbaren Bereitstellung von 
statistischen Archivmaterialien wünschenswert.

6. Bedeutende Lücken in der Bereitstellung von Regio-
nalinformationen sollten schnellstmöglich behoben 
werden. Dies beinhaltet insbesondere die Erhebung 
jährlicher regionaler Preisindizes, aber auch die Erfas-
sung des Handels von Gütern und Dienstleistungen 
zwischen Regionen innerhalb Deutschlands.

Die Erfassung bzw. Beibehaltung kleinräumiger Regio-
nalinformationen, die Abkehr von regionaler Aggregation, 
die Bereitstellung von Informationen in einem Metadaten-
system und die datenschutzadäquate Bereitstellung der 
Daten mit Regionalidentifi katoren auf der jeweils kleinst-
möglichen regionalen Ebene für die Wissenschaft könnte 
unsere Erkenntnisse über die Ursachen und Konsequen-
zen regionaler Disparitäten und damit die Grundlage evi-
denzbasierter Politikberatung im Bereich der Regional-
ökonomik erheblich verbessern.
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Welche Maßnahmen der Regional- und Wirtschaftsförde-
rung wirken und warum? Wie reagieren Firmen auf den 
zunehmenden Fachkräftemangel, Lieferkettenprobleme 
oder die steigende Infl ation? Zuverlässige Antworten 
auf wirtschaftspolitisch relevante Fragen zur Lage von 
Unternehmen und damit auch der deutschen Volkswirt-
schaft sind fundamental wichtig für private Haushalte, die 
Unternehmen selbst und nicht zuletzt die Politik, die ge-
eignete Rahmenbedingungen setzen muss. Wirtschafts-
forschende können solche Fragen allerdings nur dann 
evidenzbasiert analysieren und zukünftige Entwicklungen 
prognostizieren, wenn ihnen qualitativ hochwertige Un-
ternehmensdaten zeitnah zur Verfügung stehen. Gute Po-
litikberatung und der Transfer in die Öff entlichkeit erfor-
dert daher einen guten Datenzugang für die (wirtschafts-)
wissenschaftliche Spitzenforschung und ist fundamental 
für den Wissenschaftsstandort Deutschland. Allerdings 
ist die Ausgangslage in Deutschland beim Forschungs-
datenzugang im internationalen Vergleich eher schlecht. 
Auch die Bundesregierung hat die Dringlichkeit eines ver-
besserten Zugangs zu Forschungsdaten erkannt und in 
ihren Datenstrategien zahlreiche Gesetze und Maßnah-
men angekündigt.

Status quo

Unternehmensdaten sind für viele wirtschaftswissen-
schaftliche Teildisziplinen fundamental. Oftmals wer-
den möglichst zeitnah viele, detaillierte Informationen 
über Firmen, deren Geschäftstätigkeit, Handelspartner, 
Kund:innen und/oder Mitarbeitende benötigt. Sie ermög-
lichen es Treiber von makroökonomischen Größen, wie 
Infl ation oder Arbeitslosigkeit, aber auch mikroökonomi-
sches Verhalten von Arbeitnehmenden oder Unterneh-
men genauer zu untersuchen. Gerade die Verknüpfung 
verschiedener Datensätze mit unterschiedlichen Informa-
tionen auf Unternehmensebene trägt dazu bei. Zwar wer-
den dabei Informationen über einzelne Unternehmen für 
die statistische Analyse benötigt, aber das Einzelunter-
nehmen und dessen zum Teil sensitive Unternehmensin-
terna sind nicht der Untersuchungsgegenstand per se.

Die Wissenschaft strebt daher einen Datenzugang nach 
den FAIR-Prinzipien (Findable, Accessible, Interoperable, 
Re-usable) an, die für auffi  ndbare, zugängliche, interope-
rable und nachnutzbare Forschungsdaten stehen. Neben 
guter Dokumentation und dauerhafter Verfügbarkeit der 
Daten bedeutet dies auch, dass die Zugangswege und 
Nutzungsbedingungen für alle Forschenden transparent 
sind. Im Falle von Firmendaten kann dies bedeuten, dass 
detaillierte (Mikro-)Daten nur für wissenschaftliche, nicht-
kommerzielle Forschung unter strengen vertraglichen, 
organisatorischen und technischen Sicherheitsmaßnah-
men, wie z. B. in einem sicheren, überwachten Umfeld 
eines Forschungsdatenzentrums (FDZ) verfügbar sind, 
sodass hohes Analysepotenzial und der Schutz von per-
sonenbezogenen Daten und Unternehmensgeheimnissen 
gewährleistet ist. Grundsätzlich lassen sich Unterneh-
mensdaten in zwei Kategorien einteilen:

1. Daten von Unternehmen sind z. B. Nutzungsdaten von 
sozialen Medien, Transaktionsdaten von Finanzdienst-
leistern oder Geschäftsprozessen sowie Mobilitäts-, 
Telekommunikations- oder Personaldaten. Der Datenzu-
gang beruht auf projektspezifi schen Forschungskoope-
rationen, die in Deutschland aufgrund der rechtlichen 
Unsicherheit noch relativ selten sind.1 Zudem werden 
diese Daten (in anonymisierter oder aufbereiteter Form) 
von Firmen selbst oder Datenhändlern angeboten – oft-
mals für hohe Summen und mit restriktiven Lizenzbe-
dingungen. Um einen besseren Zugang für die Wissen-
schaft für solche Daten von Unternehmen auszuloten, 
wurden die NFDI-Sektion „Industry Engagement“, die 
Stifterverbandsinitiative „Datagroup Business 2 Sci-
ence“ und das Projekt „Zugang zu Firmendaten für die 
Wirtschaftswissenschaft“ des NFDI-Konsortiums „Kon-
sortSWD“ ins Leben gerufen. Da Kooperationen zwi-
schen Wissenschaft und Unternehmen auf Freiwilligkeit 
beruhen, ist eine gesetzliche Regulierung kaum möglich.

1 Der neue EU Data Act ist keine Grundlage für einen verpfl ichtenden 
Forschungszugang zu diesen Unternehmensdaten außer in sehr eng 
defi nierten Notlagen. Positive Ausnahme in Deutschland sind die 
RWI-GEO-RED-Daten, die von der Immobilienplattform ImmobilienS-
cout24 kommen und der Forschung kostenfrei bereit gestellt werden 
(https://www.rwi-essen.de/forschung-beratung/weitere/forschungs-
datenzentrum-ruhr/datenangebot/rwi-geo-red-real-estate-data). In-
ternationale Vorbilder für solche Kooperationen sind der Opportunity 
Insights Econmic Tracker, in dem makroökonomische Entwicklungen 
in den USA mit privatwirtschaftlichen Daten fast in Realtime darge-
stellt werden können (https://www.tracktherecovery.org) oder der So-
cial Connectedness Index von Facebook.
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2. Daten über Unternehmen werden in der Forschung bis-
her am häufi gsten verwendet. Sie stammen aus ver-
schiedenen Quellen:

In der amtlichen Statistik werden Daten erhoben und von 
staatlichen FDZ bereitgestellt, wie z. B. das AFiD-Panel 
Unternehmensregister. Das neue Business Tax Panel 
verknüpft Daten aus dem Unternehmensregister mit ver-
schiedenen Steuerstatistiken. Das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) bietet Informationen zu 
sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten und Betrieben. 
Diese Daten sind nur vereinzelt miteinander verknüpfbar.

Private Anbieter bieten Unternehmensdaten aus verschie-
denen Quellen zu teils hohen Kosten an. So können z. B. 
aufbereitete Varianten des deutschen Handelsregisters 
käufl ich erworben werden, da das offi  zielle Handelsregis-
ter keinen praktikablen Zugang für die Forschung bietet. 
Internationale Firmendatenbanken und Anbieter von Fir-
menadressdaten zum Versand von Umfragen oder zur Lo-
kalisierung von Unternehmensfi lialen oder Betriebsstätten 
sind ebenfalls relevant. Anbieter von Umwelt- und Nach-
haltigkeitsdaten drängen aktuell ebenfalls auf den Markt. 
Zahlreiche Forschungsdaten stammen zudem aus Unter-
nehmensbefragungen, die von öff entlichen Forschungs-
einrichtungen durchgeführt werden. Diese werden zu-
meist (in anonymisierter Form und unter zahlreichen Aufl a-
gen) über die vom RatSWD akkreditierten und qualitätsge-
sicherten FDZ kostenfrei zur Verfügung gestellt.2

Trotz der Vielzahl an Datenquellen könnte und sollte das 
Analysepotenzial dieser Daten erheblich erweitert werden, 
indem Datensätze verknüpft werden (dürfen), wie es in vie-
len europäischen Ländern bereits langjährig und erfolgreich 
praktiziert wird. Angesichts der bevorstehenden wirtschaft-
lichen Transformation durch Digitalisierung, KI, Klimawan-
del, Umweltschutz, steigende Energiekosten, Fachkräfte-
mangel und Lieferkettenprobleme ist es entscheidend, In-
formationen aus verschiedenen Quellen zusammenführen 
zu können. Nur so kann hochwertige Forschung betrieben 
werden, die evidenzbasierte Politikberatung ermöglicht. Die 
Verknüpfung von amtlichen Statistikdaten (z. B. AFiD, BHP) 
mit Umfragedaten zu diesen Themen wäre äußerst wertvoll. 
Dies würde auch den Aufwand für Unternehmen verringern, 
da sie nicht mehrfach die gleichen Informationen für ver-
schiedene Erhebungen bereitstellen müssten.

2 Das Mannheimer Unternehmenspanel (MUP) des ZEW, das auf den 
Unternehmensdaten der Kreditauskunftei Creditreform basiert und die 
Grundgesamtheit der deutschen Unternehmen umfasst, wurde mit den 
Daten des Betriebshistorikpanels (BHP) des IAB verknüpft. Die Ver-
knüpfung wurde durch die amtliche Statistik erlaubt, da die Daten des 
MUP grundsätzlich öff entlich verfügbar sind und in ähnlicher Form auch 
durch den Datenanbieter Moodys vertrieben werden. Durch diese Ver-
knüpfung können Firmendaten mit Betriebsdaten kombiniert werden.

In Deutschland stoßen die Nutzung und Verknüpfung von 
Unternehmensdaten für Forschungszwecke derzeit auf gro-
ße Probleme, die in anderen europäischen Ländern entwe-
der bereits gelöst sind oder überhaupt nicht auftreten.

• Ein zentrales Problem beim Zugang zu amtlichen Daten 
stellen die zu restriktiven datenschutzrechtlichen und 
sonstigen Nutzungsbestimmungen dar. Dies betriff t so-
wohl die Vielzahl an nicht harmonisierten Regelungen, 
aber auch deren (über-)strenge Auslegung hierzulande, 
die je nach involvierter Datenschutzstelle von Bund, 
Land, Behörden und Einrichtungen auch divergiert.

• Verknüpfungen von Daten der amtlichen Statistik mit 
Daten aus wissenschaftlichen Unternehmensbefra-
gungen sind in Deutschland – im Gegensatz zu Ver-
knüpfungen mit öff entlich verfügbaren Unternehmens-
daten kommerzieller Datenanbieter – nicht bzw. nur 
unter unrealistischen Bedingungen zulässig.

• Die verschiedenen Datensätze verfügen über keinen 
einheitlichen Identifi kator für Unternehmen. D. h. auch 
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wenn die Daten verknüpft werden dürfen, ist dies sehr 
aufwändig. Zudem müssen manche Identifi katoren 
nach einer gesetzlichen Frist gelöscht werden.

• Daten, die im Rahmen von staatlichen (Förder-/Kont-
roll-)Maßnahmen erhoben werden, stehen, abseits von 
einer gesetzlich vorgeschriebenen Evaluation, oftmals 
nicht für die weitere Forschung zur Verfügung.

• Die Nutzung von Daten kommerzieller Anbieter, oftmals 
von eigentlichen öff entlichen Daten, birgt mehrere Pro-
bleme. Die Nachvollziehbarkeit/Replizierbarkeit kann 
nicht sichergestellt werden, da eine Versionierung, Do-
kumentation etc. nach den FAIR-Prinzipien nicht wie in 
einem FDZ, sichergestellt ist. Eine kostenfreie Nutzung 
zu Replikationszwecken wird in der Regel nicht einge-
räumt. Die Preisgestaltung kann dazu führen, dass ins-
besondere Nachwuchsforschende mit geringeren fi nan-
ziellen Mitteln keinen Zugang zu den Daten erhalten.

Empfehlungen

1. Bessere Nutzungsmöglichkeiten und vereinfachte Ver-
knüpfung von amtlichen Daten untereinander sowie mit 
privaten Daten durch Ausweitung der gesetzlichen Re-
gelungen im Rahmen eines Forschungsdatengesetzes

§13a BStatG erlaubt die Verknüpfung einiger Datensätze 
zu Unternehmen, weist jedoch Limitationen für die Wissen-
schaft auf. Folgende Punkte sollten in einem Forschungs-
datengesetz wissenschaftsfreundlicher gestaltet werden.

Wissenschaftliche Forschung als Verknüpfungszweck: 
Wissenschaftliche Forschung sollte im §13a BStatG als 
Verknüpfungszweck explizit erwähnt werden, um Ableh-
nungen von Datenverknüpfungen zu vermeiden.

Einführung einer Beweislastumkehr: Eine restriktive Aus-
legung der aktuellen Gesetzeslage ermöglicht nur die 
Verknüpfung von amtlichen Datensätzen untereinander, 
bei denen dies explizit erlaubt ist (z. B. durch das Verwal-
tungsdatenverwendungsgesetz). Eine Art „Beweislastum-
kehr“ sollte bestehen, um Verknüpfungen zu ermöglichen, 
die nicht explizit untersagt sind, anstatt auf ausdrückliche 
Genehmigungen angewiesen zu sein.

Schaff ung einer Rechtsgrundlage für die Verknüpfung von 
Unternehmens- mit Personendaten: Bisher besteht im 
Rahmen des BStatG keine Rechtsgrundlage, um Unter-
nehmensdaten mit Personendaten zu verknüpfen. Da-
durch ist es z. B. nicht möglich, Auswirkungen von ma-
kroökonomischen Schocks auf Firmen mit den Reaktio-
nen der Beschäftigten in der Einkommensteuerstatistik 
zu verknüpfen.

Einführung einer einheitlichen Unternehmens-ID zur Ver-
knüpfung von Datensätzen: Eine einheitliche Unterneh-
mens-ID sollte in allen Unternehmensstatistiken zur Er-
leichterung der Verknüpfung von Verwaltungsdaten un-
tereinander und mit externen Daten eingeführt werden. 
Ein positives Beispiel ist hier das neu geschaff ene Busi-
ness Tax Panel.

Schaff ung einer Rechtsgrundlage für die Verknüpfung von 
Unternehmens- mit Befragungsdaten: Für die Verknüp-
fung von Unternehmensdaten mit externen Umfragedaten 
gibt es bisher keine Rechtsgrundlage. Diese Forschungs-
daten sind nicht öff entlich und eine konkrete Einwilligung 
zum spezifi schen Verknüpfungsprojekt liegt nicht vor. 
(Befragungs-)Daten, die nur Unternehmen und deren Ge-
schäftstätigkeit beschreiben, sollten nicht den gleichen 
strengen datenschutzrechtlichen Maßstäben wie per-
sonenbezogene Daten unterliegen. Stattdessen könnte 
klargestellt werden, dass die DSGVO nicht für diese Art 
von Unternehmensdaten gilt. Mindestens könnte jedoch 
klargestellt werden, dass eine „breite Einwilligung“ zur 
Forschung generell ausreichend für eine Verknüpfung ist.

2. Verbesserung der Nutzbarkeit von (bisher nur) gewerb-
lichen Unternehmensdaten

Derzeit haben einzelne Forschende, insbesondere an we-
niger fi nanzkräftigen, kleineren Hochschulen nur begrenzt 
Möglichkeiten, Zugang zu Firmendaten gewerblicher An-
bieter zu erhalten, bzw. kaum die Chance, mit großen 
Datenanbietern zu verhandeln. Dies führt zu ungleichen 
Chancen innerhalb der Forschung, denen durch mehrere 
Maßnahmen entgegengewirkt werden könnte:

Forschungstauglicher Massendatenzugang zu amtlichen 
Registern: Öff entliche Register, wie das Handelsregister 
oder der Bundesanzeiger, erlauben nur Einzelabfragen 
und verlangen für bestimmte Informationen eine geringe 
Gebühr. Für Forschende ist dieser Zugang nutzlos, da 
das automatisierte Herunterladen großer Mengen von 
Unternehmensinformationen, die für die Forschung not-
wendig wären, technisch verhindert oder sogar explizit 
unter Strafe gestellt wird. Diese technischen Hürden und 
Strafregelungen sollten für wissenschaftliche Zwecke 
aufgehoben werden. Die Forschung sollte über eine Pro-
grammierschnittstelle (API) Zugang erhalten.

Vereinfachte Nutzung bestehender Unternehmensdaten 
durch gemeinsame Verhandlungsführung: Um die Nut-
zungsmöglichkeiten kommerzieller Daten für alle For-
schenden zu verbessern, sollten die wissenschaftlichen 
Einrichtungen, ähnlich wie bei den wissenschaftlichen 
Zeitschriften über die Bibliotheken, den Datenzugang ge-
meinsam aushandeln, um die Kosten für einzelne zu sen-
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to company data compared to other European countries. This leads to disadvantages in scientifi c competition, but above all to major 
welfare losses for the German economy and society as a whole. The planned Research Data Act is intended to remedy the situation. 
This article proposes four key measures in the area of company data to sustainably improve research and policy evaluation in Germany.

ken und Ungleichheiten zu beheben. Hierfür sollten ent-
sprechende öff entliche Mittel bereitgestellt werden.

Stärkere Berücksichtigung von Datenkosten in Förderpro-
grammen: Auch bei gemeinsamen Datenverhandlungen 
werden Kosten für Daten von und über Unternehmen zu-
künftig steigen, da bestimmte Fragestellungen aufgrund 
von Lücken in der amtlichen Statistik nur mit privatwirt-
schaftlichen Daten beantwortet werden können. Dies er-
fordert entsprechende Budgets bei Forschungsförderern, 
wie der DFG, sodass Kosten der Datennutzung in Anträ-
gen stärker berücksichtigt werden und/oder dass Koope-
rationen mit Unternehmen auch im Rahmen von Förder-
richtlinien berücksichtigt werden können.

Aufbau einer institutsübergreifenden Unternehmensdaten-
infrastruktur: Zur Stärkung der Wissenschaft im Datenzu-
gangsprozess sollte eine Infrastruktur auf- und ausgebaut 
werden, die die Verknüpfung und Nutzung von Daten aus 
unterschiedlichen Quellen ermöglicht. Hierfür bieten sich 
die FDZ des Statistischen Verbundes an. Auch das ge-
plante Dateninstitut, Datentreuhänder und NFDI-Konsorti-
en könnten hier ihr Wissen einbringen. Analog zu anderen 
Ländern sollten die Forschenden persönlich besonders 
auf Geheimhaltung verpfl ichtet werden und damit ent-
sprechende Nutzungsrechte erhalten. Dies könnte in Form 
eines Wissenschaftsgeheimnisses (analog zum Bankge-
heimnis) im Forschungsdatengesetz geregelt werden.

3. Kapazitätsausbau der FDZ und zeitnahe Bereitstellung

Ausbau der Personalkapazitäten: Einige FDZ der statisti-
schen Ämter sind stark unterbesetzt, was Verzögerungen 
bei Forschungsprojekten, zeitaufwendige Datenschutz-
prüfungen und begrenzte Gastwissenschaftlerarbeits-
platz-Termine verursacht.

Ausbau der IT-Infrastruktur: Eine bessere IT-Infrastruktur 
der FDZ kann die Forschungsprozesse beschleunigen, 
insbesondere kann dies durch schnellere Datenverarbei-
tung am Gastwissenschaftlerarbeitsplatz und einen si-
cheren Remote-Desktop-Zugriff  ermöglicht werden.

Zeitnahe Bereitstellung von Daten: Viele Datensätze in den 
FDZ erscheinen stark zeitverzögert. Daten aus der Ge-
werbesteuerstatistik reichen z. B. nur bis 2018, was die 

Evaluierung aktueller Politikmaßnahmen mit amtlichen 
Daten unmöglich macht. Eine schnellere Datenbereitstel-
lung schaff t Abhilfe.

Klare Zuständigkeiten, Harmonisierung und Straff ung der 
Prozesse in den Statistischen Ämtern: Forschungsprojek-
te mit amtlichen Statistiken erfordern derzeit Genehmi-
gungen von verschiedenen Statistischen Landesämtern, 
die unterschiedliche Landesdatenschutzregelungen an-
wenden. Dies führt zu Redundanzen, Personalaufwand 
und Datenzugangsverzögerungen. Einheitliche, bundes-
landübergreifende Regelungen und eine Prozessoptimie-
rung sind notwendig.

Eigener Forschungsauftrag für das Statistische Bundes-
amt und die Statistischen Landesämter: Das Statistische 
Bundesamt darf nur nach langwierigen Verordnungs- und 
Gesetzesverfahren wissenschaftlich tätig werden. Die 
Schaff ung eines Forschungsinstituts basierend auf einem 
solchen Auftrag, ähnlich der Verbindung der Bundes-
agentur für Arbeit und dem Forschungsinstitut IAB, wäre 
sinnvoll. Die Statistischen Landesämter sollten den ge-
setzlichen Auftrag zum Betrieb eines FDZ erhalten.

4. Ausweitung des Datenzugriff s per Remote-Access

Die Statistischen Ämter stellen Daten über Scientifi c-
Use-Files (SUF), sichere Gastwissenschaftsarbeitsplätze 
(GWAP) oder kontrollierte Datenfernverarbeitung (KDFV) 
zur Verfügung. Bei der Nutzung von SUFs müssen die Ori-
ginaldaten zur Anonymisierung vergröbert werden, was 
das Analysepotenzial einschränkt. GWAP und KDFV bie-
ten detailliertere Daten, erfordern jedoch Vor-Ort-Termine 
mit Wartezeiten und Anreisekosten. In der KDFV senden 
Forschende per Email Programmcodes an das FDZ, was 
zu Kommunikationsaufwand und Fehleranfälligkeit führt. 
Ein Remote-Access ermöglicht die direkte Fernverarbei-
tung von Daten auf FDZ-Servern und sollte als Standard-
zugang dienen. Dabei bleiben die Daten in der FDZ-Infra-
struktur, ermöglichen jedoch einen direkten Datenzugriff  
und eine Programmentwicklung. Forschende arbeiten in 
einer sicheren Umgebung mit Originaldaten, ohne Ter-
minprobleme oder Reisen. Dies verringert den Personal-
aufwand der FDZ, da SUF und Gastforscherbetreuung 
entfallen. Dies erfordert gesetzliche Regelungen, um die 
Datengranularität beizubehalten.
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Großhandelspreise von Strom stiegen infolge der hohen 
Gaspreise ebenfalls an, allerdings lagen sie in der Spitze 
„nur“ beim Dreieinhalbfachen des historischen Wertes. 
Seit Beginn des Jahres 2023 stagnieren die Strom-Groß-
handelspreise etwa auf dem eineinhalbfachen Wert des 
historischen Niveaus.

Zeitlich verzögert zu den Großhandelspreisen stiegen 
auch die Preise für die Verbraucher:innen in Deutsch-
land. Der Grund für den zeitlich verzögerten Anstieg wa-
ren die unterschiedlichen Beschaff ungsstrategien der 
Energieversorger, die recht lange Laufzeit der meisten 
Versorgerverträge sowie die rollierende Taktung der Ver-
brauchsabrechnung. Für viele Verbraucher:innen ändern 
sich die Preise und Abschlagszahlungen nur einmal jähr-
lich anlässlich der Verbrauchsabrechnung. Das ist einer 
der Gründe dafür, dass die Heterogenität der Preise für 
Erdgas auf dem Höhepunkt der Energiekrise im Herbst 
2022 enorm war: Im Schnitt zahlten deutsche Haushalte 
damals rund 20ct/kWh, bei Neuverträgen wurden bis zu 
40ct/kWh fällig. Und wer noch über einen Bestandsver-
trag aus dem Vorjahr verfügte, zahlte nur rund 6ct/kWh. 
Stromverträge waren im Herbst 2022 im Schnitt rund 
20ct/kWh teurer als in den vorangegangenen Monaten.

Als Reaktion auf die Preisanstiege brachte die Bundesre-
gierung im Laufe des Jahres 2022 mit insgesamt drei Ent-
lastungspaketen eine Reihe von Maßnahmen zur Entlas-
tung der Verbraucher:innen und auch der Unternehmen 
auf den Weg, darunter vertragsunabhängige Hilfszahlun-
gen, wie etwa die Energiepreispauschale. Im Dezember 
2022 folgte die „Dezember-Soforthilfe“ für Gas und Wär-
me und seit März 2023 gelten die Gas- und Strompreis-
bremsen für Gas-, Fernwärme- und Stromkund:innen (vgl. 
Kasten 1).1

1 Für eine Übersicht über alle Maßnahmen und deren Wirkung siehe 
z. B. SVR Wirtschaft (2022), Garnadt et al. (2023), Kalkuhl et al. (2022) 
und Bayer et al. (2023).

Nach dem Angriff  Russlands auf die Ukraine kam es zu 
einem massiven Anstieg der Energiepreise. Relativ zum 
Preisniveau der vorangegangenen Jahre hatten sich die 
Großhandelspreise nach dem Lieferstopp von russi-
schem Erdgas im August 2022 etwa versiebenfacht und 
waren danach großen Schwankungen ausgesetzt. Seit 
dem vierten Quartal 2022 sind die Preise zwar kontinuier-
lich gesunken – sie liegen aber nach wie vor etwa auf Hö-
he des zweifachen Werts des historischen Niveaus. Die 
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Darüber hinaus wurden Daten zum verwendeten Heiz-
system des Haushalts, zum energetischen Zustand des 
Wohngebäudes, zum Energiesparverhalten seit Ausbruch 
der Energiekrise und zur Höhe des Haushaltsnettoein-
kommens einschließlich regelmäßiger Sozialtransfers 
erhoben. Bei Erhebung des Haushaltsnettoeinkommens 
wurde berücksichtigt, dass regelmäßig empfangene So-
zialtransfers in Einzelfällen nicht vollständig angegeben 
worden sein könnten, was wiederum Implikationen für die 
hier ausgewiesene Höhe der Belastung des Haushalts-
einkommens durch Energiekosten hätte. Eine Robust-
heitsprüfung des Datensatzes zeigt jedoch, dass sich hie-
raus keine wesentlichen Auswirkungen auf die Ergebnisse 
ergeben.

Nicht in den Analysen berücksichtigt sind einmalige Hilfs-
zahlungen, die die Haushalte direkt oder indirekt aufgrund 
der Entlastungspakete der Bundesregierung erhielten, 
wie z. B. die „Energiepreispauschale“, die „Dezember-
Soforthilfe“ und das „Bürgergeld für einen Monat“. Eine 
Ausnahme stellen die Gas- und Strompreisbremsen dar, 
die direkt über die erfragten Abschlagszahlungen be-
rücksichtigt sein dürften. Die Ergebnisse sind somit als 
die Belastung der Haushalte „vor“ Gewährung einmaliger 
Hilfszahlungen zu verstehen und dürften die fi nanzielle 
Belastung der Haushalte leicht überschätzen.2

Anstieg der Energieausgaben von Haushalten seit 

Beginn der Energiekrise

Die Summe der monatlichen Abschlagszahlungen für 
Heizung/Warmwasser und Strom sind seit Beginn der 
Energiekrise deutlich angestiegen. Abbildung 1 zeigt für 
alle Haushalte sowie diff erenziert nach Einkommensquin-
tilen die Entwicklung der Energiekosten (vgl. Abbildung 1, 
links) und der Energiekosten relativ zum Haushaltsnetto-
einkommen, d. h. der Energiekostenbelastung (vgl. Abbil-
dung 1, rechts), zwischen März 2022 und Juni 2023 auf 
Monatsbasis.

Über alle Einkommensgruppen und Haushalte hinweg ist 
der Median der monatlichen Energieausgaben um 52 Eu-
ro gestiegen, was einer relativen Erhöhung der Ausgaben 
um 33 % entspricht. Ein Vergleich zwischen den Einkom-
mensquintilen zeigt: Die Energiekosten sind im niedrigsten 
Quintil mit 45 Euro fast so stark angestiegen wie in den 
beiden obersten Quintilen mit je 50 Euro – und das, obwohl 
die Haushalte im obersten Quintil in der Regel auf deutlich 
größerem Wohnraum wohnen als die Haushalte im nied-
rigsten Quintil, mit entsprechend größerer zu beheizender 

2 Alle Details zur Methodik der Panelbefragung des SVRV sind im Metho-
denbericht von forsa ausgeführt. Dieser ist, ebenso wie die vollständige 
SVRV-Studie, Grimm et al. (2023), auf der Internetseite des SVRV abrufbar.

Methodik

Die vorliegende Untersuchung ist Teil einer Panelstudie 
im Auftrag des SVRV, die sich mit den Auswirkungen der 
Energiekrise auf Haushalte auseinandersetzt. Hierfür be-
fragt das Meinungsforschungsinstitut forsa Haushalte in 
insgesamt sechs Wellen im Zeitraum von April 2023 bis 
voraussichtlich Juli 2024. Die vorliegende Untersuchung 
beruht auf den ersten zwei Befragungswellen. Die Befra-
gung ist repräsentativ auf der Ebene der deutschen Haus-
halte. Insgesamt nahmen 5.023 Haushalte an der ersten 
Befragungswelle zwischen 28. April und 24. Mai 2023 
teil. Diese Haushalte wurden anschließend zur Teilnahme 
an der zweiten Befragungswelle eingeladen. Diese fand 
zwischen 19. Juni und 10. Juli 2023 statt. Daran nahmen 
noch 4.444 Haushalte teil. Die Befragung wurde mit dem 
sogenannten Haushaltsvorstand durchgeführt. Die Daten 
wurden nach Bundesland und Haushaltsgröße gewichtet.

Konkret erhoben wurden die Höhe der Abschlagszahlun-
gen der Haushalte für Heizung/Warmwasser und Strom 
im März 2022, die Höhe der jeweiligen Abschlagszahlung 
zum Zeitpunkt der Befragung sowie das Datum, seit dem 
der Haushalt die Abschläge in dieser Höhe zahlt. Die Än-
derung der Abschlagszahlung erfolgt bei den verschiede-
nen Haushalten somit über das ganze Jahr verteilt. Aus 
den Angaben über die Höhe der Abschlagszahlung im 
März 2022, die zum Zeitpunkt der Befragung geltende 
Abschlagszahlung sowie das Änderungsdatum der Ab-
schlagszahlung konnte pro befragtem Haushalt eine indi-
viduelle Zeitreihe über die Entwicklung der Abschläge für 
Heizung/Warmwasser und Strom generiert werden.

Kasten 1
Preisbremsen für Gas und Strom

Die Strom- und Gaspreisbremsen dämpfen seit März 
2023 die Kostenanstiege der Haushalte beim Energiever-
brauch. Sie deckeln die Kosten für 80 % des historischen 
Verbrauchs auf einem Niveau, das in etwa doppelt so hoch 
ist wie die historische Kostenbelastung (d. h. vor der Ener-
giekrise). Zudem wurde Haushalten mit der „Dezember-
Soforthilfe“ die monatliche Zahlung für Gas bzw. Wärme 
als Überbrückung bis zum Greifen der Preisbremsen er-
lassen (ExpertInnen-Kommission Gas und Wä rme, 2022). 
Die gesetzlichen Grundlagen für die Preisbremsen bilden 
das Erdgas-Wärme-Preisbremsengesetz (EWPBG)  und 
das Strompreisbremsegesetz (StromPBG). Die Maßnah-
men laufen zum 31. Dezember 2023 aus. Bereits in ihrem 
Gutachten schlug die ExpertInnen-Kommission Gas und 
Wärme eine Laufzeit bis zum 30. April 2024 vor.
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Im ersten und nun auch im zweiten Quintil sind die Haus-
halte mit 87 % bzw. 58 % mehrheitlich durch Energieko-
sten überlastet. Diese Werte liegen damit deutlich höher 
als vor der Energiekrise und übersteigen auch die Er-
wartungen 2022: Auf Basis der 2020er-Welle des sozio-
oekonomischen Panels gingen Henger und Stockhausen 
(2022) noch davon aus, dass der Anteil energiearmer 
Haushalte auf rund 25 % ansteigen würde. Nach einer 
konservativeren Schätzung zur Energiekostenüberlas-
tung, die zusätzlich in Betracht zieht, ob ein Haushalt über 
weniger als 80 % des Medianeinkommens verfügt, ist der 
Anteil immerhin von 17 % auf 25 % gestiegen („Energieko-
stenüberlastung im engeren Sinne“). Ergänzend zu diesen 
„objektiven“ Maßen der Energiekostenbelastung wurde 
erhoben, wie sehr sich die Haushalte im April/Mai 2023 
subjektiv durch die aktuelle Höhe der Wohnkosten belas-
tet fühlen. Es zeigt sich, dass Haushalte mit niedrigerem 
Einkommen eine höhere Wohnkostenbelastung empfi n-
den. Das deckt sich mit den Ergebnissen für den objektiv 
gemessenen Wert der Kostenbelastung aus Tabelle 1.

Abnahme der Energiekostensteigerungen seit 

Höhepunkt der Krise

Die mittleren Änderungen der Abschlagszahlungen so-
wohl für Heizung/Warmwasser als auch Stromverbrauch 
entwickelten sich unterschiedlich über die Zeit (vgl. Ab-
bildung 2). Die Median-Kostensteigerungen bei Heizung/
Warmwasser hatten ihren Höhepunkt mit 59 Euro monat-
lich im Herbst 2022, also auf dem Höhepunkt der Ener-
giekrise. Ab April 2023 nahm die mittlere Änderung der 

Wohnfl äche. Bei den Haushalten im zweiten und dritten 
Quintil sind die Energiekosten absolut wie relativ mit 57 
bzw. 60 Euro überdurchschnittlich stark angestiegen.

Die Linienverläufe in Abbildung 1 (links) deuten auf ei-
ne leichte Abfl achung gegen Ende des Betrachtungs-
horizonts. Inwieweit dies auf einen rückläufi gen Anstieg 
der Energieausgaben – möglicherweise bedingt durch 
die Wirkung der Gas- und Strompreisbremsen und den 
Rückgang der Marktpreise für Energie – zurückzuführen 
ist, zeigt Abbildung 2.

Anstieg der Energiekostenbelastung

Setzt man die Energiekosten ins Verhältnis zum Haushalts-
nettoeinkommen, so ergibt sich daraus die Energiekosten-
belastung (vgl. Abbildung 1, rechts). Die Median-Energieko-
stenbelastung ist zwischen März 2022 und Juni 2023 von 
6 % auf 9 % gestiegen (vgl. Tabelle 1). Es zeigen sich jedoch 
deutliche Unterschiede zwischen den Einkommensquinti-
len: In den ersten beiden Einkommensquintilen liegt diese 
im Juni 2023 bei rund 16 % bzw. 11 % des Haushaltsnet-
toeinkommens. Haushalte, die mehr als 10 % ihres Haus-
haltsnettoeinkommens für Energie aufwenden müssen, 
gelten nach einer gängigen Defi nition als durch Energieko-
sten überlastet bzw. dem Risiko von Energiearmut ausge-
setzt (vgl. Kasten 2). Vor der Energiekrise waren vor allem 
die Haushalte im ersten Quintil von Energiekostenüberlas-
tung betroff en. Aktuell überschreiten jedoch insgesamt 
43 % aller Haushalte in unserer Stichprobe die 10-Prozent-
Schwelle der Energiekostenbelastung (vgl. Tabelle 2).

Abbildung 1
Entwicklung der Energiekosten und Energiekostenbelastung nach Einkommensquintilen, März 2022 bis Juni 2023

Die Werte sind nach Bundesland und Haushaltsgröße gewichtet. 1 Die Energiekostenbelastung entspricht dem Anteil der Summe aus den monatlichen 
Abschlagszahlungen für Heizung/Warmwasser und Strom am Haushaltsnettoeinkommen. Dargestellt sind Quintile des äquivalenzgewichteten Haus-
haltsnettoeinkommens. N = 2.351.

Quelle: SVRV, SVR Wirtschaft.
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also auch Strom (gestrichelte Linie) ist recht konstant 
über die Zeit, mit Ausschlägen im Januar und April 2023.

Diff erenziert man den Änderungsverlauf der Abschläge 
für Heizung/Warmwasser nach der Abrechnungsart (d. h. 
per Nebenkostenabrechnung über Vermieter bzw. Haus-
verwaltung oder Direktvertrag mit einem Versorger), so 

Indikator Monat
Ge-
samt

1. 
Quintil

2. 
Quintil

3. 
Quintil

4. 
Quintil

5. 
Quintil

 in %

10-Prozent-
Regel

März 
2022 26 66 34 17 8 3

Juni 
2023 43 87 58 40 19 10

10-Prozent-
plus-
80-Pro-
zent-Regel

März 
2022 17 66 21 0 0 0

Juni 
2023 25 87 36 0 0 0

10-Prozent-
plus-
60-Pro-
zent-Regel

März 
2022 10 48 0 0 0 0

Juni 
2023 12 59 0 0 0 0

Kasten 2
Indikatoren zur Messung von Energiekostenüberlastung („Energiearmutsrisiko“)

Es gibt unterschiedliche Ansätze zur Messung von Energiekostenüberlastung (z. B. Henger und Stockhausen, 2022; Energy Po-
verty Advisory Hub, 2022; Bleckmann et al., 2016; Schuessler, 2014). Wir betrachten hier drei Kategorien:

1. Absolute Energiekostenüberlastung („im weiteren Sinne“)
• „10-Prozent-Regel“: Ein Haushalt gilt als durch Energiekosten überlastet, wenn er mehr als 10 % des Nettoeinkommens für 

Energie ausgibt (Energiekostenbelastung > 10 %).
2. Energiekostenüberlastung relativ zu Median-Einkommen bzw. Median-Energiekosten („im engeren Sinne“)

• „10-Prozent-plus-80-Prozent-Regel“: Ein Haushalt gibt mehr als 10 % des Nettoeinkommens für Energie aus (Energieko-
stenbelastung > 10 %) und hat zusätzlich ein Haushaltseinkommen von weniger als 80 % des Medians des Nettoäquiva-
lenzeinkommens.

• „10-Prozent-plus-60-Prozent-Regel“: Ein Haushalt gibt mehr als 10 % des Nettoeinkommens für Energie aus (Energieko-
stenbelastung > 10 %) und hat zusätzlich ein Haushaltseinkommen von weniger als 60 % des Medians des Nettoäquiva-
lenzeinkommens (Armutsgefährdungsschwelle).

3. Subjektive Energiekostenüberlastung
• Im vorliegenden Beitrag zeigen wir außerdem Ergebnisse für die subjektive Belastung durch Wohnkosten insgesamt (d. h. 

die Summe aus „kalten“ Wohnkosten zuzüglich Energiekosten).

Tabelle 2
Median-Energiekostenüberlastung der Haushalte 

nach Einkommensquintilen, März 2022 und Juni 2023

Abschlagszahlung deutlich ab. Im Juni 2023 lag sie bei 
deutlich geringeren 20 Euro. Auff ällig ist die erhebliche 
Streuung der Werte bei den Änderungen der Abschlags-
zahlungen. Ab dem zweiten Quartal 2023 liegen die Werte 
des unteren Quartils sogar im Bereich einer Kostenreduk-
tion im Vergleich zum Vormonat, die Preise sinken also für 
einen Teil der Haushalte – möglicherweise aufgrund der 
Wirkung der Preisbremsen. Es gab also über den gesam-
ten Zeitraum Fälle, wenn auch wenige, bei denen sich die 
Abschlagszahlung reduziert hat.

Der Verlauf der Kostenänderungskurve für Strom zeigt ein 
ähnliches Muster. Am Ende des Betrachtungszeitraums 
ist die mittlere Kostenänderung im Vergleich zum Vormo-
nat sogar im negativen Bereich. Und die Häufi gkeit der 
Abschlagsänderungen sowohl für Heizung/Warmwasser 

Tabelle 1
Median-Energiekostenbelastung der Haushalte nach 

Einkommensquintilen, März 2022 und Juni 2023

Die Werte sind gerundet und nach Bundesland und Haushaltsgröße ge-
wichtet. Dargestellt sind Quintile des äquivalenzgewichteten Haushalts-
nettoeinkommens. N = 2.496.

Quelle: SVRV, SVR Wirtschaft.

Gesamt
1. 

Quintil
2. 

Quintil
3. 

Quintil
4. 

Quintil
5. 

Quintil

in %

März 2022 6 12 8 6 5 4

Juni 2023 9 16 11 9 6 5

Die Werte sind gerundet und nach Bundesland und Haushaltsgröße ge-
wichtet. Dargestellt sind Quintile des äquivalenzgewichteten Haushalts-
nettoeinkommens. N = 2.496.

Quelle: SVRV, SVR Wirtschaft.
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zu verzeichnen hatten. Haushalte, die mit Fernwärme (um 
30 % höher) oder Öl (um 39 % höher) heizen, haben in 
etwa gleich hohe Kostenanstiege – auf niedrigerem Än-
derungsniveau als Gas – erfahren. Der relative Anstieg 
im Falle der Wärmepumpe ist zwar mit einer Steigerung 
von 33 % ähnlich hoch – allerdings ausgehend von ei-
nem deutlich niedrigeren Ausgangsniveau. Die höchsten 
absoluten Kosten für Heizung/Warmwasser entfallen mit 
1,93 Euro/m2 auf Öl. Bei den absoluten Werten im Juni 
2023 sind Gas und Fernwärme mit 1,67 Euro/m2 bzw. 1,62 
Euro/m2 etwa gleichauf. Wärmepumpe ist mit 0,95 Euro/
m2 die mit weitem Abstand günstigste Heizungsart. Antei-
lig dürfen die gemessenen Heizkosten auf Unterschiede 
in den energetischen Standards zurückzuführen sein.

Erklärungsmuster für Energiekostensteigerungen 

zwischen Einkommensquintilen

Hohe Einkommensgruppen nutzen Heizungsarten, die 

weniger starke Preisanstiege erfahren haben

Im fünften Einkommensquintil heizen lediglich 76 % der 
Haushalte mit Gas, Fernwärme oder Öl, während es in den 
übrigen Einkommensquintilen jeweils über 82 % sind, im 
ersten Quintil sogar 84 %. Im Vergleich dazu heizen im fünf-
ten Einkommensquintil überdurchschnittlich viele Haushal-
te mit Wärmepumpe oder Biomasse (7 % bei Wärmepum-
pe im Vergleich zu 2 % bzw. 3 % im ersten bzw. zweiten 
Einkommensquintil) – also Technologien, die im Ergebnis 
mit verhältnismäßig niedrigeren Heizkosten einhergehen. 
Dies dürfte zu dem geringeren Anstieg der Heizkosten im 
obersten Einkommensquintil beigetragen haben. Regres-

zeigt sich bei Direktverträgen über den Betrachtungszeit-
raum eine deutlich stärkere Fluktuation der Abschlags-
änderungen, eine höhere Änderungsfrequenz sowie ein 
stärkerer Rückgang der Abschlagsänderungen, wenn 
auch von einem höheren Niveau ausgehend im Vergleich 
zum Fall der Nebenkostenabrechnung.

Die Unterschiede in den Niveaus dürften unter anderem 
auf unterschiedliche Wohnumstände zurückzuführen 
sein: Beispielsweise bewohnen Haushalte mit Direktver-
trag etwa zu zwei Dritteln ein Haus und verfügen damit 
im Schnitt über eine fast doppelt so große Wohnfl äche 
mit entsprechend höherem Heizbedarf im Vergleich zu 
Haushalten mit Nebenkostenabrechnung. Auch können 
Preisanstiege im Falle der Abrechnung über Nebenkosten 
außerhalb der Abrechnungsperiode nur mit Zustimmung 
der Mieter:innen weitergegeben werden. Seitens der 
Vermieter:innen führte dies auf dem Höhepunkt der Ener-
giekrise mitunter dazu, dass diese in Liquiditätsengpässe 
gerieten, was jedoch durch die Preisbremsen abgemil-
dert werden sollte. Im Umkehrschluss bedeutet das: Die 
festgestellte zeitliche Verzögerung bei Abrechnung der 
Kosten für Heizung/Warmwasser über die Nebenkosten 
impliziert, dass bei den betroff enen Haushalten noch über 
einen längeren Zeitraum mit Änderungen der Abschlags-
zahlungen zu rechnen sein könnte.

Abhängigkeit der Heizkosten von der Heizungsart

Eine Aufschlüsselung der Kostenanstiege nach Hei-
zungsart zeigt, dass Haushalte mit Gasheizung zwischen 
März 2022 und Juni 2023 mit 53 % den höchsten Anstieg 

Abbildung 2
Änderung der Abschlagszahlung für Heizung/Warmwasser und Strom, Mai 2022 bis Juni 2023

Die Werte sind nach Bundesland und Haushaltsgröße gewichtet. N = 5.007.

Quelle: SVRV, SVR Wirtschaft.
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schen Zustand ihres Wohnhauses und die darin verbaute 
Heizungsanlage (vgl. dazu Abbildung 4). Konkret woh-
nen 67 % der Haushalte des ersten Einkommensquintils 
in Mietwohnungen, während im fünften Quintil 61 % der 
Haushalte im selbstgenutzten Eigentum wohnen. Haus-
halte, die zur Miete wohnen, geben zudem häufi ger an, in 
einer Wohnung mit hohem Energiebedarf beim Heizen zu 
wohnen. Die Konsequenz daraus ist, dass der Energiebe-
darf des Hauses pro Quadratmeter desto höher ausfällt, 
je niedriger das Haushaltseinkommen ist.

In der Gesamtbetrachtung legen die Daten das folgende 
Erklärungsmuster für die unterschiedlichen Energiekos-
tensteigerungen über die Einkommensgruppen hinweg 
nahe: Untere Einkommensgruppen wohnen häufi ger 
in schlechter isolierten Wohnungen und heizen häufi -
ger mit Energieträgern, die in der Energiekrise höhere 
Preissteigerungen erfahren haben. Über die Wahl des 
Energieträgers können sie seltener entscheiden, da sie 
häufi ger zur Miete wohnen. Die Entscheidung über das 
Heizsystem fällt daher letztlich die vermietende Person. 
Das geringere Haushaltseinkommen schränkt außer-
dem die Möglichkeiten für energetische Sanierung ein-
schließlich Heizungstausch ein – selbst wenn ein einkom-
mensschwacher Haushalt in selbstgenutztem Eigentum 
wohnt. Im Vergleich zu einkommensstärkeren Haushal-
ten fallen zudem die Möglichkeiten des Energiesparens 
durch Verhaltensanpassungen geringer aus. Diese Fak-
toren dürften eine überproportionale Belastung unterer 
Einkommensgruppen durch die Energiekreise und damit 
insbesondere den starken Anstieg der Energiearmut be-
günstigt haben.

sionsanalysen bestätigen den kostensenkenden Eff ekt, 
insbesondere wenn nicht mit Gas oder Öl geheizt wurde.

Hohen Einkommensgruppen ist das Energiesparen leichter 

gefallen

Die Befragungsdaten in Abbildung 3 zeigen außerdem: 
Die beiden einkommensstärksten Haushaltsgruppen ge-
ben zwar an, weniger Anstrengungen zum Energiespa-
ren seit Beginn der Energiekrise unternommen zu haben. 
Falls ein einkommensstarker Haushalt doch Sparanstren-
gungen unternommen hat, ist es diesem nach eigener 
Einschätzung off enbar leichter gefallen, mehr Energie ein-
zusparen als es den übrigen Einkommensgruppen mög-
lich war. Das dürfte zum einen daran liegen, dass einkom-
mensstarke Haushalte über die notwendigen fi nanziellen 
Mittel verfügen, um energiesparende Investitionen zu täti-
gen. Zum anderen dürfte einkommensstarken Haushalten 
auch die Einsparung von Energie durch Verhaltensanpas-
sung ohne Komforteinbuße leichter fallen, beispielsweise 
allein aufgrund der Tatsache, dass diese im Schnitt auf re-
lativ großer Wohnfl äche wohnen. Gibt es in einem solchen 
Haushalt etwa einen abgetrennten und kaum genutzten 
Raum, so kann der Energieverbrauch durch Nichtbehei-
zen dieses Raums wirksam und ohne Komforteinbuße re-
duziert werden.

Untere Einkommensgruppen wohnen in schlechter 

isolierten Wohnungen

Haushalte mit niedrigem Einkommen wohnen häufi ger zur 
Miete und haben damit kaum Einfl uss auf den energeti-

Abbildung 3
Einschätzung der eigenen Energieeinsparungen nach Einkommensquintilen, 2022 im Vergleich zum Vorjahr

Die Werte sind nach Bundesland und Haushaltsgröße gewichtet. Dargestellt sind Quintile des äquivalenzgewichteten Haushaltsnettoeinkommens. Abbil-
dung links: die Fragestellung lautete: „Haben Sie seit Ausbruch der Energiekrise, also etwa seit Februar 2020, Anstrengungen unternommen, um in Ihrem 
Haushalt Energie zu sparen, also z. B. beim Stromverbrauch und/oder beim Heizen bzw. Warmwasserverbrauch?“ N = 4.407. Abbildung rechts: die Frage-
stellung lautete: „Was schätzen Sie: Wie viel Energie konnten Sie durch Ihr Verhalten bei Strom, Heizung und Warmwasser im Jahr 2022 im Vergleich zum 
Vorjahr in etwa insgesamt sparen?“, N = 3.099.

Quelle SVRV, SVR Wirtschaft.
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sunken sein dürften, sollte die Maßnahmen, wie von der 
Kommission ursprünglich vorgeschlagen, bis April 2024 
verlängert werden. Die Preisbremsen deckeln die Kosten 
für 80 % des historischen Verbrauchs auf einem Niveau, 
das in etwa doppelt so hoch wie die historische Kosten-
belastung (vor der Energiekrise) ausfällt. Die fi skalischen 
Kosten dürften sich im Rahmen halten, insbesonde-
re wenn keine unerwarteten Entwicklungen eintreten. 
Gleichzeitig sind die Preisbremsen eine Versicherung für 
die Haushalte gegen Preissprünge im kommenden Win-
ter, schaff en dadurch Sicherheit und stabilisieren das 
Konsumverhalten.

Über individuelle Möglichkeiten zur Reduzierung von 

Energiekosten informieren

Verbraucher:innen sollten verstärkt auf individuelle 
Möglichkeiten zur Kostenreduzierung aufmerksam 
gemacht werden. Das betriff t zum einen eine Auf-
frischung der Kampagnen zum Energiesparen, die mit 
Blick auf den kommenden Winter wieder wichtiger 
werden. Zum anderen betriff t es die Überprüfung und 
gegebenenfalls den Wechsel von Strom- und Wärme-
verträgen, um stärker von den inzwischen gesunkenen 
Verbraucherpreisen für Strom und Wärme (insbeson-
dere Gas) zu profi tieren. Und auch Haushalte, die den 
Energieträger für ihre Heizung selbst beschaff en (z. B. 
im Falle von Heizöl), können Kosten einsparen, etwa 
durch eine geschickte und vorausschauende Beschaf-
fungsstrategie. Insbesondere die Verbraucherzen-
tralen können hierfür eine wichtige Beratungsleistung 
erbringen.

Handlungsempfehlungen

Energiearmut genauer in den Blick nehmen

Die Daten zeichnen ein beunruhigendes Bild mit Blick 
auf die Energiekostenbelastung von Haushalten. Um 
diesbezüglich konkrete Handlungsempfehlungen ab-
zuleiten, wäre es allerdings notwendig, diesen Aspekt 
noch genauer zu analysieren. Folgende Fragen wären 
dabei zu beantworten, wobei es ausreichend sein dürf-
te, eine Stichprobe aus dem ersten und zweiten Ein-
kommensquintil genauer zu betrachten: Welcher Anteil 
der in der Analyse identifi zierten Haushalte in Energie-
armut sind Empfänger:innen regelmäßiger Transfer-
leistungen (z. B. Wohngeld)? Welcher Anteil hätte ein 
Anrecht auf Transferleistungen, nimmt sie aber nicht 
in Anspruch? Wie stark reduziert sich der Anteil von 
Haushalten in Energiearmut, wenn man die staatlichen 
Hilfsprogramme zur Bewältigung der Energiekrise (d. h. 
etwa die „Dezember-Soforthilfe“) vollumfänglich be-
rücksichtigt?

Strom- und Gaspreisbremse über den Winter 2023/2024 

verlängern

Die Strom- und Gaspreisbremsen dämpfen seit März 
2023 den Energiekostenanstieg der Haushalte. Aktuell 
gelten die Preisbremsen lediglich bis Ende Dezember 
2023. Vor dem Hintergrund, dass erstens die Gaspreise 
am Großhandelsmarkt im kommenden Winter durchaus 
noch einmal steigen könnten und zweitens die Vertrags-
preise bis Ende 2023 nicht für alle Haushalte wieder ge-

Abbildung 4
Zusammenhang zwischen Einkommen, Energiebedarf des Wohngebäudes und Eigentumsverhältnissen, 2023

Die Werte sind nach Bundesland und Haushaltsgröße gewichtet. Dargestellt sind Quintile des äquivalenzgewichteten Haushaltsnettoeinkommens. Abbil-
dung links: die Fragestellung lautete: „Wie beurteilen Sie den Energiebedarf Ihres Wohnhauses beim Heizen?“ Bitte nehmen Sie eine ungefähre Einschät-
zung anhand der folgenden Kategorien vor […]“, N = 4.338. Abbildung Mitte: Die Fragestellung lautete: „Wohnen Sie bzw. wohnt Ihr Haushalt zur Miete 
oder wohnen Sie in Wohneigentum?“, N = 5.006. Abbildung rechts: N = 4.326.

Quelle: SVRV, SVR Wirtschaft.
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Langfristig denken und handeln

Einkommensschwächere Haushalte können durch Ein-
führung des Wohngeld-Plus und die darin enthaltene 
Heizkostenkomponente vorausschauend vor künftigen 
Energiepreisschocks geschützt werden. Und mit der 
Klimakomponente sollen höhere Mieten aufgrund ener-
getischer Sanierungen abgefedert werden. Allerdings 
ist wichtig, dass Kampagnen wie „Wohngeld-Plus – Sor-
genfreier wohnen“ des Bundesministeriums für Woh-
nen, Stadtentwicklung und Bauwesen die potenziell an-
spruchsberechtigten Personen auch erreichen.

Um die Anreize für den Klimaschutz weiter zu stärken, 
bleibt die Stärkung des CO2-Preises ein zentrales Ele-
ment der Klimapolitik. Die damit einhergehenden vertei-
lungspolitischen Herausforderungen können adressiert 
werden, indem die staatlichen Einnahmen gezielt zur 
Gegenfi nanzierung von Entlastungsmaßnahmen einge-
setzt werden. Eine Stärkung des Emissionshandels in 
den Bereichen Wärme und Verkehr, verbunden mit einer 
Rückgabe der Einnahmen in Form eines Klimagelds pro 
Kopf hätte zwei positive Eff ekte: Erstens stärkt dieser 
die Anreize unter anderem für Vermieter:innen, in kli-
mafreundliche Optionen zu investieren. Aufgrund des 
deutlich höheren CO2-Fußabdrucks vermögender und 
gut verdienender Haushalte stellt zweitens bereits ein als 
pauschale Pro-Kopf-Zahlung ausgestaltetes Klimageld 
eine Umverteilung von oben nach unten dar und verbes-
sert so im Durchschnitt die fi nanziellen Spielräume der 
Haushalte in unteren Einkommensgruppen. Bei der Aus-
gestaltung des Klimagelds wird es darauf ankommen, 
dass es auf eine hohe Akzeptanz und Sichtbarkeit in der 
Bevölkerung stößt – etwa durch eine monatliche Aus-
zahlung (Kellner et al., 2022). Eine monatliche Auszah-
lung hätte zudem den Vorteil, dass monatlich anfallende 
Energiekosten abgefedert würden. Um die Auszahlung 
eines Klimagelds zu ermöglichen, muss der dafür not-
wenige Auszahlungsmechanismus allerdings erst noch 
etabliert werden.

Title: Energy Crisis Puts Pressure on Household Finances
Abstract: As a result of the Russian war of aggression against Ukraine, energy prices have risen sharply. In order to fully assess the con-
sequences of this energy crisis for households in Germany, the German Advisory Council for Consumer Aff airs (SVRV) is conducting a 
representative household panel survey from April 2023 to July 2024 with a total of six survey waves. So far, two waves have been carried 
out with more than 4,444 participating households in April/May and June/July 2023, respectively. In the present article, we present the 
methodology of the survey, the main results and recommendations for action.
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Die Bayern haben es wieder getan. Zum dritten Mal (nach 
1999 und 2013) möchte Bayern gegen den bundesstaat-
lichen Finanzausgleich (BFA) klagen. Am Dienstag, den 
4. Juli 2023 hat das bayerische Kabinett beschlossen, 
einen Normenkontrollantrag beim Bundesverfassungs-
gericht in Karlsruhe einzureichen. Bayern schultere als 
mit Abstand größtes Geberland seit Jahren mehr als die 
Hälfte des gesamten Ausgleichsvolumens und sieht in 
seiner Rolle als größtes Geberland einen Reformbedarf. 
Der Freistaat brauche „mehr Geld daheim“, verkündet Mi-
nisterpräsident Söder. Er wird dabei auch mit den Worten 
zitiert, dass die Bundesregierung „kein Herz für den Sü-
den“ habe, was man „überall“ spüre (sak und dpa, 2023). 
CSU-Generalsekretär Huber geht noch weiter: „Der Län-
derfi nanzausgleich läuft völlig aus dem Ruder. Bayern 
zahlt jedes Jahr zehn Milliarden Euro an andere Länder, 
die davon Wahlgeschenke für ihre Bürger fi nanzieren. 
Tendenz steigend. So kann es nicht weitergehen“ (Doll, 

2023). Zwar wolle Söder den „Länderfi nanzausgleich“ 
(LFA) – den es seit 2020 eigentlich nicht mehr gibt und 
der heute Finanzkraftausgleich (FKA) heißt – auch nicht 
abschaff en, er möchte ihn aber reformieren und die baye-
rischen Steuerzahlenden entlasten. Und auch der Frakti-
onschef der Grünen im bayerischen Landtag, Hartmann, 
betont, dass der Anpassungsbedarf insbesondere darin 
liege, dass Bayern im vergangenen Jahr mit knapp 9,9 
Mrd. Euro doppelt so viel gezahlt habe wie das zweit-
stärkste Geberland (MDR Aktuell, 2023). Hartmann kriti-
siert jedoch auch, dass „mit Klagen Politik zu machen“ als 
„Ideenlosigkeit“ zu werten ist und konstruktive Lösungen 
verhindere. Ein grundsätzlicher Zweifel am FKA sei „po-
pulistische Showpolitik“ der CSU.

Öff entliche Auseinandersetzungen, Wahlen und 

Klagen

Der Bekanntheitsgrad des Ausgleichssystems ist in 
Deutschland heute wohl auch auf verschiedene öff entli-
che Auseinandersetzungen zwischen den Ländern zu-
rückzuführen: so wurde z. B. 1952, 1986, 1992, 1999, 
2006 und 2013 von unterschiedlichen Ländern vor dem 
Bundesverfassungsgericht geklagt (Buscher, 2010). In 
jüngster Vergangenheit wurde unterstrichen, dass Bayern 
und Hessen durch das geltende System überproportional 
stark belastet würden. Dabei weisen die ausgleichsbe-
rechtigten Länder in Konfl ikten um den Finanzausgleich in 
der Regel darauf hin, dass nur der weitgehende Ausgleich 
von Finanzkraftunterschieden die grundgesetzliche For-
derung nach einer Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse ermögliche. Von Seiten der Wissenschaft wiede-
rum wird häufi g das Argument ins Feld geführt, dass die 
konkrete Ausgestaltung keinen ausreichenden Anreiz zur 
Erhöhung der Steuerkraft eines Landes bringe.
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Abbildung 1
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner:in

Quelle: Datengrundlage BBSR (2023); eigene Darstellung.

Die letzte Klage von Hessen und Bayern wurde 2017, 
nach Verhandlungen und fi nanziellen Zusagen des Bun-
des, wieder zurückgezogen. Bund und Länder hatten sich 
2017 nach einem mehrjährigen Verhandlungsprozess – im 
Ergebnis mit 13 Änderungen des Grundgesetzes sowie 
23 einzelgesetzlichen Änderungen oder Neugestaltungen 
einvernehmlich auf eine Reform des BFA verständigt, der 
alle Länder im Bundesrat zugestimmt hatten (Lenk und 
Glinka, 2017). Bayern hatte während der Verhandlungen 
beharrlich die Forderung nach einer deutlichen Reduzie-
rung der Ausgleichslast der Geberländer vertreten und 
schließlich die Reform des LFA, die ab 2020 und mindes-
tens bis 2030 gilt, als großen Erfolg gefeiert (Lenk und 
Glinka, 2017). Ministerpräsident Söder war bei den Ver-
handlungen damals als Finanzminister federführend.

Im Gegensatz zur vorherigen Klage ist Bayern – das im 
Ausgleichsjahr 2022 pro Einwohner:in (EW) 740  Euro 
weniger Umsatzsteuer zugewiesen bekam – diesmal im 
Lager der fünf ehemaligen Geberländer (Bayern, Baden-
Württemberg, Hessen, Hamburg und Rheinland-Pfalz) je-
doch isoliert: Auch wenn Ministerpräsident Söders Amts-
kollegen aus Baden-Württemberg (-398 Euro je EW) und 
Hessen (-510 Euro je EW) das aktuelle Ausgleichssystem 
für dringend reformbedürftig halten, setzen diese auf eine 
Verhandlungslösung und sprechen sich gegen eine Re-
form auf dem Klageweg aus (dpa, 2023a). So wird mitunter 
tituliert, dass Bayern „unsolidarisch, demokratieschädi-
gend und verantwortungslos“ sei (dpa, 2023b). Insgesamt 
zwölf Länder (ohne Baden-Württemberg, Bayern, Nord-
rhein-Westfalen und Hessen) „bedauern“ den Beschluss 
der bayerischen Regierung (Niedersächsisches Finanz-
ministerium, 2023). Dabei verkündete das Finanzministe-
rium von Niedersachsen, dass erst mit dem Finanzaus-
gleich die Voraussetzungen geschaff en werden, um die 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse und öff entlicher 
Leistungen bundesweit zu wahren. Und auch der Finanz-
senator von Hamburg, dessen Bundesland 2022 den 
eigenen absoluten Höchstbeitrag (-434 Euro je EW) seit 
1950 erzielen konnte, verkündet, dass sein Bundesland 
„solidarisch“ bleibt – „in guten und in schlechten Zeiten“. 
Weiter führt Finanzsenator Dressel aus: „Dass Bayern, 
das bei den Verhandlungen vor einigen Jahren im Länder-
vergleich strukturell einer der größten Profi teure war, den 
Länderfi nanzausgleich nun beim Bundesverfassungsge-
richt angreifen will, ist nur mit bayerischem Wahlkampf, 
nicht mit neuen verfassungsrechtlichen Erkenntnissen zu 
erklären“ (Finanzbehörde Hamburg, 2023). Entsprechend 
betonen die rheinland-pfälzische Finanzministerin Ahnen 
und der saarländische Finanzminister von Weizsäcker, 
dass sie – gemeinsam mit vielen anderen Bundesländern 
– dem Ausgang des verfassungsgerichtlichen Verfahrens 
gelassen entgegensehen. Finanzministerin Ahnen, deren 
Bundesland 2021 und 2022 zu einem fi nanzstarken Land 

im FKA geworden war (-26 Euro je EW), betont ihre Über-
zeugung, „dass der geltende Finanzausgleich den Vorga-
ben des Grundgesetzes entspricht“ (dpa, 2023c). Dabei 
scheint das Mittel der Klage im bayerischen Landtags-
wahlkampf beliebt zu sein. Laut Ahnen folgen die bayeri-
schen Klagen einem bekannten Muster, bei dem es in der 
Vergangenheit nur wenige Jahre gedauert hat, bis nach 
einer Einigung eine neue bayerische Klageandrohung 
kam – jeweils in Zusammenhang mit einer bevorstehen-
den Landtagswahl.

Das Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse

Dabei leistet der FKA einen wesentlichen Beitrag zur Finan-
zierung der den Bundesländern gesetzlich zugewiesenen 
Aufgaben. Mit ihm soll die „unterschiedliche Finanzkraft 
der Länder angemessen ausgeglichen“ und Finanzkraft-
unterschiede zwischen den Ländern deutlich reduziert 
werden (Art. 107 Abs. 2 S. 1 GG). So sollen alle Länder – 
auch fi nanzschwache – dazu in die Lage versetzt werden, 
den ihnen zugewiesenen Aufgaben nachzukommen (Art. 
106 Abs. 3 GG). Durch eine Annäherung der Einnahmen 
der Länder soll die Herstellung und Bewahrung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse für alle Einwohner:innen im 
Bundesgebiet ermöglicht werden (BMF, 2022). Der Aus-
gleich räumlicher Disparitäten bis zu einem gesellschaft-
lich akzeptierten Maß ist in Deutschland im Gleichwertig-
keitspostulat verankert. Diese politische Leitlinie strebt die 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse an, wobei 

17 bis < 28

28 bis < 34

34 bis < 41

41 bis < 167

in 1.000 Euro je Einwohner:in
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Abbildung 2
SGB II-Quote

Quelle: BBSR (2023); eigene Darstellung.

Abbildung 3
Gini-Koeffi  zient der Ausgleichsstufen 2022

Quellen: Destatis (2023), BMF (2023), eigene Darstellung.

das Begriff spaar und damit auch die Zielstellung nicht ein-
deutig defi niert sind. Im Sinne der Betrachtung von Ge-
bietskörperschaften steht hierbei die Herstellung gleicher 
Entwicklungschancen im Vordergrund.

Deutschland weist dabei aufgrund seiner polyzentrischen 
Siedlungsstruktur und historisch gewachsener Pfadab-
hängigkeiten beachtliche räumliche Unterschiede auf, 
wie Abbildung 1 zum Bruttoinlandsprodukt, aber auch 
Abbildung 2 zu den Soziallasten zeigen. Wirtschaftliche, 
soziale und infrastrukturelle Verhältnisse, aber auch kul-
turelle und ökologische Merkmale unterscheiden sich 
zum Teil erheblich zwischen den Teilräumen. Zwar kön-
nen räumliche Unterschiede aus fi nanzwissenschaftlicher 
Perspektive zunächst unproblematisch sein, staatliche 
Eingriff e sind jedoch dann erforderlich, wenn die räum-
lichen Ausprägungen von der Gesellschaft als unausge-
wogen bzw. ausgleichswürdig empfunden werden. Auch 
allokative und stabilitätsorientierte Erwägungen können 
einen Ausgleich erfordern, sofern räumliche Ungleichheit 
die wirtschaftliche Entwicklung hemmt oder die politische 
Stabilität und den Zusammenhalt gefährdet. Eine Begrün-
dungsleitlinie für ein entsprechendes Ausgleichssystem 
kann somit in dem grundgesetzlichen Auftrag zur Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse gefunden werden. 
Das bisherige System kommt dieser Aufgabe nach, indem 
die Spreizung der Finanzkraftunterschiede von ursprüng-
lich 106 % (primäre Steuerzuordnung) auf 49 % (horizon-
tale Verteilung nach FKA) sinkt. Der fi skalisch induzierte 

Einnahmenausgleich sorgt dafür, dass Finanzkraftun-
terschiede erhalten, jedoch im Sinne des Gleichwertig-
keitspostulats massiv reduziert werden. So zeigen z. B. 
die Gini-Koeffi  zienten in Abbildung 3 eine maßgebliche 
Reduktion der Ungleichheit von der Steuerzuteilung hin 
zum FKA und den Sonderbedarfs-Bundesergänzungszu-
weisungen (SoBEZ). Der leichte Anstieg hinsichtlich der 
laufenden und investiven Zuweisungen ergibt sich aus der 
heterogenen Förderlandschaft und den damit verbunde-
nen Problematiken (Lenk et al., 2023).

Ausschlaggebend für die Klagewilligkeit einiger Bundes-
länder ist jedoch nicht etwa die Abkehr vom wohlüber-
legten Gleichwertigkeitspostulat, sondern die Reduktion 
der eigenen fi skalischen Belastungen, die vermeintlich 
durch das System zugemutet werden. Dabei hat das nach 
Kriegsende strukturschwache Bundesland Bayern, von 
1950 bis 1986 lange selbst von dem System profi tiert und 
war ein Nehmerland. Der Anteil der erhaltenen Ausgleichs-
beträge am gesamten LFA lag in diesen Jahren teilweise 
bei über 20 % und auch von den Bundesergänzungszuwei-
sungen (BEZ) – die heute von bayerischen Politiker:innen 
gerne kritisiert werden – konnte das Land lange profi tieren 
(Lenk, 1993). Dem Land wird entsprechend (und verständ-
licherweise) bei seinen verschiedenen Klageinitiativen von 
verschiedenen Seiten „unsolidarisches Verhalten“ vorge-
worfen (Wiegrefe, 2015; Eichmann, 2023).

Struktur des Finanzkraftausgleichs

Abseits der subjektiven Einschätzung der drohenden 
Überlastung stellt sich dahingehend die Frage, welche 
Ausmaße der FKA mittlerweile angenommen hat. Dabei 
soll innerhalb des BFA über dessen horizontale Kompo-
nente, den FKA, ein Ausgleich der Finanzierungsbedin-
gungen zwischen den Bundesländern hergestellt werden, 
der im Folgenden in seinen systemischen Grundzügen 
beschrieben wird (vgl. auch Abbildung 4).
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Abbildung 4
Der Finanzkraftausgleich seit 2020

Quelle: eigene Darstellung.

Steuerzuordnung (Stufe 0): Dem eigentlichen BFA und 
konsekutiv dem FKA vorgelagert, erfolgt die Zuordnung 
der Steuereinnahmen zu den einzelnen föderalen Ebenen. 
Während die Trennsteuern (ca. 28 % des Steueraufkom-
mens) den einzelnen Ebenen alleinig zustehen, müssen 
die Gemeinschaftsteuern (ca. 72 %) auf die jeweiligen Ge-
bietskörperschaften verteilt werden. Die Verteilung erfolgt 
zweistufi g. Zunächst werden die übergeordneten Anteile 
Bund, Ländern und Kommunen prozentual zugeteilt. An-
schließend erfolgt die horizontale Zuordnung auf die Län-
der, wobei als Grundregel das örtliche Aufkommen der 
jeweiligen Steuer maßgebend ist. Für die Körperschaft-, 
Lohn- und Kapitalertragsteuer erfolgt – als Ausnahme von 
der Grundregel – eine Zuordnung nach dem Zerlegungs-
gesetz. Im Rahmen des BFA erfolgt zudem beispielswei-
se eine Nivellierung der Grunderwerbsteuer anhand eines 
Durchschnittssatzes. Anschließend wird eine Kürzung 
der Einnahmen der Länder, sofern die Veränderungsrate 
der Steuereinnahmen je Einwohner:in im aktuellen Aus-
gleichsjahr gegenüber dem vergangenen Ausgleichsjahr 
die Veränderungsrate des Länderdurchschnitts über-
steigt, vorgenommen. Der überproportionale Zuwachs 
wird um 12 % reduziert (Prämienmodell).1 Hinzu kommen 
die Gemeindesteuern (zu 75 %), die sich aus den Steuer-
einnahmen der Gemeinden, vermindert um die Gewerbe-
steuerumlage, ergeben.

1 Ausführlich zum Prämienmodell siehe Lenk (2011).

Horizontale Verteilung (Stufe 1): Bis hierher noch nicht 
aufgeteilt ist das Aufkommen der Umsatzsteuer. Hier 
wird der Länderanteil an der Umsatzsteuer auf die ein-
zelnen Länder so zugeordnet, dass eine Angleichung 
der Finanzkraft zwischen den Ländern erfolgt. Zunächst 
wird eine fi ktive Grundzuordnung ermittelt, die anschlie-
ßend modifi ziert wird. Hierzu wird der Länderanteil an 
der Umsatzsteuer auf die Länder nach ihrer jeweiligen 
Einwohnergröße zugeteilt. Dieser prozentuale Anteil wird 
um einen Festbetrag nach § 1 Abs. 1 und § 5 Finanzaus-
gleichsgesetz (FAG) ergänzt, welcher ebenfalls auf Basis 
der Einwohnergröße auf die Länder aufgeteilt wird. Für die 
gemeindlichen Anteile an der Umsatzsteuer kommt ein 
gewerbe orientierter Schlüssel zum Einsatz. Stufe 1 hat 
somit einen fi ktiven Charakter, dessen Aufgabe darin be-
steht, eine hypothetische Ausgangszuordnung zu erzeu-
gen, auf der der Angleichungsmechanismus ansetzt.

Horizontaler Ausgleich (Stufe 2): Finanzkraftmesszahl und 
Ausgleichsmesszahl: Nach Abschluss von Stufe 1 wird 
mithilfe dieser Ausgangszuordnung ein FKA vorgenom-
men, der zu Ab- oder Zuschlägen beim jeweiligen Lan-
desanteil an der Umsatzsteuer führt. Erst dann wird dem 
jeweiligen Land durch Bundeszuweisung sein Umsatz-
satzsteueraufkommen zugeordnet. Hierzu werden zwei 
Messzahlen errechnet, die anschließend gegenüberge-
stellt werden. Die Finanzkraftmesszahl (FKM) setzt sich 
aus den Steuern der Länder sowie den ausgleichserheb-
lichen Steuern der Gemeinden zusammen, wobei aus-
gleichserheblich bedeutet, dass nicht 100 %, sondern nur 
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Abbildung 5
Vergleich von Länderfi nanzausgleich (LFA)/Finanz-

kraftausgleich (FKA) nach Volumen und Finanzkraft

Quelle: BMF (o. J.); eigene Berechnungen und Darstellung.

75 % der gemeindlichen Steuerkraft einbezogen werden. 
Rund 32,7  Mrd.  Euro (in den Werten von 2022) bleiben 
dadurch unberücksichtigt (BMF, 2023). Diese künstliche 
Reduktion bewirkt, dass für Länder mit steuerstarken 
Gemeinden eine fi ktiv geringere Finanzkraft im FKA an-
gesetzt wird, wodurch sich insgesamt das Ausgleichs-
volumen reduziert. Für jedes Land wird der FKM eine 
Ausgleichsmesszahl (AMZ) gegenübergestellt, die eine 
Bedarfsgröße darstellt und eigens für den FKA ermittelt 
wird. Diese gibt die fi ktiven Einnahmen eines Bundes-
lands an, sofern diese den durchschnittlichen Einnahmen 
der Länder je Einwohner:in entsprochen hätten (§ 6 FAG). 
Dabei werden bei manchen Ländern die Einwohnerzah-
len mit einem landesspezifi schen Faktor, der zwischen 
1,02 und 1,35 liegt, veredelt. Eine Veredelung wird vorge-
nommen, um infrastrukturelle Nachteile in dicht besiedel-
ten Stadtstaaten und dünn besiedelten Flächenländern 
(Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern) zu berücksichtigen und entsprechend zu gewich-
ten. Der modifi zierte Einwohneransatz wird anschließend 
für die Errechnung der Landes- und Gemeindesteueran-
teile in der AMZ genutzt.

Horizontaler Ausgleich (Stufe 3): Zu- und Abschläge: FKM 
und AMZ werden anschließend miteinander verglichen. 
Zuschlagsberechtigt sind Länder, deren FKM unter ihrer 
AMZ liegt. Im konträren Fall muss ein Abschlag hingenom-
men werden. Die Höhe der Zuschläge beträgt 63 % der Dif-
ferenz zwischen AMZ und FKM; analog wird bei Abschlä-
gen 63 % der Diff erenz zwischen FKM und AMZ angesetzt. 
Diese horizontale Komponente des BFA, der FKA, hatte im 
Jahr 2022 ein Ausgleichsvolumen von rund 18,5 Mrd. Euro 
(BMF, 2023). Hiermit endet der FKA und damit die „soli-
darische“, horizontale Komponente der Länder im BFA. Im 

Weiteren gewährt der Bund aus seinen Mitteln verschie-
dene Zuweisungen. Hierunter fallen die (allgemeinen) BEZ, 
die die Finanzkraftunterschiede der Länder weiter verrin-
gern und die SoBEZ zum Ausgleich bestimmter Sonderlas-
ten. Diese sind außerhalb des FKA anzusetzen und werden 
hier aus diesem Grund nicht weiter beschrieben.2

Umfang des Finanzkraftausgleichs

Ein Vergleich des BFA über die Zeit wird durch seine wie-
derkehrenden Reformen erschwert. Dennoch können 
einzelne Aspekte auf der Metaebene herangezogen wer-
den, um Umfang und Belastung des ehemaligen LFA be-
ziehungsweise des jetzigen FKA darzustellen. Zunächst 
zeigt Abbildung 5 das Ausgleichsvolumen der horizonta-
len Komponente des BFA sowie die kumulierte Finanzkraft 
der Länder in Relation zueinander. Es wird evident, dass 
das horizontale Ausgleichsvolumen in einer Bandbreite 
von 13 % bis 19 % anteilig an der Finanzkraft der Länder 
(blaue Linie) liegt. Der scharfe Anstieg 2019 dürfte nicht 
zuletzt Folge der Verarbeitung der polyhaften Krisen im 
föderalen System sein. Umso ungleicher Krisen auf ein-
zelne Regionen wirken, desto größere Ungleichgewichte 
existieren im BFA, die über den FKA zumindest teilweise 
ausgeglichen werden. Dies ist jedoch keine Schwäche, 
sondern gerade der Vorteil im System: Eine Stabilisierung 
der fi nanziellen Verhältnisse der Länder kann nicht nur 
territoriale Ungleichheit in der Versorgung mit öff entlichen 
Gütern reduzieren, sondern erleichtert eine Makrosteu-
erung des Gesamtstaates. Eine mitunter überbordende 
Belastung kann bis hierher nicht festgestellt werden.

In der Pro-Kopf-Betrachtung zeigt sich der wachsende 
Anteil Bayerns, den der Freistaat für die horizontale Kom-
ponente im BFA aufzubringen hat. Dies muss jedoch der 
ebenfalls steigenden Finanzkraft gegenübergestellt wer-
den, die den einzelnen Ländern zur Verfügung steht. Hier-
durch lassen sich Belastungen in ein Verhältnis zur fi skali-
schen Kapazität setzen, anhand derer untersucht werden 
kann, ob eine überbordende Belastung des Bundeslands 
vorliegt. In Abbildung 6 werden die Beiträge der einzel-
nen Länder in Abhängigkeit ihrer jeweiligen Finanzkraft 
dargestellt. Dabei zeigt sich, dass Bayern mittlerweile 
den höchsten Anteil zu erbringen hat. Dieser lag jedoch 
bis 2007 unter dem relativen Anteil Hessens und Baden-
Württembergs und zeitweise unter dem relativen Anteil 
Hamburgs. Seit über zehn Jahren hat Bayern hingegen 
relativ zu seiner Finanzkraft den höchsten Anteil zu tra-
gen. Es kann jedoch konstatiert werden, dass es sich um 
einen moderaten Anstieg am aktuellen Rand beispiels-
weise im Vergleich zu Hamburg handelt.

2 Siehe zu den weiterführenden vertikalen Elemente des BFA z. B. Lenk 
et al. (2023).
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Bayerns Kritikpunkte unter dem Brennglas

Zwar ist die bayerische Klage noch nicht öff entlich zu-
gänglich, dennoch kann im Hinblick auf die Regierungs-
erklärung von Staatsminister Füracker abgeleitet werden, 
worauf die Klage im weitesten Sinne abzielen wird (Bay-
erischer Landtag, 2023). Der Minister fokussierte sich in 
seinen Auslassungen gegen den FKA insbesondere auf 
drei Themen: die Normierung der Grunderwerbsteuer, die 
Einwohnerveredelung und die Sonderbedarfszuweisun-
gen für Kosten der politischen Führung (SoBEZ).

Die Normierungsvorgänge im BFA sollen die Unabhängig-
keit des Ausgleichsmechanismus vor Steuergestaltungs-
spielräumen der Länder und Kommunen weitgehend absi-
chern (Glinka, 2022). Folgen dezentraler Entscheidungsfi n-
dungsprozesse gehen somit nicht zulasten oder zuguns-
ten der Solidargemeinschaft (Glinka, 2022). Insbesondere 
hinsichtlich der Grunderwerbsteuer ist dies notwendig, da 
den Ländern über Art. 105 Abs. 2a S. 2 GG seit 2007 zuge-
billigt wird, den Satz autonom zu setzen. Bayern hat hier 
mit einem Satz von 3,5 % den niedrigsten Steuersatz in der 
Ländergemeinschaft (BMF, 2023). Der Durchschnittssatz 
liegt für 2022 indes bei 5,2 % (BMF, 2023). Der normierte 
Ansatz für die Grunderwerbsteuer geht anschließend in die 
Berechnung der FKM ein, die wiederum für die Errechnung 
des FKA von entscheidender Bedeutung ist.

Für die Länder, die von ihrem verfassungsgemäßen Recht 
Gebrauch gemacht haben, den Steuersatz nicht zu er-
höhen, werden entsprechend mehr Einnahmen aus der 
Grunderwerbsteuer im LFA angerechnet, als sie tatsäch-
lich erzielen (Büttner und Görbert, 2017). Ein fi skalischer 
Anreiz kann darin liegen, den Steuersatz zu erhöhen, so-
fern die Länder dadurch höhere Steuereinnahmen sowie 

höhere Zuweisungen erhalten. Invers kann auch von einer 
Sanktionierung des eigenen Steuerpotenzials gespro-
chen werden: Bayern nutzt seinen Gestaltungsspielraum 
nicht aus, um seine Einnahmeposition zu verbessern.3

Wie sich eine Aufhebung der Normierung in der Grunder-
werbsteuer auswirken würde, zeigt Abbildung 7. Hier wird 
auf der rechten Skala dargestellt, welche länderspezifi -
schen Sätze für die Grunderwerbsteuer angesetzt werden. 
Der Normierungssatz liegt hierbei für das Jahr 2022 bei 
5,2 %. Für die Abbildung ist ermittelt worden, welche Ef-
fekte eine fehlende Normierung im FKA hätte. Dazu sind 
die Zu- und Abschläge im FKA im Basisszenario sowie in 
einem Szenario ohne Normierung berechnet worden. Im 
Vergleich zur derzeitigen Ausgestaltung könnte Bayern hier 
rund 51,7  Euro je Einwohner:in bzw. rund 689  Mio.  Euro 
einsparen. Auch für Sachsen und Hamburg ergeben sich 
aufgrund ihrer unterdurchschnittlichen Steuersätze 2022 
noch Hinzugewinne.4 Für die meisten Bundesländer wür-
den sich indes negative Eff ekte durch eine fehlende Nor-
mierung ergeben: Das Ausgleichsvolumen des FKA würde 
insgesamt um rund 657 Mio. Euro abnehmen – was einen 
politischen Kompromiss umso schwieriger machen dürfte.

Außerdem steht die Einwohnerveredelung in der Kritik. 
Diese wird für die AMZ herangezogen und dient der Be-
achtung von siedlungsstrukturellen Besonderheiten. In 
§ 7 Maßstäbegesetz – als gesetzlicher Rahmen – sind 
zwei Varianten der Einwohnerveredelung berücksich-
tigt: für die dünn besiedelten Flächenländer und die 
dicht besiedelten Stadtstaaten. Nach dem FAG werden 
die Einwohner:innen der Stadtstaaten mit einem Faktor 
von 1,35 höher gewertet (§ 9 FAG). Die Einwohner:innen 
Mecklenburg-Vorpommerns (1,05), Brandenburgs (1,03) 
und von Sachsen-Anhalt (1,02) werden auf kommunaler 
Ebene indes aufgrund ihrer weniger dichten Besiedelung 
ebenfalls höher gewichtet (§ 9 FAG).

Das Bundesverfassungsgericht (1999) urteilte hierzu, 
dass die These einer Einwohnerveredelung unter Hinzu-
nahme des Brechtschen bzw. Popitzschen Gesetzes von 
der progressiven Parallelität zwischen Ausgaben und der 
Bevölkerungsmassierung weder empirisch noch theore-
tisch haltbar sei (BVerfG - 2 BvF 2/98 - Rn. 1-347). Der 
daraus resultierende Prüfauftrag mündete in einem Gut-
achten zu abstrakten Mehrbedarfen. Die Autoren errech-
neten, dass eine Einwohnerveredelung durchaus zulässig 
und empirisch belegbar sei (Eltges et al., 2001). Hierbei 
errechnen sie einen Korridor zwischen 112 % und 147 %. 

3 Eine solche Art der Normierung ist in Deutschland im Rahmen vieler 
kommunaler Finanzausgleichssysteme nichts Ungewöhnliches.

4 Beide Länder haben jedoch zum 1. Januar 2023 ihre Sätze auf 5,5 % 
angehoben, wodurch diese hypothetischen Zugewinne bei einer Ab-
schaff ung der Normierung wahrscheinlich wegfallen würden.

Abbildung 6
Zahlungen im Finanzkraftausgleich in Relation zur 

Finanzkraftmesszahl der bisherigen „Geberländer“

Quelle: BMF (o. J.); eigene Berechnungen und Darstellung.
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Das (Stadtstaaten-)privileg kann somit zwar kritisch hin-
terfragt werden, hat aber bisher auch nach Gutachten 
verfassungsrechtlich standgehalten. Insbesondere gilt, 
dass Rangplatzvertauschungen bezogen auf die Pro-
Kopf-Einnahmen für die Beurteilung nicht relevant sind, 
solange die Gewichtung der Einwohner:innen als pau-
schaler Maßstab eines größeren Pro-Kopf-Finanzbedarfs 
toleriert wird (Scherf, 2023). Dennoch ist die Höhe der 
festgelegten Einwohnerveredelungszahlen strittig und vor 
dem Hintergrund der demografi schen Entwicklungen in 
den einzelnen Bundesländern kritikbehaftet.5 Durch die 
Einwohnerveredelung erhöht sich die AMZ: Im Vergleich 
zu einer AMZ ohne Einwohnergewichtung führt die Ein-
wohnerveredelung zu einer höheren Spreizung und folg-
lich zu höheren Mehrbedarfen.

Abbildung 8 zeigt die Eff ekte der Einwohnerveredelung 
auf die Zu- und Abschläge an der Umsatzsteuer in Euro je 
Einwohner:in. Insbesondere für die Stadtstaaten wäre die 
Aufhebung der Veredelung problematisch: Hier ergeben 
sich Verluste von rund 1.077 Euro je Einwohner:in im FKA. 
Für die übrigen Bundesländer werden Mehreinnahmen zu 
verzeichnen, da die AMZ der Stadtstaaten aufgrund der 
fehlenden Veredelungsfaktoren sinken würden. Hinsicht-
lich der Veredelung aufgrund der dünn besiedelten Flä-
chenländer zeigen sich unter dem Eindruck der Stadtstaa-
tenveredelung marginale Eff ekte. Dennoch erreichen diese 
in isolierter Betrachtung Wertstellungen zwischen -34 Eu-
ro je Einwohner:in (MV) und -13 Euro je Einwohner:in (ST) in 
den betroff enen Bundesländern. Bayern könnte seine Ab-
schläge an der Umsatzsteuer durch eine gänzliche Strei-
chung der Einwohnerveredelung um rund 1,2  Mrd.  Euro 
reduzieren. Durch die Verrechnung zwischen den Zu- und 

5 Hier stellt sich generell die Frage, inwiefern ein Demografi efaktor mit 
in die Betrachtung des BFA aufgenommen werden sollte, wie es in 
den kommunalen Finanzausgleichssystemen durchaus üblich ist. 
Durch die Neuregelung des BFA ähnelt dieser einem kommunalen 
vertikalen Finanzausgleich mit horizontaler Komponente.

Abschlägen verringert sich das absolute Volumen des 
FKA jedoch nur um rund 430 Mio. Euro.

Beide dargestellten Fälle sind Illustrationen von Extrem-
punkten: so ist nicht absehbar, dass weder die Einwohner-
veredelung noch die Normierung der Grunderwerbsteuer 
grundsätzlich zur Disposition stehen. Dennoch kann durch 
beide Beispiele dargestellt werden, über welche fi skali-
schen Summen diskutiert wird. Eine salomonische Lösung 
wird wohl in einem Kompromissvorschlag gefunden wer-
den, der zwar die hier aufgezeigten Mechanismen nicht 
grundsätzlich antastet, jedoch wie bei früheren Reformen 
auch zu diskretionären Einsparungen führen wird. Die So-
BEZ des Bundes sind für den FKA zwischen den Ländern 
nicht unmittelbar relevant und würden bei einer hypotheti-
schen Abschaff ung auch nicht zu einer Minderbelastung 
von Bayern führen. Hier kann die Überlegung angestrengt 
werden, dass Bayern vielmehr gegen die Empfängerlän-
der der Zuweisungen Verhandlungsmasse für eine Reform 
der obigen beiden Punkte sammeln möchte.

Fazit

Bei der aktuellen Kritik Bayerns am FKA sind insbesonde-
re die Normierung der Grunderwerbsteuer, die Einwohner-
veredelung, wie auch die SoBEZ für Kosten der politischen 
Führung in den Fokus der Betrachtung geraten. Zwei der 
drei Kritikpunkte sind dabei für den FKA relevant, einer für 
die Finanzkraft und der andere für die AMZ. Dabei zeigt sich, 
dass in einem Extremszenario mit der Abschaff ung beider 
Verfahren teils hohe fi skalische Mittel für einzelne Bundes-
länder frei würden, die Umsetzung sich jedoch als proble-
matisch erweisen dürfte. Ein großer Wurf ist mithin nicht zu 
erwarten: Das Volumen des FKA würde sich – wie gezeigt 
– zwar reduzieren, jedoch nicht in einem derart hohen Um-
fang, wie es von politischer Seite wohl angedacht ist. Zu-
dem haben beide Elemente durchaus ihre Berechtigung 
im BFA: Die Normierung der Grunderwerbsteuer als ein 

Abbildung 7
Normierung der Grunderwerbsteuer und Eff ekte im 

Finanzkraftausgleich

Quelle: BMF (2023); eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 8
Eff ekte der Einwohnerveredelung auf den 

Finanzkraftausgleich

Quelle: BMF (2023); eigene Berechnungen und Darstellung.
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Element zur Vermeidung eines „race-to-the-bottom“ über 
einen zu starken Wettbewerbsföderalismus und die Einwoh-
nerveredelung über die Inkludierung von überproportiona-
len Lasten in der Bereitstellung öff entlicher Güter aufgrund 
der Siedlungsstruktur. Auch die Belastung innerhalb des 
FKA hat aufzeigen können, dass sich diese im Hinblick auf 
die originäre Finanzkraft in Grenzen hält. In diesem Zusam-
menhang muss zudem auf das Postulat der gleichwertigen 
Lebensverhältnisse in unserer Verfassung hingewiesen wer-
den. Alle Gebietskörperschaften, ob Bund, Land oder Kom-
munen, haben ein basales Interesse an einem sozioökono-
mischen Frieden in Deutschland. Der BFA ist ein Instrument 
von vielen, diesen Frieden auf einer fi nanzwissenschaftli-
chen Basis mit abzusichern. Unter diesem Gesichtspunkt 
dürfte die Frage, ob es sich bei der erneuten Klage Bayerns 
um berechtigte Kritik am BFA, oder um Wahlkampff olklore 
handelt, recht einfach zu beantworten sein.
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Title: Fiscal Equalisation as a Means of Political Positioning
Abstract: The renewed complaint against the federal fi scal equalisation system on the part of the Bavarian state government shows 
the Bavarian determination to change the previous system. Among other things, the standardisation of the real estate transfer tax and 
the population refi nement, which are included in the calculation of the fi scal strength and equalisation measure within the framework of 
the fi scal equalisation system, are the focus. This article shows the importance of the federal fi scal equalisation per se and the burdens 
Bavaria is exposed to in the horizontal component. It becomes clear that, fi rst, the burden is not excessive and, second, that abolishing 
standardisation and refi nement is not feasible.
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Durch Sonderzahlungen, auch Sondervergütungen oder 
Sonderzuwendungen genannt, kann das Arbeitsentgelt 
(Grundentlohnung) von Arbeitnehmenden erheblich auf-
gestockt werden. Sonderzahlungen in Form hoher Bonus-
zahlungen stehen allerdings immer wieder in der Kritik, 
weil sie nicht in direktem Bezug zur erbrachten Arbeits-
leistung stehen, sondern häufi g eine Beteiligung am Er-
folg des Unternehmens darstellen, die nur Manager:innen 
oder Hochqualifi zierten zugutekommt (Struck et al., 2017). 
Sonderzahlungen wie Urlaubs- oder Weihnachtsgeld sind 
häufi g Teil von Tarifverträgen und sind bei Beschäftigten 
in nicht tarifgebundenen Betrieben seltener anzutreff en 
(WSI, 2019, 2020, 2023). Somit steht die These im Raum, 
dass der Bezug von Sonderzahlungen und dessen Höhe 
zwischen verschiedenen Beschäftigtengruppen ungleich 
verteilt ist und zur gesamten Einkommens ungleichheit 
in Deutschland beiträgt bzw. diese erhöht (Struck et al., 
2016; Grabka und Schröder, 2018).

Welche Beschäftigten in Deutschland aktuell Sonderzah-
lungen oder Boni beziehen und wie sich diese auf die Hö-
he und die Verteilung von Stundenlöhnen, Monats- und 
letztlich Jahresentgelten auswirken, ist weitgehend uner-
forscht. Weber und Beck (2015) zeigten die Verteilung von 
Sonderzahlungen im Jahr 2010 auf. Grabka und Schröder 
(2018) fanden im obersten Dezil der Bruttojahreslöhne um 
mehr als 20 % steigende reale Sonderzahlungen im Zeit-
raum zwischen 1991 und 2015. Vor diesem Hintergrund 
zeigen wir auf Basis der Verdienststrukturerhebung 2018 
aktuelle Ergebnisse zu den drei Forschungsfragen: Wel-
che Arbeitnehmer:innen erhalten Sonderzahlungen? In 
welchen Betrieben werden Sonderzahlungen gewährt? 
Und wie sind Sonderzahlungen verteilt?

Datenbasis

Die Verdienststrukturerhebung (VSE) 2018 (Statistisches 
Bundesamt, 2020)1 ist die aktuellste repräsentative Erhe-
bung in Deutschland, die verlässliche Informationen zur 
Höhe der Sonderzahlungen enthält.2 Ab der VSE 2010 
wurde die Erhebung von Sonderzahlungen in der amt-
lichen Statistik durch die Anpassung von §  4 des Ver-
dienststatistikgesetzes eingeführt. Die Daten weisen eine 
vergleichsweise hohe Genauigkeit vor allem im Rahmen 
der Sonderzahlungen auf, da sie meist aus der Perso-
nalverwaltung oder der Lohnabrechnung stammen und 
internen sowie externen Kontrollen unterliegen. Run-
dungs- oder Erinnerungsfehler können somit nicht auf-

1 Datenbasis für die hier vorgelegten Auswertungen ist das Scientifi c-
Use-File (SUF) zur Off -Site-Nutzung der VSE2018, DOI: 10.21242/621
11.2018.00.00.3.1.0.

2 2010 wurden in Deutschland erstmals valide Daten zur Verbreitung 
von Sonderzahlungen und ihrer Höhe in der VSE erhoben und von 
Weber und Beck (2015) ausgewertet. In der VSE 2010 sind Betriebe 
mit weniger als zehn Beschäftigten nicht enthalten.

PD Dr. Ralf Himmelreicher ist Privatdozent am Institut 

für Soziologie der FU Berlin und Senior Scientist in der 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 

(BAuA).

Dr. Clemens Ohlert ist Wissenschaftler in der 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 

(BAuA).



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
771

Analysen Arbeitsmarkt

treten. Während die Einkommensdaten als sehr präzise 
gelten, wurden die Angaben zur Arbeitszeit teilweise von 
den meldenden Betrieben geschätzt (Statistisches Bun-
desamt, 2020, 7). Zudem ist der Stichprobenumfang mit 
rund 1 Mio. Arbeitsverhältnissen aus etwa 60.000 Betrie-
ben hoch, sodass der Stichprobenfehler niedrig ausfällt. 
Die Erhebung war für die teilnehmenden Betriebe ver-
pfl ichtend, sodass Verzerrungen durch Selektion ausge-
schlossen werden können.3

In der VSE 2018 wird der gesamte Bruttojahresverdienst4 
und darunter separat auch die Höhe der jährlichen Son-
derzahlungen (sonstige Bezüge)5 in der Regel in den 
Lohnbüros der Betriebe summarisch erhoben. Feste 
Sonderzahlungen, wie z. B. ein tarifvertraglich geregel-
tes Weihnachtsgeld, wird dabei nicht von unsicheren und 
variablen Zahlungen wie Boni unterschieden. Eine diff e-
renzierte Erhebung beider Größen wäre wünschenswert, 
weil diese verschiedenen Anreize sowie unterschiedliche 
Beschäftigtengruppen betreff en (Leuze, 2013). Der hier 
analysierte Personenkreis repräsentiert erwerbstätige 
Personen im Alter von 18 bis einschließlich 65 Jahren, 
ohne Auszubildende, Praktikant:innen sowie Beschäftig-
te in Altersteilzeit. Durch die vorgenommene Eingrenzung 
der Untersuchungspopulation auf Arbeitnehmer:innen re-
sultiert ein Personenkreis von regulär Beschäftigten, die 
Sonderzahlungen beziehen können. Wenn es im Folgen-
den um die Verbreitung der Sonderzahlungen geht, be-
ziehen sich die Anteile auf diese Population von hochge-
rechnet 37,86 Mio. Arbeitnehmer:innen.

Verbreitung und Höhe der Sonderzahlungen nach 

individuellen und betrieblichen Merkmalen

2018 erhielten rund 24 Mio. Beschäftigte und damit ein 
Anteil von 63 % Sonderzahlungen in einer durchschnittli-
chen Höhe von 4.344 Euro.6 2014 bekamen 61,4 % der Be-

3 Weiterführende Informationen zur VSE fi nden sich auch in FDZ 
(2020a; 2020b) sowie in Dütsch et al. (2019).

4 „Als Bruttojahresverdienst des Kalenderjahres 2018 ist die Summe 
des im Kalenderjahr gezahlten Gesamtbruttoentgelts gemäß Ent-
geltbescheinigungsverordnung (EBV) § 1 Absatz 2 Nummer 2c) an-
zugeben. Hierbei handelt es sich in der Regel um die Summe aller im 
Kalenderjahr 2018 gezahlten laufenden und einmaligen Bezüge, dabei 
spielt es keine Rolle, ob es sich um steuerpfl ichtigen oder steuerfreien 
Verdienst handelt“ (FDZ, 2020a, 4).

5 „Als Sonderzahlungen des Kalenderjahres 2018 ist die Summe der im 
Kalenderjahr gezahlten sonstigen Bezüge des steuerpfl ichtigen Ar-
beitslohns gemäß Entgeltbescheinigungsverordnung (EVB) § 1 Absatz 
2 Nummer 2 a) anzugeben. Hierbei handelt es sich in der Regel um die 
Summe aller im Kalenderjahr 2018 gezahlten sonstigen Bezüge bzw. 
Einmalzahlungen (z. B. Urlaubs- und/oder Weihnachtsgeld), dabei 
spielt es keine Rolle, ob es sich um steuerpfl ichtigen oder steuerfreien 
Verdienst handelt“ (FDZ, 2020a, 4).

6 Die hochgerechneten Werte basieren auf tatsächlichen Fallzahlen für die 
defi nierte Population von 969.477 Arbeitnehmenden, von denen 625.058 
und damit ein Anteil von rund 64,47 % 2018 Sonderzahlungen erhalten hat.

schäftigten eine Sonderzahlung, wobei die durchschnittli-
che Höhe bei 4.066 Euro lag.7 2010 betrug die Summe der 
jährlichen Sonderzahlungen etwa 3.600 Euro und der An-
teil der Beschäftigten mit Sonderzahlungen belief sich auf 
Basis der VSE 2010 auf 76,7 % (Weber und Beck, 2015, 
60). Die Quote der Sonderzulagen lag 2014 und 2018 ver-
mutlich auch deshalb unter der von 2010, weil in der VSE 
2010 Betriebe mit weniger als zehn Beschäftigten nicht in 
die Erhebung einbezogen waren.

Die Anteile von Beschäftigten, die 2018 Sonderzahlungen 
erhalten haben, unterscheiden sich stark nach verschie-
denen individuellen Charakteristika (vgl. Tabelle 1). Män-
ner bekommen mit rund 66 % um etwa 6 Prozentpunkte 
häufi ger Sonderzahlungen vergütet als Frauen; zudem 
sind die Sonderzahlungen der Männer mit knapp 5.600 
Euro annähernd doppelt so hoch wie die der Frauen. Die-
ses Ergebnis ergibt sich aus deutlich höheren Sonderzah-
lungen bei Männern in Westdeutschland, während in Ost-
deutschland die Sonderzahlungen bei den Frauen etwas 
häufi ger ausbezahlt werden als bei den Männern, jedoch 
bei den ostdeutschen Frauen mit im Durchschnitt rund 
2.200 Euro pro Jahr besonders niedrig ausfallen. Hin-
sichtlich ihres Alters sind es vor allem jüngere Beschäf-
tigte unter 25 Jahren, bei denen weniger als die Hälfte 
Sonderzahlungen erhalten. In den darüber liegenden Al-
tersgruppen zwischen 35 und unter 65 Jahren beziehen 
jeweils mehr als 60 % aller Arbeitnehmer:innen Sonder-
zahlungen, wobei die höchsten Sonderzahlungen bei den 
Beschäftigten im Alter von 45 bis 55 Jahren eine durch-
schnittliche Höhe von rund 5.100 Euro im Jahr haben. 

Zudem sind ausgeprägte Unterschiede je nach berufl i-
cher Bildung festzustellen: Höher Qualifi zierte bekommen 
tendenziell häufi ger und höhere Sonderzahlungen als 
Beschäftigte mit geringerer berufl icher Qualifi kation. Ar-
beitgebende nutzen off enbar Sonderzahlungen vor allem 
als Anreizinstrument bei höher qualifi zierten Beschäftig-
ten, während geringer Qualifi zierte selten und im Regelfall 
niedrigere Sonderzahlungen erhalten (Pannenberg und 
Schröder, 2000). Über drei Viertel der Beschäftigten mit 
einer wöchentlichen Arbeitszeit zwischen 35 und 40 Stun-
den beziehen Sonderzahlungen in einer durchschnittli-
chen Höhe von 5.358 Euro. Dieser Anteil ist im Vergleich 
zu Beschäftigten mit geringerer wöchentlicher Arbeitszeit 
deutlich höher. Bei überlangen wöchentlichen Arbeitszei-
ten jenseits von 40 Stunden pro Woche sind allerdings 
geringere Beschäftigtenanteile mit Sonderzahlungen 
festzustellen, zudem liegen geringere Sonderzahlungen 
als bei Beschäftigten im Normalarbeitsverhältnis vor. Le-
diglich 7 % aller Minijobber erhalten Sonderzahlungen in 
einer durchschnittlichen Höhe von 280 Euro pro Jahr.

7 Eigene Berechnungen auf Basis der VSE 2014.
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Auch nach verschiedenen betrieblichen Merkmalen gibt 
es deutliche Unterschiede im Anteil der Beschäftigten, die 
2018 Sonderzahlungen erhalten haben sowie der Höhe der 
jeweiligen Sonderzahlungen (vgl. Tabelle 2). In Betrieben 
mit Tarifbindung liegen die Anteile der Beschäftigten mit 
Sonderzahlungen bei 80 % und damit etwa 25 Prozent-
punkte höher als bei jenen Beschäftigten, die in Betrieben 
ohne Tarifbindung arbeiten. Dieser Befund wird tendenzi-
ell auch von Analysen aus dem WSI-Tarifarchiv gestützt, 
wonach insgesamt 47 % aller Beschäftigten Sonderzah-
lungen erhalten, mit Tarifvertrag sind es 74 % (WSI, 2023). 
Bemerkenswert ist allerdings der Befund, dass die Höhe 
der durchschnittlichen Sonderzahlungen pro Jahr in nicht 
tarifgebundenen mit 4.457 Euro um knapp 400 Euro hö-
her ausfällt als in tarifgebundenen Betrieben. Dies dürfte 
darauf zurückzuführen sein, dass in nicht tarifgebundenen 
Betrieben vor allem höher Qualifi zierte und besser Verdie-
nende Sonderzahlungen erhalten.

In kleinen und mittleren Betrieben mit weniger als 50 Be-
schäftigten erhalten lediglich 39 % der Beschäftigten Son-
derzahlungen in einer durchschnittlichen Höhe von 3.345 
Euro. In Betrieben mit 50 bis 250 Beschäftigten bekom-
men gut zwei Drittel der Belegschaft Sonderzahlungen 
vergütet und in Großbetrieben mit 250 und mehr Beschäf-
tigten sind es 84 %. Mit durchschnittlichen Sonderzah-
lungen von 5.782 Euro bezahlen Großbetriebe der Privat-
wirtschaft auch die höchsten jährlichen Sonderzahlungen 
(Pannenberg und Schröder, 2000). Im Vergleich dazu weit 
abgeschlagen befi ndet sich der öff entliche Dienst mit im 
Durchschnitt 2.309 Euro. Vor allem Frauen, die in nicht 
tarifgebunden kleineren Betrieben in Ostdeutschland be-

Tabelle 1
Individuelle Charakteristika der Beschäftigten mit 

Sonderzahlungen 2018

Anteile in % und durchschnittliche Beträge pro Jahr in Euro (Mittelwerte)

Gewichtete Anteile. Bezugsjahr 2018. Untersuchungspopulation: Alter 
von 18 bis einschließlich 65 Jahre. Berlin ist Ostdeutschland zugeordnet.

Quelle: FDZ-SUF-VSE 2018; eigene Berechnungen..

in % Beträge in Euro

Gesamt 63 4.344

Geschlecht Frauen 60 2.898

Männer 66 5.584

Region West 64 4.588

Ost 62 2.683

Alter 18 bis < 25 44 2.086

25 bis < 35 62 3.349

35 bis < 45 64 4.582

45 bis < 55 67 5.111

55 bis < 65 65 4.441

Bildung Kein Abschluss 47 2.271

Ausbildung 65 3.498

Meister/Techniker 70 6.255

Bachelor 60 4.980

Diplom/Master 69 8.171

Wöchentliche 
Arbeitszeit in 
Stunden

Minijob 7 280

< 20 59 1.475

20 bis < 35 69 2.417

35 bis < 40 77 5.358

40+ 55 4.168

Tabelle 2
Betriebliche Charakteristika der Beschäftigten mit 

Sonderzahlungen im Jahr 2018

Anteile in % und durchschnittliche Beträge pro Jahr in Euro (Mittelwerte)

Gewichtete Anteile. Bezugsjahr 2018. Untersuchungspopulation: Alter 
von 18 bis einschließlich 65 Jahre. Berlin ist Ostdeutschland zugeordnet.

Quelle: FDZ; eigene Berechnungen.

in %
Beträge in 

Euro

Gesamt 63 4.344

Tarifbindung Ja 80 4.071

Nein 55 4.457

Betriebs-
größe

< 50 39 3.345

50 bis < 250 68 3.777

250+ 84 5.782

k. A./öff entlicher Dienst 73 2.309

Wirtschafts-
zweige

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 30 2.363

Bergbau, Energie, Wasser 86 6.372

Verarbeitendes Gewerbe 81 6.146

Baugewerbe 60 2.827

Großhandel, Kfz-Handel und 
-reparatur 66 5.546

Einzelhandel 54 2.280

Verkehr und Lagerei 59 3.256

Information und Kommunikation 64 9.117

Gastgewerbe 23 1.446

Finanzdienstleistungen 85 9.486

Wissenschaft, freiberufl iche 
Dienstleistungen 50 5.091

Erziehung, Unterricht 70 2.054

Gesundheits-, Sozialwesen 68 2.347

Sonstige Dienstleistungen 31 2.608

Öff entliche Verwaltung 73 2.581
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schäftigt sind, erhalten im Vergleich zu den Männern sel-
tener und vor allem niedrigere Sonderzahlungen.8

Hinsichtlich des Anteils der Beschäftigten mit Sonderzah-
lungen liegen die Wirtschaftszweige Bergbau, Energie, 
Wasser, die Finanzdienstleistungen und das verarbeiten-
de Gewerbe, jeweils Branchen mit hoher Tarifbindung, 
mit einem Anteil von mehr als 80 % an der Spitze, auch 
hinsichtlich der Höhe der jährlichen Sonderzahlungen, die 
bei Banken und Versicherungen (Finanzdienstleistungen)
knapp an 10.000 Euro pro Jahr heranreichen. Am Ende der 
Skala befi nden sich Beschäftigte in der Landwirtschaft, im 
Gastgewerbe und solche im Bereich Sonstige Dienstleis-
tungen, mit einem Anteil von teilweise weniger als 30 % 
und überwiegend geringer Höhe der Sonderzahlungen. 
Zusammenfassend sind höhere Anteile von Beschäftigten 
mit Sonderzahlungen bei folgenden Kombinationen der 
Charakteristika besonders wahrscheinlich: höher qualifi -
zierte westdeutsche Männer, die in größeren Betrieben im 
produzierenden Gewerbe, im Bergbau, Energie, Wasser 
oder bei Finanzdienstleistern mit Tarifbindung9 arbeiten.

Insgesamt fällt auf, dass die Höhe der Sonderzahlungen 
bei Männern in jeder der betrachteten Beschäftigten-
gruppen deutlich über jenen der Frauen liegt, vor allem in 
Westdeutschland. Bemerkenswert sind die Unterschie-
de zwischen Ost- und Westdeutschland sowie zwischen 
Männern und Frauen: Im Westen liegt der Anteil der Be-
schäftigten mit Sonderzahlungen bei Männern rund 7 Pro-
zentpunkte über dem der Frauen. Im Osten ist es umge-
kehrt und der Anteil der Frauen mit Sonderzahlungen liegt 
um 2 Prozentpunkte über dem der Männer. Und während 
im Westen die Höhe der Sonderzahlungen der Männer die 
der Frauen pro Jahr um durchschnittlich 2.900 Euro über-
steigt, ist diese Diff erenz im Osten mit 944 Euro deutlich 
geringer. Vor diesem Hintergrund dürfte der Eff ekt von 
Sonderzahlungen auf den Gender-Pay-Gap insgesamt 
erhöhend ausfallen, jedoch insbesondere, wie auch ande-
re Studien gezeigt haben (Frommert et al., 2021), liegt der 
Gender-Pay-Gap im Westen deutlich über dem im Osten.

Multivariate Auswertungen bestätigen die deskriptiven 
Befunde zu den Zusammenhängen individueller und be-
trieblicher Merkmale zum Erhalt und der Höhe der Son-
derzahlungen größtenteils. Auch in Bezug auf den Anteil 
der Sonderzahlungen am Jahreseinkommen zeigen sich 

8 In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, dass sich die Beschäf-
tigung von Frauen 2018 eher auf kleinere Betriebe konzentriert: rund 
37 % (34 %) der Frauen (der Männer) arbeiten in Betrieben mit weniger 
als 50 Beschäftigten, während etwa 30 % (34 %) der Frauen (der Män-
ner) in Betrieben mit mehr als 250 Beschäftigten tätig sind (eigene Be-
rechnungen auf Basis der VSE 2018).

9 Zum Einfl uss der Tarifbindung auf den Anteil der Beschäftigten, die 
Sonderzahlungen erhalten, siehe auch WSI (2020).

qualitativ sehr ähnliche Ergebnisse wie in Bezug auf de-
ren absolute Höhe.10

Verteilung von Sonderzahlungen

Eine weitere relevante Frage ist, wie sich Sonderzahlun-
gen entlang der Grundentlohnung verteilen und welchen 
Beitrag Sonderzahlungen zur Einkommensungleichheit 
in Deutschland leisten. Im Folgenden wird die Verteilung 
von Sonderzahlungen entlang der Stundenlöhne darge-
stellt, um Beschäftigtengruppen mit unterschiedlichen 
wöchentlichen Arbeitszeiten hinsichtlich ihrer Arbeits-
entgelte vergleichen zu können. Die Bruttostundenlöhne 
wurden berechnet, indem Monatsentgelte ohne Zuschlä-
ge durch monatliche bezahlte Arbeitsstunden ohne Über-
stunden dividiert wurden (Dütsch et al., 2019). Die Brutto-
stundenlöhne wurden ihrer Höhe nach in Dezile unterteilt. 
Das 1. Dezil liegt mit 9,73 Euro über dem 2018 geltenden 
gesetzlichen Mindestlohn von 8,84 Euro, das 2. Dezil ent-
spricht etwa der Höhe des Niedriglohns (2/3 des Medi-
anlohns) mit 10,89 Euro und das 5. Dezil entspricht dem 
Medianlohn in Höhe von 16,52 Euro brutto pro Stunde.11

Sowohl in Westdeutschland (vgl. Abbildung 1, linke Seite), 
als auch in Ostdeutschland (vgl. Abbildung 2, linke Sei-
te) sind mit höheren Löhnen ebenfalls höhere Anteile von 
Beschäftigten mit Sonderzahlungen festzustellen. Deren 
Verbreitung ist insbesondere im untersten Dezil der Löh-
ne (Mindestlohnbereich) sehr gering und auch im 2. und 3. 
Dezil der Stundenlöhne deutlich geringer ausgeprägt, als 
in höheren Lohnbereichen. Abgesehen vom ersten Dezil 
liegt der Anteil der Männer mit Sonderzahlungen über 
jenem der Frauen. Jenseits des 5. Lohndezils beziehen 
zwischen 70 % und 80 % der männlichen und weiblichen 
Beschäftigten Sonderzahlungen.

Die Höhe der Sonderzahlungen in Euro pro Jahr steigt in 
Westdeutschland mit der Höhe der Löhne stetig an (vgl. 
Abbildung 1, rechte Seite). Dieser Eff ekt dürfte in einem 
Zusammenhang damit stehen, dass sich viele Sonder-
zahlungen an der Höhe der Arbeitsentgelte orientieren 
und als relativer Anteil daran bemessen werden. Die Hö-
he der Sonderzahlungen von Männern liegt entlang der 
gesamten Lohnverteilung stets über jener von Frauen. 
Insbesondere bei Männern sind im 9. und 10. Dezil pro-
gressiv steigende Sonderzahlungen zu konstatieren, die 
auf die Zahlung erheblicher Boni hindeuten.

Die Verteilung der Höhe der Sonderzahlungen fällt in 
Ostdeutschland teilweise ähnlich aus, jedoch sind auch 

10 Diese Berechnungen sind hier nicht dargestellt, siehe hierzu Himmel-
reicher et al. (2023).

11 Eigene Berechnungen auf Basis der VSE 2018.
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drei Unterschiede festzustellen (vgl. Abbildung 2, rech-
te Seite). In Ostdeutschland kommen Sonderzahlungen 
erstens vor allem im untersten Dezil häufi ger vor als im 
Westen. Zweitens liegt in Ostdeutschland die Höhe der 
Sonderzahlungen in den Lohndezilen stets unter jenen 
der westdeutschen Beschäftigten. Zu tendenziell ähn-
lichen Befunden kommen Auswertungen auf Basis des 
WSI-Tarifarchivs (WSI, 2019). Drittens sind auch im Osten 
im 10. Dezil die höchsten Sonderzahlungen festzustellen, 
allerdings auf deutlich niedrigerem Niveau als im Westen.

Fazit

In dieser Studie wurden erstmals repräsentative Daten zur 
Verbreitung und Höhe der Sonderzahlungen anhand der 
VSE 2018 umfassend ausgewertet. Insgesamt erhielten 
2018 rund 63 % der Arbeitnehmer:innen Sonderzahlungen 
in einer Höhe von durchschnittlich 4.300 Euro pro Jahr. 
Im Mindest- und Niedriglohnbereich sowie bei geringfü-
gig Beschäftigten spielen Sonderzahlungen lediglich eine 
marginale Rolle. Bei höherqualifi zierten Vollzeitbeschäftig-
ten in der Mitte sowie im späteren Erwerbsleben sind die 
Anteile der Beschäftigten mit Sonderzahlungen am höchs-
ten. Deutlich wurde zudem, dass Frauen im Vergleich zu 
Männern weniger häufi g und ein deutlich niedrigeres Ni-
veau von Sonderzahlungen erhalten. Insofern wird deut-
lich, dass Sonderzahlungen die Einkommensungleichheit 
und den Gender-Pay-Gap tendenziell vergrößern.

In größeren Betrieben mit Tarifbindung, vor allem im 
Sektor Finanzdienstleistungen, liegen die Anteile der 
Beschäftigten mit Sonderzahlungen auf hohem Niveau. 
Weit abgeschlagen hinsichtlich der Anteile der Beschäf-

tigten mit Sonderzahlungen fi nden sich die Kleinbetriebe 
der Gastronomie, die Land- und Forstwirtschaft samt Fi-
scherei sowie sonstige Dienstleistungen, in denen weni-
ger als jeder Dritte beschäftigte Sonderzahlungen erhält. 
In Bezug auf die Höhe der Sonderzahlungen kumulieren 
Chancen wie Risiken. Ist die Verbreitung im Betrieb so-
wie das individuelle Einkommen hoch, dann können die 
Sonderzahlungen 10.000 Euro pro Jahr übersteigen. In 
den obersten Perzentilen übersteigen die Sonderzah-
lungen von westdeutschen Männern sogar Werte von 
über 40.000 Euro. Sind die Stundenlöhne und die wö-
chentliche Arbeitszeit niedrig, ist meist die Verbreitung 
von Sonderzahlung vergleichsweise niedrig und die jähr-
lichen Sonderzahlungen übersteigen kaum Werte über 
1.000 Euro.

In Bezug auf den Zusammenhang von betrieblichen und 
individuellen Charakteristika ist zu vermuten, dass sich 
vor allem qualifi zierte Beschäftigte in Betriebe mit ho-
her Tarifbindung und hohem Lohnniveau sortieren. Um-
gekehrt dürfte es vor allem geringer Qualifi zierten kaum 
gelingen, ein Beschäftigungsverhältnis in solchen Be-
trieben aufnehmen zu können. Auf ausgesprochen star-
ke betriebliche Eff ekte, die oftmals deutlich stärker als 
individuelle Charakteristika, wie der eigenen Bildung lie-
gen, haben auch Dütsch und Himmelreicher (2020) sowie 
Dütsch et al. (2023) hingewiesen. Solche Eff ekte weisen 
auch auf die Bedeutung des regionalen Kontextes und 
der dort ansässigen Betriebe hin. In diesem Zusammen-
hang zeigt sich, dass gerade in Kleinbetrieben beschäf-
tigte Geringverdiener:innen von obligatorischen Sonder-
zahlungen, wie sie tarifvertragliche Regelungen vorsehen, 
besonders profi tieren würden.

Abbildung 1
Sonderzahlungen in Westdeutschland 2018 nach 

Dezilen der Bruttostundenlöhne

Gewichtete Anteile. Bezugsjahr 2014. Untersuchungspopulation: 18 bis 
einschließlich 65 Jahre, ohne Auszubildende und Beschäftigte in Alters-
teilzeit. Berlin ist Ostdeutschland zugeordnet. D1-D10: Dezile der Brutto-
stundenlohnverteilung.

Quelle: FDZ; eigene Berechnungen.

Abbildung 2
Sonderzahlungen in Ostdeutschland 2018 nach 

Dezilen der Bruttostundenlöhne

Gewichtete Anteile. Bezugsjahr 2018. Untersuchungspopulation: Alter 
von 18 bis einschließlich 65 Jahre, ohne Auszubildende und Beschäftigte 
in Altersteilzeit. Berlin ist Ostdeutschland zugeordnet. D1-D10: Dezile der 
Bruttostundenlohnverteilung.

Quelle: FDZ; eigene Berechnungen.
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In unserer Studie konnte lediglich die Summe der Son-
derzahlungen insgesamt untersucht werden. Nicht unter-
sucht werden konnte deren Zusammensetzung nach z. B. 
tarifl ichen Sonderzahlungen oder individuell ausgehan-
delten Boni. Zudem liegen keine Informationen über zu-
sätzliche Sachleistungen oder zusätzlichen arbeitgeber-
fi nanzierten Formen der betrieblichen Altersvorsorge vor. 
Sofern Sonderzahlungen von den Beschäftigten anteilig 
oder insgesamt im Rahmen der Entgeltumwandlung in die 
betriebliche Altersvorsorge transferiert werden, reduziert 
sich die Höhe der Sonderzahlungen entsprechend (Gey-
er und Himmelreicher, 2022). Diese Limitationen unserer 
Analyse, die mit Selektionseff ekten für bestimmte Be-
schäftigtengruppen einhergehen, weisen gleichzeitig auf 
den erheblichen Forschungsbedarf im Bereich von be-
trieblichen Sonderzahlungen hin.
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Die Ertragsteuerbelastung von 
Kapitalgesellschaften in Deutschland
Deutschland ist im internationalen Vergleich ein Hochsteuerland. So liegt die Tarifbelastung 
deutscher Kapitalgesellschaften mit etwa 30 % um fast 10 Prozentpunkte oberhalb des 
EU-Durchschnitts. Teilweise wird vermutet, dass die tatsächliche Steuerbelastung von den 
Unternehmen aufgrund von Steuerplanung und Gewinnverlagerung erheblich reduziert 
wird. Dieser Beitrag zeigt allerdings auf Basis von Angaben aus der Körperschaft- und der 
Gewerbesteuerstatistik, dass die tatsächliche Steuerbelastung aufgrund einer unvollständigen 
Verlustverrechnung, dem eingeschränkten Abzug von Finanzierungsausgaben sowie der 
(teilweisen) Besteuerung von Dividenden, sogar um 5 bis 12 Prozentpunkte oberhalb der 
Tarifbelastung liegen kann.
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Wie hoch ist die Steuerbelastung deutscher Kapitalge-
sellschaften tatsächlich? Diese Frage ist sowohl steuer-
politisch als auch wissenschaftlich von großer Relevanz. 
Steuerpolitisch wurde in der jüngeren Vergangenheit der 
Ruf nach einer Absenkung der Steuerbelastung von Kapi-
talgesellschaftsgewinnen laut (vgl. z. B. zuletzt die Wahl-
programme von CDU/CSU und FDP zur vergangenen 
Bundestagswahl). Andererseits wird eine Verschärfung 
der Anforderungen an die steuerliche Transparenz, wie 
z. B. die Einführung eines öff entlichen Country-by-Coun-
try-Reportings, nicht zuletzt damit begründet, dass mul-
tinationale Konzerne Gewinne aus Deutschland heraus-
zuverlagern scheinen und auf diesem Wege ihre eff ektive 
Steuerbelastung deutlich senken (BMF, 2021).

Im wissenschaftlichen Diskurs ist insbesondere die Frage 
nach einer sachgerechten Bestimmung und Interpretation 
eff ektiver Steuerbelastungen jüngst in den Fokus gerückt. 
Üblich ist die Ermittlung von Steuerquoten auf Basis von 
veröff entlichten Jahresabschlussdaten, indem die Steuer-
zahlung (Cash-ETR) bzw. der Steueraufwand (GAAP-ETR) 
ins Verhältnis zum Vorsteuerergebnis gesetzt wird. Der Aus-

sagegehalt dieser eff ektiven Steuerquoten (Eff ective Tax 
Rates, ETR) hängt bereits von der verwendeten Datenbasis 
ab. Während bei der Verwendung von Konzernabschlüssen 
die resultierende ETR die durchschnittliche Steuerbelastung 
der in- und ausländischen Gesellschaften des Konzerns und 
somit auch die Auswirkungen von Gewinnverlagerungen ins 
Ausland widerspiegelt, erfassen ETRs auf Basis von unkon-
solidierten Abschlüssen isoliert die Steuerbelastung der je-
weiligen (deutschen) Gesellschaft.

Janský (2019) sowie Huber und Maiterth (2020) ermitteln 
eff ektive Steuerbelastungen auf Basis unkonsolidierter 
Jahresabschlüsse, um zu zeigen, inwiefern die Belas-
tung von Kapitalgesellschaften in Deutschland unterhalb 
der Tarifbelastung von etwa 30 % liegt. Die heterogenen 
Schlussfolgerungen dieser beiden Papiere zeigen, dass 
die Interpretation der resultierenden Steuerbelastungen 
nicht trivial ist. So refl ektieren eff ektive Steuerbelastun-
gen auf Basis unkonsolidierter Jahresabschlüsse gera-
de nicht die Auswirkungen von Gewinnverlagerungen 
ins Ausland, da diese gleichermaßen den Zähler und den 
Nenner der Steuerbelastung beeinfl ussen. Ferner muss 
für eine sachgerechte Einordnung der rechnerisch ermit-
telten Steuerbelastungen danach diff erenziert werden, ob 
Einkünfte aufgrund „echter“ Steuervergünstigungen oder 
aus systematischen Gründen freigestellt werden, wie dies 
beispielsweise beim Dividendenprivileg (§ 8b KStG) oder 
der gewerbesteuerlichen Freistellung von Gewinnanteilen 
aus Personengesellschaften der Fall ist.1 Henry und San-
sing (2018) verweisen zudem auf die große Relevanz der 

1 Auf die Probleme im Zusammenhang mit der Erfassung von Beteili-
gungseinkünften weisen auch Blouin und Robinson (2021) hin. Sie zei-
gen, dass aus diesem Grund bisherige Schätzungen zur Gewinnverla-
gerung US-amerikanischer Unternehmen deutlich zu hoch ausfallen.
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Abbildung 1
Entwicklung tarifl icher Steuersätze

Quelle: KPMG, Corporate Tax Rate Tables, https://home.kpmg/xx/en/
home/services/tax/tax-tools-and-resources/tax-rates-online/corporate-
tax-rates-table.html (26. September 2023).

Bilanzierung und Bewertung von steuerlichen Verlustvor-
trägen bei der Einordnung eff ektiver Steuerbelastungen. 
Das Ausmaß, in dem derartige Eff ekte die eff ektiven Steu-
erbelastungen beeinfl ussen, ist den handelsrechtlichen 
Jahresabschlüssen regelmäßig nicht in vollem Umfang zu 
entnehmen. So fehlt es in vielen Fällen an einer detaillier-
ten Aufschlüsselung des Finanzergebnisses sowie einer 
Off enlegung der exakten bilanziellen Folgen steuerlicher 
Verlustvorträge. Dieser Beitrag wählt daher einen ande-
ren Ansatz und quantifi ziert die durchschnittliche Ertrag-
steuerbelastung deutscher Kapitalgesellschaften auf Ba-
sis der aggregierten Angaben aus der amtlichen Körper-
schaftsteuer- und Gewerbesteuerstatistik für die Jahre 
2015 und 2016. 

Ansätze zur Messung der Steuerbelastung von 

Unternehmen und Ergebnisse für Deutschland

Die nominelle Steuerbelastung deutscher Kapitalgesell-
schaften ist im internationalen Vergleich hoch. Während 
die Mehrzahl der EU- und G20-Staaten in den vergange-
nen Jahren die Steuerbelastung für Kapitalgesellschaften 
reduziert hat, ist das Steuerniveau in Deutschland seit der 
Unternehmensteuerreform 2008 nahezu unverändert ge-
blieben bzw. aufgrund leicht ansteigender Gewerbesteu-
erhebesätze sogar geringfügig gestiegen. Diese im inter-
nationalen Vergleich hohe Tarifbelastung deutscher Kapi-
talgesellschaften beeinträchtigt die Wettbewerbsposition 
deutscher Unternehmen, kann als Hemmnis für Innova-
tion wirken und die Attraktivität Deutschlands als Inves-
titionsstandort herabsetzen (vgl. für den Zusammenhang 
von Steuern und Direktinvestitionen z. B. die Meta-Studie 
von Feld und Heckemeyer (2011)).

Diese Entwicklung der tarifl ichen Belastung von Kapi-
talgesellschaftsgewinnen in Deutschland und – im Ver-
gleich hierzu – im EU- und OECD-Durchschnitt zeigt Ab-
bildung  1. Während die Mehrbelastung in Deutschland 

im Vergleich zum EU-Durchschnitt (OECD-Durchschnitt) 
im Jahr 2011 lediglich 6,79 Prozentpunkte (3,95 Prozent-
punkte) betrug, ist diese Steuersatzdiff erenz in den ver-
gangenen zehn Jahren auf 9,29 (7,19 Prozentpunkte) an-
gewachsen. Klar ist, dass Tarifsteuersätze nur einen ein-
zelnen Steuerrechtsparameter berücksichtigen und die 
Aussagekraft dementsprechend begrenzt ist.2

Eff ektive Durchschnittsteuerbelastungen auf Basis der 
neoklassischen Investitionstheorie ermitteln sich als 
Steuerbelastung für ein fi ktives Investitionsobjekt und 
berücksichtigen neben den tarifl ichen Steuersätzen aus-
gewählte relevante Bemessungsgrundlagenvorschriften, 
wie die steuerliche Abschreibung von materiellem und im-
materiellem Anlagevermögen, die Vorratsbewertung oder 
die steuerliche Behandlung von Finanzanlagen (Devereux 
und Griffi  th, 1999; Schreiber et al., 2002). Abbildung 2 
verdeutlicht die Entwicklung der eff ektiven Durchschnitt-
steuerbelastung nach dem Modell von Devereux und 
Griffi  th (1998) im Zeitablauf. Für Deutschland liegen die 
eff ektiven Durchschnittsteuerbelastungen durchgehend 
unterhalb der Tarifbelastung. Die (zunehmende) Mehrbe-
lastung gegenüber dem EU-Durchschnitt zeigt sich aller-
dings auch bei diesem Belastungsmaß deutlich.

Tarifbelastungen und die investitionstheoretischen Belas-
tungsmaße haben den Vorteil, dass sie von den konkreten 
Eigenschaften der Unternehmen abstrahieren und dem-
entsprechend einen unverfälschten Vergleich der Steuer-
belastungen zwischen Ländern in Bezug auf die einbezo-
genen Steuervorschriften erlauben. Allerdings impliziert 
die Abstraktion von konkreten Unternehmensmikrodaten, 
dass die Relevanz und Auswirkung bestimmter Steuervor-
schriften (z. B. Relevanz von steuerlichen Abschreibungen 

2 Andererseits wird den tarifl ichen Steuersätzen z. B. vom Wissen-
schaftlichen Beirat des BMF (2007, 12) eine besondere Signalwirkung 
für Investitionsentscheidungen zugesprochen.
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Abbildung 2
Entwicklung eff ektiver Durchschnittsteuersätze

Quelle: ZEW (2021), Eff ective Tax Levels using the Devereux / Griffi  th 
methodology – Final Report 2020, Project for the EU Commission TA-
XUD/2020/DE/308, Mannheim.
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abhängig von Anlagenintensität, Relevanz der Zinsschran-
ke abhängig von der konkreten Finanzierungsstruktur) nur 
annahmegestützt berücksichtigt werden kann. Die Be-
rücksichtigung anderer Steuervorschriften (z. B. steuerli-
che Verlustverrechnung) ist aufgrund der Modellprämis-
sen ausgeschlossen (Schreiber et al., 2002, 17).

Derartige Einfl üsse lassen sich in gewisser Weise über 
Steuerquoten (ETRs) auf Basis veröff entlichter handels-
bilanzieller Daten erfassen. Werden diese auf Basis von 
Konzernabschlüssen ermittelt, so refl ektieren die ETRs 
auch die Ausnutzung des internationalen Steuerbelas-
tungsgefälles (Huber und Maiterth, 2020). Janský (2019) 
sowie Huber und Maiterth (2020) ermitteln die Steuerbe-
lastung anhand von empirischen Steuerquoten auf Basis 
veröff entlichter unkonsolidierter Jahresabschlüsse deut-
scher Kapitalgesellschaften. Hierbei kommt Janský (2019) 
für deutsche Kapitalgesellschaften auf eine durchschnitt-
liche Steuerbelastung von knapp 20 %. Huber und Mai-
terth (2020) und Hentze (2019) zeigen, dass diese geringe 
Steuerquote insbesondere ein Ergebnis der verwende-
ten Methodik und der Sample-Auswahl darstellt. Sowohl 
Huber und Maiterth (2020) als auch Hentze (2019) zeigen 
anhand eigener Berechnungen, dass bei sachgerechter 
Berücksichtigung dieser Faktoren die durchschnittliche 
Steuerbelastung nahe der tarifl ichen Belastung liegt. Die 
geringe Steuerquote bei Janský (2019) sollte daher nicht 
auf Steuervermeidung zurückzuführen sein, sondern viel-
mehr das Ergebnis von steuerfreien Betriebseinnahmen 
sowie der unvollständigen steuerlichen Verlustverrech-
nung sein (vgl. so auch Bräutigam et al., 2019).

Insgesamt verdeutlicht diese Diskussion, dass die Ver-
wendung handelsrechtlicher Daten für die Abschätzung 
der Steuerbelastung Verzerrungen mit sich bringen kann, 
die sich fi nal nur durch die Verwendung steuerlicher Da-
ten vermeiden ließe (vgl. auch Hentze, 2019). Hierfür las-
sen sich insbesondere drei Gründe anführen.

1. Steuerfreie Betriebseinnahmen (bzw. Kürzungen bei 
der Gewerbesteuer) führen rechnerisch zu einer Sen-
kung der Steuerquote, unabhängig davon, ob diese 
„echte Steuervergünstigungen“ darstellen (z. B. Steu-
erfreistellung von Investitionszulagen) oder systema-
tisch zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung bereits 
vorbelasteter Gewinne notwendig sind (z. B. Freistel-
lung von Schachteldividenden und von Gewinnen aus 
der Veräußerung von Kapitalgesellschaftsanteilen bei 
der Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer, Kürzung 
von Gewinnanteilen aus Personengesellschaften bei 
der Gewerbesteuer, Freistellung von umwandlungs-
steuerrechtlichen Übernahmegewinnen bei der Kör-
perschaftsteuer und Gewerbesteuer). Um eine sys-
tematische Unterschätzung der Steuerquoten zu ver-

meiden, sind entsprechende Korrekturen bei deren 
Ermittlung vorzunehmen.3 Dieses Problem besteht 
insbesondere bei Steuerquoten, die auf Basis unkon-
solidierter Jahresabschlüsse ermittelt werden, da hier 
– anders als bei Konzernabschlüssen – konzerninterne 
Beteiligungserträge nicht konsolidiert werden. Aller-
dings sind die entsprechenden Informationen nicht im-
mer vollständig aus den Jahresabschlüssen ersichtlich 
(z. B. Gewinne aus Personengesellschaften, Übernah-
meergebnisse), sodass eine vollständige Korrektur in 
vielen Fällen nicht möglich sein wird.

2. Eine weitere Unterschätzung der Steuerquote resultiert 
in vielen Fällen daraus, dass Verlustunternehmen von 
der Untersuchung ausgeschlossen werden. Dieser Ef-
fekt ergibt sich schon allein dadurch, dass Verlustun-
ternehmen steuerlich benachteiligt werden und dieser 
Eff ekt durch den Ausschluss von Verlustunternehmen 
unberücksichtigt bleibt (vgl. so auch Henry und San-
sing, 2018). Bleiben Verlustunternehmen nicht vollstän-
dig unberücksichtigt, sondern wird lediglich auf eine 
Berücksichtigung der Verlustjahre verzichtet, kommt 
ein weiterer Eff ekt zum Tragen. Werden die entspre-
chenden Verluste in den Folgejahren verrechnet, min-
dern diese zukünftige Steuerzahlungen und – soweit 
im Verlustjahr auf eine Aktivierung latenter Steuern für 
Verlustvorträge verzichtet wurde4 – auch den Steuer-
aufwand. Eine weitere Unterschätzung der tatsächli-
chen durchschnittlichen Steuerquote wäre die rechne-
rische Folge.

3. Auch die Bilanzierung latenter Steuern selbst kann die 
tatsächliche Steuerbelastung der berichtenden Unter-
nehmen verschleiern. Werden beispielsweise aktive 
latente Steuern auf Verlustvorträge gebildet, so wird 
bei der Ermittlung der Steuerquote der Eff ekt dieser 
Verlustvorträge mathematisch vollständig neutralisiert, 
was allerdings nur bei einer sofortigen Verrechnung 
gerechtfertigt ist. Schließlich bestehen bei der Bilan-
zierung aktiver latenter Steuern erhebliche Wahlrechte 
und Ermessensspielräume. So sieht § 274 Abs. 1 S. 2 
HGB ein generelles Aktivierungswahlrecht für akti-
ve latente Steuern vor. Da die Bildung aktiver latenter 
Steuern sowohl nach HGB als auch IAS 12 (Internati-
onal Accounting Standard 12) eine voraussichtliche 
Nutzbarkeit voraussetzt, hängt die Bildung latenter 
Steuern ferner stark von der Einschätzung der zu-
künftigen Unternehmensentwicklung ab. Dieser Eff ekt 
spielt zumindest bei einjährigen Steuerquoten eine be-
deutsame Rolle, weshalb in der Literatur mehrjährige 

3 Huber und Maiterth (2020) nehmen eine entsprechende Korrektur für 
Beteiligungserträge vor.

4 § 274 HGB gewährt hier ein allgemeines Aktivierungswahlrecht.
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Steuerquoten für aussagekräftiger gehalten werden 
(Dyreng et al., 2008).

Steuerbelastung deutscher Kapitalgesellschaften 

auf Basis der amtlichen Steuerstatistik

Dieser Beitrag verwendet aggregierte Informationen der 
amtlichen Steuerstatistik, genauer gesagt der Körper-
schaftsteuer- und der Gewerbesteuerstatistik, zur Ab-
schätzung der durchschnittlichen Ertragsteuerbelastung 
deutscher Kapitalgesellschaften. Diese Vorgehensweise 
erlaubt keine Ermittlung von Steuerquoten auf Einzelun-
ternehmensebene, verdeutlicht allerdings gut die Wirkung 
ausgewählter Bemessungsgrundlagenelemente auf die 
Höhe der durchschnittlichen Steuerbelastung.5 Im Unter-
schied zur klassischen ETR werden bei der Ermittlung der 
Gewinngröße (Nenner der ETR) Korrekturen vorgenom-
men für Aufwendungen (Erträge), die steuerlich nicht-ab-
ziehbar (steuerpfl ichtig) sind, obwohl sich steuersystema-
tisch eine andere Behandlung rechtfertigen ließe.6 Diese 
Vorgehensweise vermeidet die oben angesprochenen 
Verzerrungen der klassischen ETRs.

Technisch wird zur Ermittlung der Steuerquote die Kör-
perschaftsteuer (Gewerbesteuer) durch die Bemessungs-
grundlage der jeweiligen Steuer dividiert, die zuvor um 
entsprechende Korrekturen bereinigt wurde. Es werden 
also nicht-abziehbare Betriebsausgaben, für die es an ei-
ner steuersystematischen Begründung fehlt und die aus 
diesem Grund zu einer Bruttobesteuerung führen, ab-
gezogen. Ebenso werden Betriebseinnahmen, die unter 
steuersystematischen Gesichtspunkten freizustellen wä-
ren und aus diesem Grund zu einer Doppelbesteuerung 
führen, abgezogen. Hierbei beschränkt sich die Analyse 
auf die betragsmäßig bedeutsamsten Regelungen. In ei-
nem letzten Schritt werden die so ermittelten Steuerquo-
ten für die Körperschaftsteuer und die Gewerbesteuer 
addiert und zu einer Gesamtsteuerbelastung thesaurier-
ter Kapitalgesellschaftsgewinne zusammengefasst.

Steuerliche Behandlung konzerninterner Dividenden

Die Freistellung von Dividendenzahlungen an eine Ka-
pitalgesellschaft stellt keine Steuervergünstigung dar, 
sondern ist vielmehr geboten, um eine (wirtschaftliche) 
Mehrfachbelastung dieser Einkünfte mit Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer auf Ebene unterschiedlicher 

5 Im Ergebnis führt die Aggregation der Ergebnisse und Steuern ver-
schiedener Unternehmen dazu, dass die ermittelte Steuerquote dem 
gewichteten Mittel der Steuerquoten der einzelnen berücksichtigten 
Unternehmen entspricht.

6 Gemeint ist, dass entsprechende Aufwendungen einen objektiven 
Zusammenhang mit der Unternehmenstätigkeit aufweisen und ledig-
lich aus fi skalischen Gründen nicht abziehbar sind.

Rechtssubjekte zu vermeiden (Scheffl  er, 2020, 216). Hier-
bei ist es grundsätzlich unerheblich, wie hoch die Betei-
ligungsquote der übergeordneten Kapitalgesellschaft ist. 
Insofern führt die im Jahr 2013 eingeführte Steuerpfl icht 
auf Streubesitzdividenden (§ 8b Abs. 4 KStG) zu einer im-
pliziten Steuererhöhung, da diese Änderung zwar euro-
parechtlich geboten war, aber eben nicht steuersystema-
tisch. Gleiches gilt für die gewerbesteuerliche Hinzurech-
nung von Streubesitzdividenden (§ 8 Nr. 5 GewStG), für 
die in der Literatur haushaltspolitische Gründe angeführt 
werden (Scheffl  er, 2020, 294). 

Die Höhe der nach § 8b Abs. 4 KStG steuerpfl ichtigen Di-
videnden wird erstmals in der Körperschaftsteuerstatistik 
2016 explizit ausgewiesen. Sie beträgt bei unbeschränkt 
körperschaftsteuerpfl ichtigen Kapitalgesellschaften 11,79 
Mrd. Euro (vgl. Tabelle 1). Diese Dividenden sind auch bei 
der Gewerbesteuer steuerpfl ichtig. Darüberhinausgehen-
de Hinzurechnungen und Kürzungen halten sich in etwa 
die Waage.

Zinsaufwendungen

Steuersystematisch stellen betrieblich veranlasste Finan-
zierungsaufwendungen unstrittig Betriebsausgaben dar 
und sind nach Maßgabe des objektiven Nettoprinzips 
grundsätzlich zum Abzug zuzulassen. Ein Versagen des 
Abzugs von Finanzierungsaufwendungen hat somit ei-
ne Bruttobesteuerung zur Folge und führt zu einer (ver-
steckten) Steuermehrbelastung. Bei der Gewerbesteuer 
wird diese Besteuerungsfolge mit der Ausgestaltung als 
Objektsteuer begründet und bewusst in Kauf genommen. 
Die steuerpolitische Begründung der Zinsschrankenre-
gelung ist die Verhinderung von Gewinnverlagerungen 
ins Ausland. Es kann davon ausgegangen werden, dass 
diese Wirkung der Vorschrift proaktiv eintritt, da Unter-
nehmen bei ihren Planungen die negativen Folgen aus der 
Anwendung der Zinsschranke zu umgehen versuchen. 
Kommt es also zur Nicht-Abziehbarkeit nach § 4h EStG 
iVm § 8a KStG, so sollte dies vermutlich mehrheitlich auf 
missglückte Planungen oder unbewusste Gestaltungen 
zurückzuführen sein.

Die körperschaftsteuerlichen und gewerbesteuerlichen 
Zinsabzugsbeschränkungen sind betragsmäßig be-
deutsam. So sind aufgrund der Zinsschrankenregelung 
im Jahr 2016 Zinsausgaben in Höhe von 3,25 Mrd. Euro 
und im Jahr 2015 von 4,38 Mrd. Euro nicht abziehbar (vgl. 
Tabelle 1). In beiden Jahren sind dies mehr als 5 % der 
gesamten Zins ausgaben unbeschränkt steuerpfl ichtiger 
Kapitalgesellschaften. Ein Blick auf den Gesamtbestand 
der Zinsvorträge, der Ende 2016 bei 33,6 Mrd. Euro lag, 
verdeutlicht zudem, dass die Wirkung dieser Vorschrift, 
ähnlich wie die Verlustverrechnung, nicht lediglich tem-
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porär ist. Bei der Gewerbesteuer kommt zusätzlich die 
Hinzurechnung von Finanzierungsaufwendungen gem. 
§ 8 Nr. 1 GewStG zum Tragen. Dies betriff t 2016 bei Kapi-
talgesellschaften 12,96 Mrd. Euro und im Jahr 2015 13,28 
Mrd. Euro (vgl. Tabelle 1).-

Verlustverrechnung

Grundsätzlich ist die Wirkung steuerlicher Verluste bei 
der Ermittlung von handelsrechtlichen Steuerquoten 
abhängig von der Bilanzierung aktiver latenter Steuern. 
Während § 274 HGB hier ein generelles Wahlrecht vor-
sieht, besteht nach IAS (International Accounting Stan-
dards) 12 ein Aktivierungsgebot für Verlustvorträge, 

deren Nutzung wahrscheinlich ist. Diese Einschränkung 
gewährt auch in IFRS (International Financial Reporting 
Standards)-Abschlüssen den Unternehmen einen ge-
wissen Ermessensspielraum. Werden aktive latente 
Steuern auf Verlustvorträge gebildet, so ist sowohl die 
Verlustentstehung als auch die Nutzung der Vorträge 
in der Zukunft steuerquotenneutral. Zu einer Erhöhung 
der Steuerquote kommt es hier lediglich bei Untergang 
der Verluste oder falls sich die Einschätzung bezüglich 
der zukünftigen Nutzbarkeit ändert. Unterbleibt eine 
Bildung aktiver latenter Steuern, so kommt es bei Ver-
lustentstehung zu einem Anstieg der Steuerbelastung, 
während die spätere Nutzung der Verlustvorträge die 
Steuerquote senkt.

Tabelle 1
Steuerbelastung deutscher Kapitalgesellschaften laut amtlicher Steuerstatistik

1 Dieser Wert wurde auf Basis der freigestellten Dividenden und dem entsprechenden Verhältnis 2016 geschätzt, da keine Angabe in der Steuerstatistik 
verfügbar.  2 = (7) + [ (4) + (5) + (6) ] * 0,15.  3 = (1) - (2) - (3).  4 A: (7) / (9);  B: (8) / (9).  5 = (11a)*0,035*4.  6 = (15) + [(11b)+(14)+(6)]*0,035*4. Es wird eine analoge 
Wirkung von § 8c KStG für die Gewerbesteuer unterstellt.  7 = (11) - (2) - (3) - (12) - (13) + (14).  8 A: (15) / (17); B: (16) / (17).  9 = (10) * 1,055 + (18).

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der Körperschaftsteuerstatistik und Gewerbesteuerstatistik für die Jahre 2015 und 2016.

Körperschaftsteuer 2015 2016

A B A B

(1) Gesamtbetrag der Einkünfte 162,06  174,02  

   davon: positiv (1a) 217,44 226,61

   davon: negativ (1b) -55,38 -52,59

(2) Dividenden iSv § 8b Abs. 4 KStG 13,601 11,79

(3) n.a. Zinsaufwand (§ 4h EStG, 8a KStG) 4,38 3,25

(4) Negatives zvE (laufendes Jahr) -54,60 -51,83

(5) Verlustabzug (laufendes Jahr) 24,32 23,46

(6) Untergegangene Verluste (§ 8c KStG) 7,59 4,27

(7) Festzusetzende Körperschaftsteuer 28,91 30,45

(8) Modifi zierte Körperschaftsteuer2 25,51 26,84

(9) Modifi erte Einkünfte3 144,09 158,97

(10) Steuerquote KSt4 20,07% 17,70% 19,16% 16,88%

Gewerbesteuer 2015 2016

A B A B

(11) Gewerbeertrag 135,97 145,24

   davon: positiv (11a) 189,03 196,06

   davon: negativ (11b) -53,16 -50,83

(12) Hinzurechnung Finanzierungsaufwand 13,28 12,96

(13) Hinzurechnung/Kürzung Dividenden 1,41 -0,14

(14) Verlustabzug 19,53 20,60

(15) Gewerbesteuer5 26,46 27,45 

(16) Modifi zierte Gewerbesteuer6 22,82 23,82

(17) Modifi zierter Gewerbeertrag7 122,84 137,97

(18) Steuerquote GewSt8 21,54% 18,58% 19,90% 17,26%

Kombinierte Steuerquote9 42,72% 37,25% 40,11% 35,07%
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Bei der empirischen Ermittlung von Steuerquoten werden 
Verlustunternehmen häufi g ausgeblendet, sodass die sich 
ergebenden Steuerquoten lediglich die Steuerbelastung 
profi tabler Kapitalgesellschaften widerspiegeln. Diese 
Vorgehensweise sollte die tatsächliche Steuerbelastung 
aus zwei Gründen unterschätzen. Erstens kommt es bei 
steuerlichen Verlusten zu einer Mehrbelastung, da diese 
in den meisten Fällen nicht unmittelbar verrechnet werden 
können, sondern nur nach Maßgabe der Regelungen zum 
Verlustrücktrag und Verlustvortrag berücksichtigt werden 
können.7 Zweitens kann es dazu kommen, dass die Ent-
lastungswirkung von Steuerverlusten einseitig berück-
sichtigt wird, wenn nur die Jahre der Verlustentstehung 
unberücksichtigt bleiben.

Ein Blick in die Steuerstatistik verdeutlicht, dass die Be-
grenzung der steuerlichen Verlustverrechnung mit Blick 
auf den gesamten Unternehmenssektor zu einer dauer-
haften steuerlichen Mehrbelastung führt. So stehen laut 
Körperschafsteuerstatistik 2016 (2015) neu entstandenen 
steuerlichen Verlusten in Höhe von 51,8 Mrd. Euro (54,6 
Mrd. Euro) Vorteile aus der Nutzung steuerlicher Verlus-
te im Wege des Verlustvor- oder -rücktrags in Höhe von 
lediglich 23,5 Mrd. Euro (24,3 Mrd. Euro) gegenüber (vgl. 
Tabelle 1). Anders ausgedrückt beträgt das Verhältnis von 
verrechneten Verlusten aus früheren oder späteren Jah-
ren und steuerlichen Neuverlusten in beiden Jahren rund 
45 %. Als Folge haben sich die körperschaftsteuerlichen 
Verlustvorträge zwischen 2015 (108,7 Mrd. Euro) und 2016 
(666,4 Mrd. Euro) mehr als verfünff acht. Dieser bedeutsa-
me Eff ekt wird bei der Ermittlung von eff ektiven Steuerbe-
lastungen durch die Nichtberücksichtigung von Verlust-
beobachtungen häufi g außer Acht gelassen.

Selbst wenn sämtliche Verlustvorträge für einbringbar er-
achtet werden, so ergibt sich für Kapitalgesellschaften ei-
ne Defi nitivbelastung aus steuerlichen Verlusten zumindest 
in Höhe der aufgrund von § 8c KStG endgültig unterge-
gangenen Verluste.8 Auch wenn 2015 und 2016 im Durch-
schnitt lediglich 1 % der körperschaftsteuerlichen Verluste 
(2015: 7,6 Mrd. Euro, 2016: 4,3 Mrd. Euro) auf diesem Wege 
untergehen, so ist dieser (Mindest-)Eff ekt bezogen auf das 
zu versteuernde Einkommen nicht unerheblich.

7 Dabei ist die Möglichkeit zur Verlustberücksichtigung in Deutschland 
– auch im Vergleich zu anderen Ländern – relativ stark eingeschränkt. 
So war ein Verlustrücktrag 2015 und 2016 nur bis zu einem Betrag von 
einer 1 Mio. Euro und nur bei der Körperschaftsteuer möglich. Beim 
Verlustvortrag begrenzt die Mindestbesteuerung des § 10d EStG die 
Nutzbarkeit. Zudem ist die Anwendung der Organschaft in Deutsch-
land aufgrund der Notwendigkeit des Ergebnisabführungsvertrags 
stark eingeschränkt.

8 Nach § 8c KStG gehen Verlustvorträge einer Kapitalgesellschaft 
grundsätzlich unter, wenn – innerhalb von fünf Jahren – mindestens 
50 % der Anteile an dieser Kapitalgesellschaft an einen Erwerber ver-
äußert werden. Ausnahmen hiervon werden z. B. in Sanierungsfällen 
oder bei Bestehen von stillen Reserven gewährt.

Steuerbelastung deutscher Kapitalgesellschaften

In diesem Abschnitt wird – unter Berücksichtigung der 
vorgenannten Eff ekte – die durchschnittliche Steuerquo-
te deutscher unbeschränkt steuerpfl ichtiger Kapitalge-
sellschaften ermittelt. Ausgangspunkt für die eff ektive 
Belastung mit Körperschaftsteuer bildet der Gesamtbe-
trag der Einkünfte, der kumuliert von deutschen Kapi-
talgesellschaften 2015 oder 2016 erzielt wird. Nach den 
vorherigen Ausführungen stellen die Steuerpfl icht für 
Streubesitzdividenden sowie die Nicht-Abzugsfähigkeit 
bestimmter Zinsaufwendungen eine systematisch nicht 
gerechtfertigte Mehrbelastung dar; bei Ermittlung der 
Position „Modifi zierte Einkünfte“ werden diese Beträge 
entsprechend gekürzt. Diese Position geht im Nenner in 
die Steuerquote für die Körperschaftsteuer ein. Im Zähler 
der Steuerquote wird die festgesetzte Körperschaftsteu-
er laut Körperschaftsteuerstatistik verwendet (Spalte A). 
In Spalte B werden zukünftige Steuervorteile aus den im 
laufenden Jahr entstandenen Verlusten, entsprechend 
der Wirkung aktiver latenter Steuern, unterstellt. Dabei 
wird davon ausgegangen, dass sämtliche Verluste des 
laufenden Jahres die Körperschaftsteuer mindern und ei-
ne Belastung lediglich von den Verlusten ausgeht, die im 
laufenden Jahr nach § 8c KStG untergehen. Für die Ge-
werbesteuer wird eine analoge Vorgehensweise gewählt. 
Für die Berechnung der kombinierten Steuerquote wird 
auch der Solidaritätszuschlag auf die Körperschaftsteuer 
berücksichtigt.

Die Ergebnisse in Tabelle 1 verdeutlichen, dass bei Berück-
sichtigung der oben beschriebenen drei Eff ekte sich eine 
kombinierte Ertragsteuerbelastung deutscher Kapitalge-
sellschaften ergibt, die – in Abhängigkeit von den unterstell-
ten Annahmen für die Nutzung steuerlicher Verlustvorträ-
ge – zwischen 37,3 % und 42,7 % (2015) bzw. 35,1 % und 
40,1 % (2016) liegt. Für beide Jahre ergibt sich dementspre-
chend eine Gesamtsteuerbelastung, die deutlich oberhalb 
der Tarifbelastung liegt. Insbesondere ist die Belastung mit 
Gewerbesteuer aufgrund der Berücksichtigung substanz-
steuerähnlicher Merkmale bei der Defi nition der Bemes-
sungsgrundlage deutlich höher als die tarifl iche Belastung 
mit 14 %, die sich bei einem hier unterstellten durchschnitt-
lichen Gewerbesteuerhebesatz von 400 % ergibt.

Fazit

Die Berechnungen in diesem Beitrag zeigen, dass die 
Steuerbelastung deutscher Kapitalgesellschaften zwi-
schen 5 und 12 Prozentpunkten oberhalb der nominellen 
Tarifbelastung liegt, wenn die begrenzte Abziehbarkeit von 
Verlusten berücksichtigt wird und dem Umstand Rechnung 
getragen wird, dass Dividenden (und Zinsaufwendungen) 
entgegen einer systematisch gerechtfertigten Behandlung 
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in Teilen steuerpfl ichtig (nicht abziehbar) sind. Derartige 
Beschränkungen bestehen zwar mitunter auch in anderen 
Ländern, allerdings nicht vollumfänglich (z. B. gewerbe-
steuerliche Hinzurechnung von Zinsaufwendungen). In je-
dem Fall kann gezeigt werden, dass die Steuerbelastung 
deutscher Kapitalgesellschaften bei Berücksichtigung die-
ser Eff ekte deutlich oberhalb der Tarifbelastung liegt.

Es ist darauf hinzuweisen, dass diese Ergebnisse die Wir-
kungen von grenzüberschreitender Steuerplanung nicht 
wiederspiegeln, da grenzüberschreitende Gewinnver-
lagerungen gleichermaßen den Zähler und den Nenner 
unseres Steuerbelastungsmaßes betreff en. Wie viel Steu-
eraufkommen Deutschland durch Gewinnverlagerungen 
ins Ausgang gehen und in welchem Ausmaß die Konzern-
steuerbelastung hierdurch gesenkt werden kann, kann 
dementsprechend hier nicht berücksichtigt werden. Fer-
ner dürfte die infolge der Coronapandemie bereits umge-
setzte Ausweitung des Verlustrücktrags sowie deren für 
die Zukunft weiter in Aussicht gestellte Verbesserung die 
hier beschriebenen Eff ekte für die Zukunft abmildern.
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Für Aufsehen sorgten jüngst zwei aktivistisch Investie-
rende, als sie die Bayer AG dazu auff orderten, die Saat-
gutsparte des Unternehmens auszugliedern und den 
Vorstandsvorsitzenden zu ersetzen. Dieser musste kurz 
darauf vorzeitig seinen Platz räumen. Das Beispiel unter-
streicht, dass aktivistisch Investierende sich zu prominen-
ten Kapitalmarktakteuren entwickelt haben, gegen deren 
Einfl uss selbst etablierte DAX-Konzerne nicht gefeit sind.

Die heutige Bewegung aktivistisch Investierender hat ih-
ren Ursprung in den USA. Einer der frühesten Fälle von 
Aktionärsaktivismus ist die Auseinandersetzung zwi-
schen dem Fondsmanager Benjamin Graham und dem 
Unternehmen Northern Pipeline im Jahr 1928. Graham 
forderte das Unternehmen in einer privaten Besprechung 
mit dem Management dazu auf, überschüssige Finanzan-
lagen zu liquidieren. Der Erlös solle mittels einer Sonder-
dividende an die Aktieninhaber:innen ausgeschüttet wer-
den. Nachdem das Management dieses Vorhaben ver-
weigerte, bildete Graham im Stil eines modernen aktivisti-
schen Investors eine Koalition mit anderen Anteilseignern. 
Er konnte bei einer Abstimmung der Hauptversammlung 
einen Sitz im Verwaltungsrat des Unternehmens erringen. 
Daraufhin folgte das Management Grahams Vorschlag 
zur Kapitalausschüttung (Gramm, 2016).

Das historische Beispiel verdeutlicht exemplarisch die Vor-
gehensweise aktivistisch Investierender, die seit den 1920er 
Jahren vergleichbar geblieben ist. Waren es damals einige 
wenige Aktionäre, die das Auseinanderfallen von Kontrol-

le und wirtschaftlichem Eigentum großer Unternehmen mit 
ersten aktivistischen Kampagnen zu überwinden suchten, 
professionalisierte sich diese Aktionärsbewegung in den 
folgenden Jahrzehnten. Während in den 1980er Jahren der 
konfrontative Umgangston der Corporate Raider (deutsch: 
Unternehmensplünderer) dominierte, z. B. in Gestalt des 
ikonischen Carl Icahn, wandelte sich diese Investorengrup-
pe mit Beginn der 1990er Jahre zum modernen Leitbild des 
konstruktiven Investorenaktivisten (Bessler und Vendrasco, 
2022). Diese Akteure beabsichtigten, wesentliche Unter-
nehmensentscheidungen über die Vermögens- und Kapi-
talstruktur sowie die Zusammensetzung und Vergütung 
des Managements zu beeinfl ussen. Seit den 1990er Jahren 
verbreitet sich diese Form des Investorenaktivismus zuneh-
mend international. Eine bis heute anhaltende Kontinuitäts-
linie verbindet aktivistisch Investierende im Laufe der Jahr-
zehnte in ihrer Strategie und Vorgehensweise.

Zwischen Anteilseignern und Management

Unter aktivistisch Investierenden werden in diesem Bei-
trag spezialisierte Kapitalmarktakteure verstanden, die die 
Geschäftspolitik börsennotierter Unternehmen im Interes-
se der Aktionärsschaft beeinfl ussen. Aktivistisch Investie-
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rende, z. B. Hedgefonds oder Private-Equity-Gesellschaf-
ten, verfügen in der Regel lediglich über Minderheitsbetei-
ligungen zwischen 5 % und 13 % der ausstehenden Aktien 
an Unternehmen (Brav et al., 2021). Sie sind zur Durch-
setzung ihrer Forderungen gegenüber dem Management 
aus diesem Grund auf die Unterstützung institutioneller 
Aktieninhaber:innen mit signifi kanten Stimmrechtsanteilen 
angewiesen. Dazu bedienen sich aktivistisch Investieren-
de der öff entlichen Auseinandersetzung mit Unternehmen 
und ihren Vertretern. Sie stellen spezifi sche Forderungen 
auf, betreiben zur Stärkung ihrer Verhandlungsposition 
systematisches Lobbying der Aktionärsbasis und forcie-
ren Kampfabstimmungen bei Hauptversammlungen. Die-
se Strategie steht im Zusammenhang mit dem vorrangi-
gen Ziel der Investorengruppe, positive Renditen auf das 
verwaltete Kundenvermögen zu erzielen. Daneben kann 
Investorenaktivismus auf inhaltliche Ziele ausgerichtet 
sein, z. B. im Rahmen von Environmental Social Gover-
nance (ESG)-Aktivismus, der auf eine Veränderung der 
Geschäftspolitik im Hinblick auf ökologische, soziale und 
führungskulturelle Aspekte abzielt.

Anfang 2023 wurde der Einstieg zweier aktivistisch Investie-
render bei der Bayer AG bekannt. Die Londoner Investment-
gesellschaft Bluebell Capital Partners und der Hedgefonds 
Inclusive Capital Partners aus San Francisco forderten ei-
nen Wechsel an der Unternehmensspitze sowie die stra-
tegische Überprüfung einer potenziellen Aufspaltung des 
Unternehmens (Bluebell, 2023). Diese Auseinandersetzung 
verdeutlicht zentrale Eigenschaften aktivistischer Kampag-
nen. Zumeist haben aktivistisch Investierende ihren Sitz in 
englischsprachigen Ländern wie dem Vereinigten König-
reich oder den USA. Aktivistisch Investierende erwerben 
Minderheitsbeteiligungen an börsennotierten Unternehmen 
– im Fall der Bayer-Aktivisten betragen die Stimmrechtsan-
teile jeweils weniger als 1 % – und stellen spezifi sche Forde-
rungen auf, die auf den Leitsatz Shareholder Value ausge-
richtet sind. Dabei koordinieren sich aktivistisch Investieren-
de mit institutionellen Anteilseignern, um ihren Forderungen 
Gewicht zu verleihen. Im Fall der Bayer-Aktivisten suchte 
Inclusive Capital Partners die Unterstützung der wichtigsten 
Großaktionäre, darunter des viertgrößten Bayer-Aktionärs 
Harris Associates (Farr et al., 2023). Aktivistisch Investieren-
de zielen mit ihren Kampagnen auf Unternehmen ab, deren 
Aktienkurs in der jüngeren Vergangenheit schlechter abge-
schnitten hat als der Benchmarkindex und bei denen struk-
turelle Probleme vorliegen (Brav et al., 2021). Beide Aspekte 
sind bei Bayer seit der Übernahme von Monsanto im Jahr 
2018 erfüllt. Aktivistisch Investierende machen darüber hin-
aus Unternehmen zum Ziel ihrer Kampagnen, deren Kapital-
marktbewertung im Verhältnis zur Unternehmenssubstanz 
und Ertragskraft gering ist. Diese „Value“-Unternehmen bie-
ten Renditechancen, sofern die vorhandenen strukturellen 
Probleme gelöst werden.

„Heuschrecken“ oder Governance-Intermediäre?

Die Rezeption des Phänomens aktivistisch Investieren-
der ist gespalten. Zwei konträre Sichtweisen bestimmen 
den wissenschaftlichen Diskurs. Eine in Deutschland 
prominent vertretene Sichtweise betrachtet aktivistisch 
Investierende als kurzfristig orientierte „Heuschrecken“, 
die einen Störfaktor für das langfristige Unternehmens-
wohl darstellen. Demnach sind aktivistisch Investie-
rende durch eine kurzfristige Erwartungshaltung hoher 
Renditen motiviert, die sie gegenüber ihren Kund:innen 
auszuweisen beabsichtigen. Das veranlasst Investoren-
aktivisten, Unternehmen zu plündern, d. h. auf kurzfristig 
wertsteigernde Maßnahmen zu drängen, während die 
betroff enen Unternehmen durch nachteilige Konsequen-
zen langfristig geschwächt werden. Eine in den USA ver-
breitete Sichtweise betont hingegen die positive Wirkung 
aktivistisch Investierender als Governance-Intermediäre, 
die das Spannungsfeld zwischen Prinzipal und Agent auf-
lösen, das aus divergierenden Interessen zwischen den 
passiven Anteilseignern und dem Management entsteht 
(Bebchuk et al., 2015). Die beiden diametralen Sichtwei-
sen stützen sich auf unterschiedliche empirische Befunde 
über die Eff ekte, die von aktivistischen Kampagnen auf 
die Aktienkurse und Fundamentaldaten von Unternehmen 
ausgehen. Sie sind darüber hinaus Ergebnis der unter-
schiedlichen kulturellen Prägung der Unternehmensfüh-
rung zwischen Shareholder Value und Stakeholder Value.

Eff ektives Monitoring als Koordinationsproblem

In der theoretischen Literatur wird das Problem der wirksa-
men Überwachung des Managements als Koordinations-
problem der Aktieninhaber:innen modelliert. Zwar liegt es 
im kollektiven Interesse der Aktionärsschaft, die Handlun-
gen des Managements zu überwachen, um eine Konver-
genz der gegenseitigen Interessen zu gewährleisten. Bevor 
einzelne Anteilseigner jedoch aktiv werden, um im Interes-
se der Aktionärsgemeinschaft zu handeln, wägen sie die 
Kosten des Aktivwerdens gegenüber ihrem individuellen 
Nutzen ab, der sich an der Größe der Anteilsposition be-
misst. Während ein wirksames Monitoring der gesamten 
Aktionärsschaft kollektiv zugutekommt, entfallen die Kos-
ten der Initiative auf die individuellen Akteure (Gong, 2013). 
Dieses Problem wird durch eine fragmentierte Aktionärs-
struktur verschärft. Für Aktionäre mit geringen wirtschaft-
lichen Eigentumsanteilen besteht weder eine realistische 
Möglichkeit noch ein wirksamer Anreiz zur Kontrolle des 
Managements. Dieses Collective-Action-Problem kann 
durch Investorenaktivisten gelöst werden.

Die weitgehende Regulierungsfreiheit von Hedgefonds 
und Private-Equity-Gesellschaften, die meisten davon 
ansässig in den USA sowie dem Vereinigten Königreich, 
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erlaubt, aktivistisch Investierenden konzentrierte Portfo-
lios aufzubauen, innerhalb derer die Anteile einzelner Po-
sitionen wesentlich größer sind, als es unter anders regu-
lierten Anlageformen möglich wäre. Daneben ermöglicht 
der Einsatz von Derivaten, beispielsweise Aktienoptionen, 
mit dem gleichen Kapitaleinsatz eine deutlich größere 
wirtschaftliche Eigentumsposition aufzubauen als mittels 
Aktien des Unternehmens. In Verbindung mit der perfor-
manceorientierten Vergütungsstruktur ergeben sich aus 
den institutionellen Rahmenbedingungen wirksame öko-
nomische Anreize für spezialisierte Akteure, als Investo-
renaktivisten aufzutreten und das Koordinationsproblem 
der Aktionärsschaft gegenüber dem Management abzu-
schwächen (Gilson und Gordon, 2013). 

Bewertungseff ekte aktivistischer Kampagnen

Die Bewertungseff ekte, die von Kampagnen aktivistisch 
Investierender auf die Aktienkurse der betroff enen Unter-
nehmen ausgehen, erlauben eine kapitalmarktorientierte 
Einordnung dieser Investorengruppe. Im Rahmen einer 
Ereignisstudie werden daher in diesem Beitrag die Bewer-
tungseff ekte aktivistischer Kampagnen im Zeitraum um 
den Tag ihres Bekanntwerdens anhand abnormaler Ak-
tienrenditen gegenüber dem CDAX-Kursindex ermittelt. 
Von besonderer Bedeutung ist in dieser Betrachtung der-
jenige Tag, an dem die Auseinandersetzung zwischen dem 
aktivistischen Investor und dem Unternehmen erstmalig 
bekannt wird (Tag 0). Unter Abwesenheit konkurrierender 
wertbeeinfl ussender Faktoren kann eine kausale Verknüp-
fung zwischen der Reaktion des Kapitalmarkts und der 
Nachricht der aktivistischen Kampagne hergestellt wer-
den. Die auftretenden Bewertungseff ekte refl ektieren das 
kollektive Urteil der Kapitalmarktteilnehmer über die bar-
wertigen Auswirkungen der aktivistischen Kampagne auf 
den Unternehmenswert. Sie stellen insofern eine praxis-
orientierte Möglichkeit dar, die Ad-hoc-Eff ekte aktivisti-
scher Kampagnen auf Unternehmen zu beurteilen.

Zur Bestimmung der durch die aktivistischen Kampagnen 
bedingten Kapitalmarktreaktion werden die tatsächlichen 
Aktienrenditen um hypothetische Renditen bereinigt, die 
aufgetreten wären, wenn das Ereignis nicht stattgefun-
den hätte. Die erwarteten Aktienrenditen sind Prognose-
werte eines Regressionsmodells der Aktienrenditen des 
jeweiligen Unternehmens auf den CDAX-Index über einen 
200-tägigen Zeitraum, der 80 Tage vor Ereignisbeginn en-
det (in Anlehnung an Mietzner und Schweizer, 2009). Die 
beiden Parameter alpha und beta des Regressionsmodells 
erfassen spezifi sche Eigenschaften der jeweiligen Aktien, 
die für die Berechnung der hypothetischen Renditen be-
deutsam sind. Der Parameter alpha gibt an, ob eine Aktie 
im Beobachtungszeitraum vor der aktivistischen Kampa-
gne eine risikolose Über- oder Unterrendite gegenüber 

dem Benchmarkindex erzielt hat. Die Risikoeigenschaft 
ist im Parameter beta enthalten, der die Risikosensitivität 
im Verhältnis zum Benchmarkindex misst. Die abnormalen 
Aktienrenditen werden anschließend mithilfe zweier Test-
verfahren auf ihre statistische Signifi kanz überprüft.

Ereignisstudie: Konstruktion und Bereinigung des 

Datensatzes zu aktivistischen Kampagnen

Dazu werden in der folgenden Analyse auf Grundlage der 
Corporate-Governance-Datenbank von Refi nitiv öff entli-
che Auseinandersetzungen zwischen aktivistisch Investie-
renden und deutschen Unternehmen, sogenannte aktivis-
tische Kampagnen, im Zeitraum zwischen 2010 und 2021 
ausgewählt. Der anfängliche Datensatz wird zunächst auf 
die Identität des aktivistischen Investors überprüft. Im Ein-
klang mit der Defi nition aktivistisch Investierender als ins-
titutionelle Akteure werden Ereignisse mit Einzelpersonen 
und nicht-fi nanziellen Unternehmen als Investorenaktivis-
ten ausgeschlossen. Im Datensatz werden ferner solche 
Unternehmen nicht betrachtet, deren Aktien an mehreren 
Tagen keinen nennenswerten Handelsumsatz aufweisen. 
Es werden weiterhin Ereignisse ausgeschlossen, in deren 
Zeitraum konkurrierende wertbeeinfl ussende Faktoren 
fallen. Dies können sowohl unternehmensspezifi sche Fak-
toren sein wie die Ankündigung eines bedeutenden Joint-
Ventures als auch allgemeine Marktfaktoren wie das Auf-
kommen der Coronapandemie im Frühjahr 2020.

Nach Bereinigung des Datensatzes enthält die Stichprobe 
28 aktivistische Kampagnen im Zeitraum zwischen 2010 
und 2021. Die Stichprobe besteht mehrheitlich aus jünge-
ren aktivistischen Kampagnen der Jahre 2019 bis 2021. Im 
Nachgang der globalen Finanzkrise agierten aktivistisch 
Investierende zunächst zurückhaltend. In den Jahren 2010 
bis 2015 schwankte die Zahl der aktivistischen Kampag-
nen in Deutschland auf einem geringen Niveau. Im Vorfeld 
der Coronapandemie stieg sie 2018 und 2019 an. Von der 
Pandemie im Jahr 2020 vorerst unterbrochen, markierte 
die Aktivität der Investorenaktivisten im Jahr 2021 mit acht 
Kampagnen einen neuen Höchststand.

Die Unternehmen der Stichprobe sind hauptsächlich in vier 
Sektoren tätig. Auf die Sektoren Industrie, Finanzdienst-
leistungen, Immobilien und Energieversorgung entfallen 24 
der 28 untersuchten Kampagnen. Diese Konzentration auf 
wenige Sektoren stimmt mit den Eigenschaften aktivisti-
scher Kampagnen überein, die typischerweise auf Unter-
nehmen ausgerichtet sind, die stabile Erträge und geringe 
relative Kapitalmarktbewertungen aufweisen. Die Marktka-
pitalisierung der Unternehmen beträgt zwischen 87,07 Mio. 
Euro (Minimum) und 82,82 Mrd. Euro (Maximum), wobei 
der Median 5,12 Mrd. Euro beträgt. Es handelt sich bei den 
Unternehmen vorwiegend um Mid- und Large-Caps.
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Tabelle 1
Kumulierte abnormale Renditen (KAR) und deren 

statistische Signifi kanz

Signifi kanzniveaus: *** für 1 %, ** für 5 % und * für 10 %.

Quelle: eigene Berechnung.

Ereignisfenster
Mittelwert der 

KAR (in %) t-Wert
Median der 
KAR (in %) z-Wert

[-20; +20] 3,97 2,14** 2,89 1,87*

[-20; 0] 3,61 2,44** 2,84 2,23**

[-20; -10] 2,11 1,74* 1,32 1,42

[-1; +1] 1,35 1,94* 0,79 1,78*

[0] 1,09 2,19** 0,61 2,10**

[0; +20] 1,45 0,91 1,37 0,89

Abbildung 1 stellt den zeitlichen Verlauf der durchschnitt-
lichen abnormalen Aktienrendite im Untersuchungszeit-
raum dar (blaue Linie). Die pinke Linie gibt den Ereignistag 
(Tag 0) an, an dem die aktivistischen Kampagnen erst-
mals öff entlich bekannt werden. Die kurzfristigen Bewer-
tungseff ekte aktivistischer Kampagnen sind positiv und 
ökonomisch bedeutsam. Die abnormalen Aktienrenditen 
bewegen sich im Mittel in der Größenordnung von 4 %. 
Sie treten zuvorderst in zwei Zeiträumen auf: In den letz-
ten zehn Handelstagen vor dem Bekanntwerden der ak-
tivistischen Kampagnen sowie am Ereignistag, an dem 
die Rendite sprunghaft steigt. Im Nachgang schwankt 
die kumulierte durchschnittliche abnormale Rendite oh-
ne eindeutigen Trend. Diese Ergebnisse implizieren, dass 
der Kapitalmarkt den Auseinandersetzungen zwischen 
aktivistisch Investierenden und Unternehmen eine wert-
steigernde Wirkung beimisst. Dieser Eff ekt wird bereits 
vor dem defi nitiven Bekanntwerden der aktivistischen 
Kampagnen durch den Kapitalmarkt antizipiert, wie die 
kontinuierlich ansteigende abnormale Rendite zeigt.

Tabelle 1 gibt die kumulierte durchschnittliche abnormale 
Aktienrendite in unterschiedlichen täglichen Zeitfenstern 
des Untersuchungszeitraums sowie deren statistische 
Signifi kanz auf Grundlage des t-Tests (t-Wert) sowie des 
Wilcoxon-Tests  (z-Wert) an. Es wird auf eine statistisch 
signifi kante Abweichung gegenüber null getestet. Der 
Bewertungseff ekt im Gesamtzeitraum [-20; +20] in Höhe 
von 3,97 % (Mittelwert) bzw. 2,89 % (Median) ist statis-
tisch signifi kant. Etwas mehr als die Hälfte des Gesamt-
eff ekts tritt vor dem Ereignistag im Zeitraum [-20; -10] auf, 
ein Drittel am Ereignistag selbst. Die Rendite im Vorfeld 
des Bekanntwerdens der aktivistischen Kampagnen ist 
geringfügig signifi kant für den Mittelwert der abnormalen 
Renditen im Zeitraum [-20; -10], nicht jedoch für den Medi-
an. Beide Renditemaße sind statistisch signifi kant, wenn 
der Betrachtungszeitraum bis zum Ereignistag verlängert 
wird. Die Aktienrendite bis zum Ende des Untersuchungs-

zeitraums inklusive des Ereignistags im Zeitraum [0; +20] 
beträgt im Mittel 1,45 % (Median: 1,37 %). Diese Rendite 
ist nicht statistisch signifi kant, weder für den Mittelwert 
noch für den Median. Um die Ankündigungsrendite am 
Ereignistag verringert, betragen die abnormalen Renditen 
im Nachgang des Ereignisses [+1; +20] im Mittel 0,36 % 
bzw. 0,76 % (Median), sind jedoch ebenso nicht statis-
tisch signifi kant. Die höchste tägliche Rendite wird am Er-
eignistag (Tag 0) verzeichnet. Sie beträgt im Mittel 1,09 % 
(Median: 0,61 %). Auf den Ereignistag entfällt damit knapp 
ein Drittel des gesamten Bewertungseff ekts. Die abnor-
malen Renditen am Ereignistag weisen die höchste statis-
tische Signifi kanz der untersuchten Teilzeiträume auf.

Die Zweiteilung der auftretenden Renditen in einen Zeit-
raum vor dem Ereignistag und den Ereignistag selbst 
stimmt mit den Ergebnissen anderer Untersuchungen 
überein. Die Höhe der festgestellten Bewertungseff ekte ist 
vergleichbar. Mietzner und Schweizer (2014) weisen einen 
kurzfristigen Bewertungseff ekt in Höhe von 3,4 % in einem 
sechzigtägigen Ereignisfenster nach. Drerup (2014) be-
ziff ert den Bewertungseff ekt auf 3,5 %. Für den Zeitraum 
nach der Finanzkrise demonstrieren Bessler und Vendras-
co (2022) einen positiven Bewertungseff ekt, der jedoch 
geringer ausfällt als für den Zeitraum vor der Finanzkrise.

Transaktions- und Informationseff ekte

Nach Weber und Zimmermann (2013) kann der gesamte 
Bewertungseff ekt in zwei getrennte Bestandteile zerlegt 
werden. Demnach refl ektiert die abnormale Aktienrendite 
im Vorfeld des öff entlichen Bekanntwerdens aktivistischer 
Kampagnen in erster Linie Transaktionseff ekte. Diese kön-
nen einerseits durch aktivistisch Investierende ausgelöst 
werden, die ihre Aktienposition aufbauen. Triff t deren mar-
ginale Nachfrage auf eine unzureichende Aktienliquidität 
kann dies eine abnormale Preisreaktion hervorrufen. An-
dererseits können auch weitere Akteure preisbestimmen-

Abbildung 1
Verlauf der abnormalen Aktienrenditen im 

Untersuchungszeitraum

Quelle: eigene Berechnung.
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de Transaktionseff ekte herbeiführen. Aktivistisch Investie-
rende koordinieren sich wie in einem „Wolfsrudel“ im Vor-
feld ihrer Kampagnen mit anderen institutionellen Akteu-
ren, um sich deren Unterstützung zu sichern (Brav et al., 
2008). Werden diese Marktgerüchte einem ausgewählten 
Kreis von Kapitalmarktakteuren bekannt, die eigens eine 
Aktienposition aufbauen, führt diese zusätzliche Nachfra-
ge zu einem weiteren Preisanstieg. Die Wechselwirkun-
gen von Preiseff ekten und Marktgerüchten kann eine sich 
selbst verstärkende Dynamik eintreten lassen, die weitere 
„noise“-orientierte Marktteilnehmer anzieht.

In Abgrenzung dazu ist der Bewertungseff ekt am Ereig-
nistag selbst auf den Informationseff ekt der aktivistischen 
Kampagne zurückzuführen, von der eine Signalwirkung auf 
die Kapitalmarktteilnehmer ausgeht. Diese Signalwirkung 
kann auf die idealtypischen Eigenschaften der Unterneh-
men bezogen werden, die Ziel aktivistisch Investierender 
sind. Der Informationseff ekt kann die kapitalmarktseitige 
Erwartung widerspiegeln, dass eine bisherige Unterrendite 
gegenüber dem Benchmarkindex sowie eine andauernde 
Unterbewertung des Unternehmens durch künftige Maß-
nahmen des Managements aufgrund des äußeren Drucks 
der aktivistisch Investierenden abgestellt wird.

Prinzipal-Agenten-Theorie

Im Kontext der Prinzipal-Agenten-Theorie deuten die ab-
normalen Aktienrenditen auf die Antizipation des Kapi-
talmarkts hin, dass es aktivistisch Investierenden gelingt 
Agency-Kosten zu senken, die aus der Trennung von 
Kontrolle und wirtschaftlichem Eigentum der betroff enen 
Unternehmen resultieren. Diese Kosten bestehen aus Ak-
tionärssicht vorwiegend in Entscheidungen über die Ka-
pitalallokation, die nicht wohlfahrtsoptimierend sind. So 
kann es beispielsweise im kurzfristigen Interesse des Ma-
nagements sein, andere Unternehmen zu hohen Preisen zu 
übernehmen, um die eigene Vergütung mit der gestiege-
nen Unternehmensgröße zu erhöhen (Jensen und Meck-
ling, 1976). Aktivistisch Investierende erscheinen aufgrund 
ihrer institutionellen Rahmenbedingungen unter Koordi-
nation mit weiteren Anteilseignern besonders geeignet, 
eine aus Aktionärssicht wirksame Monitoringinstanz des 
Managements zu bilden. Gelingt es auf diese Weise, das 
Motivations- und Koordinationsproblem zwischen dem 
Management und der Aktionärsschaft abzuschwächen, 
erscheint die positive Kapitalmarktreaktion gerechtfertigt.

Zusammenfassend sind aktivistisch Investierende spezi-
alisierte Kapitalmarktakteure, die wesentliche Unterneh-
mensentscheidungen im Interesse der Aktionärsschaft 
beeinfl ussen. Ihre Kampagnen rufen in der kurzen Frist 
positive abnormale Aktienrenditen bei deutschen Unter-
nehmen in der Größenordnung von 4 % hervor. Diese Re-
aktion kann durch Transaktions- und Informationseff ekte 
eingeordnet werden. Off en bleibt in dieser Betrachtung 
die Wirkung aktivistischer Kampagnen auf andere Stake-
holder eines Unternehmens sowie die Frage nach deren 
langfristigen Auswirkungen. Motiviert durch die Erfolge, 
die aktivistisch Investierende in der jüngeren Vergangen-
heit bei namhaften deutschen Unternehmen verzeichnen 
konnten, dürfte der Trend einer zunehmenden Einfl uss-
nahme dieser Investorengruppe künftig anhalten.
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Title: Activist Investors’ Infl uence on Companies
Abstract: The growing presence of activist investors in Germany challenges companies with a confrontational style and broad de-
mands. This article analyses the Anglo-American capital market phenomenon in the context of companies’ corporate governance and 
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dungen ergehen im Mittel zwei bis drei Monate nachdem 
Schuldner oder Gläubiger den Insolvenzantrag gestellt ha-
ben. Die Abbildung 1 bildet die Entwicklung des Insolvenz-
geschehens anhand der amtlichen Statistik seit 1999 im 
Hinblick auf die Zahl der Insolvenzen, die Zahl der betrof-
fenen Arbeitnehmenden und die voraussichtlichen Forde-
rungen der Gläubiger ab. Es werden dreijährige Mittelwerte 
angegeben, die auf den Basiszeitraum 1999 bis 2001 nor-
miert sind. Die Zahl der Insolvenzen stieg zunächst um 33 % 
an, bevor ein kontinuierlicher Rückgang einsetzte. Bis zum 
Zeitraum 2017 bis 2019 sank die Zahl der Insolvenzen um ein 
Drittel, verglichen mit 1999 bis 2001; in den neuen Bundes-
ländern (ohne Berlin) betrug der Rückgang gar 72 %. Im glei-
chen Zeitraum hat sich in Deutschland auch die Gründungs-
neigung stark verringert2 und Insolvenzen betreff en vor al-
lem junge Unternehmen (Müller und Stegmaier, 2015). Die 
Abbildung 1 zeigt, dass Insolvenzen junger Unternehmen 
(jünger als 8 Jahre) zunächst an Bedeutung verloren und der 
Anteil etablierter Unternehmen (8 Jahre oder älter) seit dem 
Zeitraum 2008 bis 2010 bei etwa 40 % konstant blieb.3

Bis 2019 sank die Zahl der betroff enen Arbeitnehmenden 
sogar etwas stärker als die Zahl der Insolvenzen. Vergli-
chen mit 192.000 jährlich betroff enen Jobs im Basiszeit-
raum, waren im Zeitraum 2017 bis 2019 nur noch 121.000 
Jobs pro Jahr betroff en. Die Abbildung 1 zeigt, dass der 
Anteil von insolvenzbetroff enen Jobs in etablierten Unter-
nehmen dabei anstieg. Das lag in erster Linie daran, dass 
insolvente ältere Unternehmen zwischen 2002 bis 2004 
und 2017 bis 2019 im Mittel um 19 % größer wurden und 
junge Unternehmen gleich klein blieben.

Deutlich volatiler gestaltet sich die Entwicklung der Forde-
rungen von Insolvenzgläubigern. Das liegt oft an einzelnen 
Insolvenzen mit hohen Forderungssummen und entspre-
chend vorsichtig ist die Entwicklung der Forderungen zu in-
terpretieren. Auch bei vorsichtiger Interpretation lassen die 

2 Die Zahl der Gewerbeanmeldungen erreichte 2018 und 2019 den nied-
rigsten Wert seit Einführung der amtlichen Statistik zu Gewerbeanzeigen.

3 Die amtliche Statistik weist Insolvenzen nur anhand dieser Altersunter-
scheidung aus. Die Statistik nach Alter beginnt 2003, der in der Abbildung 
ausgewiesene Mittelwert 2002 bis 2004 bezieht sich hier also nur auf zwei 
Jahre. Bis 2006 liegt der Anteil fehlender Altersangaben bei etwa einem 
Drittel, später bei 10 % bis 20 %. Fehlende Angaben betreff en überpropor-
tional kleine Unternehmen, sodass die Aufteilung von Forderungen und 
Arbeitnehmer:innen auf die Altersklassen deutlich besser gelingt, als die 
Aufteilung der Zahl der Insolvenzen. Für diesen Beitrag wurden fehlende 
Angaben entsprechend dem Anteil von jungen versus etablierten Unter-
nehmen an den gültigen Antworten auf beide Gruppen aufgeteilt.

Eine Insolvenz ist nur eine von mehreren möglichen Vari-
anten, wie Unternehmen aus dem Markt austreten können. 
Viele Unternehmen schließen einfach ohne Insolvenz, wie-
der andere werden übernommen oder fusionieren. Tat-
sächlich schließen sehr viel mehr Unternehmen ohne In-
solvenz, als Unternehmen eine Insolvenz anmelden (Müller 
und Stegmaier, 2015). Der Hauptunterschied zwischen den 
Marktaustrittsformen besteht darin, dass ein Marktaustritt 
ohne Insolvenz nicht immer ein Scheitern des Unternehmens 
als Ursache hat und oft freiwillig geschieht.1 Der Marktaustritt 
über den Weg der Insolvenz ist hingegen ein deutlicher Hin-
weis auf ökonomisches Scheitern. Marktaustritten ohne 
Insolvenz geht oft eine mehrjährige geordnete Schrump-
fungsphase vorweg, während insolvente Unternehmen sich 
bis zum Schluss gegen den Austritt stemmen (Fackler et al., 
2018). Das Interesse an Insolvenzen ergibt sich zum einen 
daraus, dass sie ein sehr aktueller und gut messbarer Indi-
kator für ökonomisches Scheitern und Arbeitsplatzverluste 
sind. Zum anderen bergen massenhafte Insolvenzen die Ge-
fahr von Ansteckungseff ekten bis hin zu Bankenkrisen.

Insolvenzgeschehen bis zum Ausbruch der 

Pandemie: weniger, aber teurere Insolvenzen

Die Einführung der Insolvenzordnung im Jahr 1999 markiert 
den Beginn der aktuellen Insolvenzstatistik des Statistischen 
Bundesamtes. Als Insolvenzereignis erfasst diese Statistik 
die Gerichtsentscheidung über die Verfahrenseröff nung. 
Dabei werden Abweisungen mangels Masse und Eröff -
nungen von Insolvenzverfahren gezählt. Gerichtsentschei-

1 Siehe Müller und Stegmaier (2015) für eine tiefere Diskussion von 
Marktaustrittsgründen.
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reichen Kredit- und Hilfszusagen, einem sehr viel leichter 
zugänglichen und großzügiger ausgestalteten Kurzarbei-
tergeld und einer zeitweisen Aussetzung der Insolvenzan-
tragspfl icht. In der Folge brachen die Insolvenzzahlen trotz 
Krise um 16 % im Jahr 2020 ein. Gleichzeitig, und von der 
Öff entlichkeit weit weniger beachtet, änderte sich aber die 
Zusammensetzung der insolventen Unternehmen stark. 
Die Zahl der Insolvenzen im Bereich der „Einzelunterneh-
men, freie Berufe und Kleingewerbe“ brach 2020 um 30 % 
ein, während die Insolvenzen bei den in der Regel sehr viel 
größeren Personen- und Kapitalgesellschaften nur um 
8 % zurückging. Dies hat jedoch nur zu einem kleinen Teil 
dazu beigetragen, dass die durchschnittliche Insolvenz 
2020 drastische 55 % mehr Beschäftigte betraf als 2019. 
Der Hauptgrund war ein Anstieg der Unternehmensgröße 
bei den Personen- und Kapitalgesellschaften um 50 %. 
Im Ergebnis lag die Zahl der von Insolvenz betroff enen 
Arbeitnehmer:innen 2020 mit 188.000 Beschäftigten auf 
dem höchsten Wert seit der weltweiten Finanzkrise 2009.

Im Wahljahr 2021 ging die Zahl der Insolvenzen und der be-
troff enen Jobs nochmals zurück und es mehrten sich die 
Stimmen, die eine Verzerrung und ein Aufstauen des Insol-
venzgeschehens infolge der noch immer laufenden staatli-
chen Stützungsprogramme befürchteten. In der Tat waren 
diese Programme nicht zielgenau und nach dem weitgehen-
den Ende der akuten Einschränkungen durch die Pandemie 
immer schwieriger zu rechtfertigen. Nicht zielgenau waren 
sie z. B. deshalb, weil etwa das Kurzarbeitergeld grundsätz-
lich allen Branchen in gleicher Weise zugänglich gemacht 
wurde, egal ob die Branche von der Pandemie betroff en war 
oder nicht. Mitnahmeeff ekte wurden hier auf unnötige Wei-
se erleichtert. Vergleichende Analysen europäischer Länder 
zeigen zudem, dass fi nanzielle Staatshilfen in fast allen un-
tersuchten Ländern entweder in gleicher Weise an vor der 
Pandemie produktive und unproduktive Unternehmen ge-
zahlt wurden oder gar zielgenau an notleidende, aber vorher 
produktive Unternehmen gingen (Bighelli et al., 2023). Die un-
rühmliche Ausnahme bildet hier ausgerechnet Deutschland 
(Altomonte et al., 2021). Hierzulande haben Unternehmen mit 
deutlich höherer Wahrscheinlichkeit staatliche Finanzhilfen 
erhalten, wenn sie vor der Pandemie unterdurchschnittlich 
produktiv waren. Die Folge dieser Politik dürfte zum einen 
eine Fehlallokation knapper Ressourcen in Form einer vor-
übergehenden Weiterexistenz schwacher Unternehmen bei 
gleichzeitigem Arbeitskräftemangel in zukunftsfähigen Un-
ternehmen gewesen sein. Zum anderen dürfte es ein Auf-
schieben vieler Insolvenzen bis zu dem Zeitpunkt verursacht 
haben, an dem die Hilfen zurückgezahlt werden müssen.

Im Jahr 2022 stagnierte das Insolvenzgeschehen auf niedri-
gem Niveau. Zum einen liefen Sonderregelungen zum Kurz-
arbeitergeld bis ins Frühjahr weiter, zum anderen mussten 
Finanzhilfen noch nicht zurückgezahlt werden. In der zweiten 

Daten jedoch die Aussage zu, dass die Forderungssummen 
trotz weniger Insolvenzen eher gestiegen sind. Eine mögli-
che Ursache kann in einer lockeren Kreditvergabe vor dem 
Hintergrund der Niedrigzinspolitik der EZB vermutet werden.

In der Gesamtschau sticht somit ins Auge, dass sich das In-
solvenzgeschehen in den zwei Jahrzehnten zwischen 1999 
und 2019 hin zu weniger Insolvenzen – aber zu Insolvenzen 
von größeren und älteren Unternehmen – verschoben hat. 
Eine Interpretation ist, dass das Geschehen weniger stark 
vom Trial & Error der klassischen Start-up-Szene dominiert 
war, aber stärker von der Obsoleszenz älterer Unterneh-
men. Leider erlaubt die amtliche Statistik keine genauere 
Untergliederung beim Alter der etablierten Unternehmen 
und somit bleiben alternative Interpretationsmöglichkeiten. 
Denkbar ist etwa, dass die Niedrigzinspolitik der EZB zu ei-
ner längeren Überlebensdauer von Start-ups beigetragen 
hat und diese statistisch somit verstärkt in der Gruppe der 
etablierten Unternehmen zu fi nden sind.

Heterogenes Insolvenzgeschehen in der Doppelkrise 

aus Pandemie und Kostenexplosion

Die Coronapandemie und die bereits 2021 einsetzende 
und durch den russischen Überfall auf die Ukraine deutlich 
verschärfte Kostenkrise haben das Insolvenzgeschehen 
auf unterschiedliche Weise beeinfl usst. Die Pandemie traf 
die meisten Unternehmen am Ende einer langanhaltenden 
wirtschaftlichen Boomphase. Auch wenn Handelskriege 
und Brexit den Boom bereits 2019 beendet hatten, konnten 
doch viele Unternehmen über einen langen Zeitraum Re-
serven aufbauen und den unmittelbaren Corona-Schock 
abfedern. Der Staat reagierte auf die absehbare und unver-
schuldete Notlage vieler Unternehmen zudem mit umfang-

Abbildung 1
Insolvenzgeschehen, Drei-Jahres-Mittel

Die in der Abbildung gezeigten Anteile (Linien) sind nicht auf den Basiszeit-
raum 1999 bis 2001 normiert.

Quelle: Destatis.
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Für die kommenden Monate rechnet die IWH Insolven-
zforschung mit spürbar steigenden Insolvenzzahlen, 
sodass zumindest für die zweite Jahreshälfte 2023 von 
einem deutlich erhöhten Insolvenzgeschehen gespro-
chen werden muss. Neben der schwierigen gesamtwirt-
schaftlichen Lage in Deutschland und während der Pan-
demie aufgezehrten fi nanziellen Polstern dürfte auch 
das Nachwirken der Coronahilfen die Insolvenzzahlen 
nach oben treiben, denn die oft in Form von Krediten 
gezahlten Hilfen müssen nun zurückgezahlt werden. 
Da viele schwache Unternehmen diese Hilfen erhalten 
haben, sind Insolvenzen nun unvermeidlich. Einige po-
sitive Aspekte lassen sich der Situation aber doch ab-
gewinnen, denn viele der nun nachgeholten Insolvenzen 
betreff en Unternehmen, die schon länger unrentabel 
waren. Vor dem Hintergrund des Arbeitskräftemangels 
in Deutschland darf mit einiger Zuversicht erwartet 
werden, dass die nun freigesetzten Arbeitskräfte zügig 
in andere, rentablere und letztlich zukunftsfestere Un-
ternehmen werden wechseln können. Mit persistenten 
Lohnverlusten in relevanter Größenordnung ist bei ei-
ner Insolvenz des Arbeitgebers typischerweise ohnehin 
nicht zu rechnen (Fackler et al., 2021) und eine geringe 
Arbeitslosenquote dürfte diese Verluste weiter dämpfen 
(Schmieder et al., 2023).

Jahreshälfte begann jedoch bereits vorsichtig die Trendwen-
de. Die Insolvenzzahlen und die Zahl der betroff enen Jobs 
stiegen spürbar vor allem im Verarbeitenden Gewerbe und 
im Bausektor. Hauptgründe dafür dürften die explodieren-
den Energiepreise im Zuge des russischen Überfalls auf die 
Ukraine und steigende Kreditzinsen durch eine deutlich re-
striktivere Geldpolitik der EZB gewesen sein. In der Summe 
zeigt die Abbildung 1, dass die Jahre 2020 bis 2022 von ex-
trem niedrigen Insolvenzzahlen, moderaten Arbeitsmarktef-
fekten und sehr hohen Forderungsausfällen geprägt waren.

Aktuelle Lage und Ausblick

Die bereits 2022 beginnende Trendwende setzt sich 2023 
fort. Ein aktuelles Bild der Lage bietet dabei der monat-
lich erscheinende IWH Insolvenztrend, der neben den ak-
tuellsten Zahlen auch ökonomische Einschätzungen der 
Situation und einen Ausblick auf die kommenden Monate 
beinhaltet. Der IWH Insolvenztrend fokussiert dabei aus-
schließlich auf Personen- und Kapitalgesellschaften. Der 
Hauptgrund hierfür ist, dass diese Unternehmensgruppe 
in der Regel für etwa 90 % der Arbeitsplätze und 95 % der 
Forderungen steht und in der Zeitreihe weniger volatil als 
etwa die vom Statistischen Bundesamt berichteten Regel-
insolvenzen sind. Trends lassen sich dadurch aus Sicht der 
IWH Insolvenzforschung besser abbilden.

Zum Redaktionsschluss liegen die Zahlen bis einschließlich 
Oktober 2023 vor. Die Zahl der Insolvenzen lag in jedem Mo-
nat des Jahres 2023 deutlich über den Vorjahreswerten und 
seit Juni 2023 auch über dem Mittel der Jahre 2016 bis 2019. 
Bis einschließlich Oktober übertreff en die Insolvenzzahlen 
das langjährige Mittel nur um etwa 10 %, sodass bisher eher 
von einer Normalisierung als von einer Insolvenzwelle ausge-
gangen werden sollte. Allerdings setzt sich der langfristige 
Trend zu größeren Insolvenzen fort. Legt man die im IWH In-
solvenztrend erfasste Statistik zu den Jobs in den 10 % größ-
ten Unternehmen zugrunde, muss von einem erheblichen 
Anstieg der betroff enen Jobs um etwa ein Drittel verglichen 
mit 2016 bis 2019 ausgegangen werden.4 Auff ällig sind dabei 
eine Reihe größerer Insolvenzen von Krankenhäusern.

4 Der Anteil der betroff enen Arbeitnehmer:innen in Großunterneh-
men ist ein sehr guter Indikator für die Gesamtzahl der betroff enen 
Arbeitnehmer:innen (Müller, 2021).

Title: Corporate Bankruptcies in Germany
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baltischen Staaten sowie Portugal und Finnland weisen die 
Kredite an private Haushalte einen hohen Anteil an variab-
ler Verzinsung bzw. kurzer Zinsbindung auf. Hier lagen die 
auf den Kreditbestand zu zahlenden Zinsen im September 
2023 bereits um ca. 3,1 bis 3,4 Prozentpunkte höher als vor 
zwei Jahren. Eine deutlich längere Zinsbindung ist dagegen 
vor allem in Deutschland, Belgien, Frankreich, der Slowa-
kei und in den Niederlanden zu beobachten (Gern et al., 
2023). Hier sind die Zinsen bislang nur um rund 0,1 bis 0,3 
Prozentpunkte gestiegen. Bei Unternehmenskrediten zeigt 
sich ein ähnliches Bild, wobei die Überwälzung des höhe-
ren Zinsniveaus weiter fortgeschritten ist. In vielen Ländern 
sind die Zinsen bereits um 3 Prozentpunkte gestiegen (vgl. 
Abbildung 1, rechts). Für den Euroraum insgesamt fällt der 
Anstieg mit 2,2 Prozentpunkten jedoch geringer aus, da in 
großen Volkswirtschaften, wie Deutschland und Frankreich, 
der Anstieg nur rund 1,6 bzw. 1,8 Prozentpunkte beträgt.

Vergleicht man die Zinsen im Bestand mit den Zinsen im 
Neukreditgeschäft,1 kann man die noch ausstehende 
Überwälzung im Bestand grob abschätzen. Dazu wird an-
genommen, dass die durchschnittliche Laufzeit im Neu-
kreditgeschäft mit der im Bestand übereinstimmt und die 
Zinsen im Neukreditgeschäft auf dem derzeitigen Niveau 
verweilen. Unter diesen Annahmen steht bei Immobilien-

1 Es werden die Zinsen im Bestand jeweils zum Indikator „Composite 
Cost of Borrowing“ der EZB verglichen, der die Zinsen im Neukredit-
geschäft anzeigt.
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Um der historischen Infl ationswelle zu begegnen, hat die 
EZB den Zinssatz für die Einlagefazilität seit Juli 2022 in 
zehn Schritten von -0,5 % auf 4 % angehoben. In der jüngs-
ten Sitzung Ende Oktober hat sich der EZB-Rat gegen ei-
nen weiteren Zinsschritt entschieden und darauf verwie-
sen, dass die volle restriktive Wirkung der bisherigen Zins-
schritte auf die Finanzierungsbedingungen noch ausstehe 
(EZB, 2023a). Vergleicht man die Zinsstrukturkurve (OIS) 
im Euroraum vom September 2023 mit der vom September 
2021 vor der Zinswende, so liegen die Renditen nun über 
die verschiedenen Laufzeiten um rund 3,5 Prozentpunkte 
höher. Die Verschiebung der Zinsstrukturkurve strahlt un-
mittelbar auf die Zinssätze im Neukreditgeschäft mit dem 
Privatsektor aus (Sonnenberg, 2023). Die Zinsen für Unter-
nehmenskredite und Immobilienkredite privater Haushalte 
lagen im September 2023 ca. 3,6 bzw. 2,6 Prozentpunkte 
höher als im September 2021. Dieser Anstieg hat bereits 
zu einem deutlichen Rückgang des Neukreditgeschäfts 
geführt. Von Januar bis September 2023 ist das Neuge-
schäft von Immobilienkrediten im Euroraum um rund 35 % 
gegenüber dem Vorjahr eingebrochen. In Deutschland, 
Frankreich, den Niederlanden, Österreich, Slowenien und 
der Slowakei liegt der Rückgang sogar bei über 40 %. In 
Spanien betrug der Rückgang 17 %, in Italien, Finnland und 
Irland weniger als 10 % und nur Portugal verzeichnete ei-
nen Anstieg um 16 %. Bei den Unternehmenskrediten ging 
das Neugeschäft im Euroraum im gleichen Zeitraum nur 
um 5 % zurück. Allerdings deutet die Umfrage zum Kredit-
geschäft darauf hin, dass die Kreditnachfrage der Unter-
nehmen insbesondere zur Finanzierung längerfristiger An-
lageinvestitionen stark gesunken ist (EZB, 2023b). Neben 
dem Neukreditgeschäft bestimmen Refi nanzierungen den 
Bestand an ausstehenden Krediten an den Privatsektor. 
Insgesamt stagniert dieser im Euroraum seit Jahresbeginn.

Im Gegensatz zum Neukreditgeschäft ist ein Großteil des 
Kreditbestands noch nicht von der Zinswende betroff en. 
Wie rasch das gestiegene Zinsniveau auf den Kreditbestand 
überwälzt wird, hängt von der in den Kreditverträgen fest-
gehaltenen Zinsbindung ab. Für die privaten Haushalte im 
Euroraum ist die Verzinsung des Kreditbestands von Sep-
tember 2021 bis September 2023 um 0,8 Prozentpunkte auf 
3 % gestiegen (vgl. Abbildung 1, links). Insbesondere in den 
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Abbildung 1
Anstieg der Zinsen für Haushalte und Unternehmen im 

Kreditbestand, September 2021 bis September 2023

BALT. = Mittelwert aus Estland, Litauen und Lettland, BD = Deutschland, BG 
= Belgien, EA = Euroraum, ES = Spanien, FN = Finnland, FR = Frankreich, IR 
= Irland, IT = Italien, NL = Niederlande, OE = Österreich, PT = Portugal, SJ =  
Slowenien, SX = Slowakei.

Quelle: EZB, eigene Berechnungen.
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veaus in den Kreditbestand fallen die Zinsausgaben jeweils 
relativ hoch in Finnland, Frankreich, Belgien, Österreich, 
Italien und Deutschland aus. Zu den Zinsausgaben auf den 
Kreditbestand kommen – hier nicht berücksichtigt – bei Un-
ternehmen noch Zinsausgaben auf Anleihen.

Es lässt sich festhalten, dass die Bremsspuren der Geldpo-
litik im Neukreditgeschäft von Haushalten bereits deutlich 
sichtbar sind und auch die Umfrage zum Kreditgeschäft 
einen restriktiven Eff ekt auf die Kreditnachfrage der Unter-
nehmen anzeigt. In den Kreditbeständen hat sich die Zins-
wende bereits zum Teil niedergeschlagen und damit die 
fi nanzielle Belastung des Privatsektors erhöht. In den bei-
den größten Volkswirtschaften des Euroraums (Deutsch-
land und Frankreich) steht jedoch noch ein erheblicher Teil 
der Überwälzung des höheren Zinsniveaus aus. Für sich 
genommen dürfte sich die Bremswirkung der Geldpolitik 
durch den fortschreitenden Anstieg der Zinsausgaben noch 
verstärken. Besonders auff ällige Ausschläge der Zinsaus-
gaben wie vor der Finanzkrise 2008 sind derzeit aber selbst 
bei vollständiger Überwälzung des aktuellen Zinsniveaus in 
den Kreditbestand nicht zu beobachten. Letztendlich kann 
aus der aggregierten Betrachtung von Haushalten und Un-
ternehmen nicht unmittelbar auf die gesamtwirtschaftli-
chen Eff ekte geschlossen werden, da sich die höheren Zin-
sausgaben aber auch -einnahmen unterschiedlich auf die 
einzelnen Haushalte und Unternehmen auswirken dürften.

Nils Sonnenberg

Kiel Institut für Weltwirtschaft
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krediten von Haushalten vor allem in Deutschland und der 
Slowakei noch eine relativ hohe Überwälzung von ca. 2 
Prozentpunkten aus (vgl. Abbildung 2). Für Belgien, Frank-
reich und die Niederlande sind es rund 1,5 Prozentpunkte. 
In den übrigen Ländern ist die Überwälzung schon recht 
weit fortgeschritten, sodass dort die Zinsen im Bestand 
nur noch um 0,5 Prozentpunkte oder weniger steigen dürf-
ten. Bei den Unternehmenskrediten ist die Anpassung 
an das derzeitige Zinsniveau schon weiter fortgeschrit-
ten, wobei auch hier vor allem Deutschland, Belgien und 
Frankreich mit einer noch hohen ausstehenden Überwäl-
zung von 1,5 bis 2 Prozentpunkten hervorstechen. In den 
übrigen Ländern ist die ausstehende Überwälzung nahezu 
abgeschlossen oder liegt bei ca. 0,5 Prozentpunkten (Spa-
nien, Österreich, Finnland).

Die fi nanzielle Belastung des Privatsektors dürfte vor allem 
in den Ländern zunehmen, in denen noch ein Gutteil der 
Überwälzung aussteht. Es stellt sich die Frage, wie stark die 
Zinsausgaben im Kreditbestand den Privatsektor belasten 
bzw. belasten werden. Hierfür ist nicht nur das Zinsniveau 
relevant, sondern auch die Einkommen sowie der Verschul-
dungsgrad des Privatsektors. Vergleicht man die aktuellen 
Zinsausgaben des Privatsektors (Haushalte und Unter-
nehmen) im zweiten Quartal 2023 und die Zinsausgaben 
bei voller Überwälzung des aktuellen Zinsniveaus zu den 
Höhepunkten seit Beginn der Währungsunion (2003, 2007, 
2011), so zeigt sich für die zehn größten Volkswirtschaften 
im Euroraum ein divergierendes Bild. Auff ällig sind die be-
sonders hohen Zinsausgaben des Privatsektors in Relati-
on zum BIP 2007 in Spanien, Irland und Portugal, als der 
Zinserhöhungszyklus der EZB auf einen vorangegangenen 
Kreditboom in diesen Ländern traf (vgl. Abbildung 3). Ak-
tuell liegen die Zinsausgaben in allen Ländern unter den 
länderspezifi schen Höhepunkten. Nur in Finnland liegen sie 
aktuell relativ hoch. Relativ niedrig erscheinen sie aktuell in 
Deutschland, Spanien, Irland, Portugal, Irland und in den 
Niederlanden. Bei voller Überwälzung des aktuellen Zinsni-

Abbildung 2
Ausstehende Überwälzung der Zinsen im 

Kreditbestand verglichen zum Neukreditgeschäft

Quellen: EZB, eigene Berechnungen.

Abbildung 3
Zinsausgaben des Privatsektors (Haushalte und 

Unternehmen) in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Quellen: EZB, Eurostat, eigene Berechnungen.
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